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Vorwort zur zweiten Auflage 

Zwei Jahre nach dem Erscheinen dieses Buches ist die 1. Auflage bereits vergrif-
fen. U m das Werk auch in nächster Zeit l ieferbar halten zu können , hat der Ver-
lag einen Nachdruck der ersten Auflage vorgenommen, die hiermit als 2. , unver-
änder te Auflage vorgelegt wird. 

Kritiker dieser Vorgehensweise werden vielleicht darauf hinweisen, daß die 
Entwicklung des Sozialleistungssystems in den letzten zwei Jahren nicht stehen 
geblieben ist, sondern daß sich vielmehr durchaus verschiedene Änderungen sei-
ner Rechtsgrundlagen ergeben haben. Grundsätzlich dürfen jedoch die Auswir-
kungen dieser Rechtsänderungen auf die wesentlichen Elemente der Organisa-
tions· , Leistungs- und Finanzierungsstrukturen des Systems nicht überschätzt 
werden . Ungeachtet ihrer politisch motivierten Bezeichnung im Einzelfall sind 
grundlegende Strukturreformen doch weitgehend ausgeblieben. In manchen Be-
reichen ist zudem die Umsetzung der Rechtsänderungen in die Verwaltungspra-
xis noch im Fluß, und manche Rechtsänderungen werden auch erst in einigen 
Jahren oder noch später in Kraft treten. In vielen Fällen ist weiter die gesamtge-
sellschaftliche Wirksamkeit getroffener Neuregelungen bereits kurzfristig unge-
wiß, mittel- und langfristig damit noch schwieriger zu beurteilen; kurzfristig er-
kennbare wünschenswerte Folgeprozesse können sich mittel- und langfristig so-
gar in ihr Gegentei l verkehren. Des weiteren haben sich außergewöhnliche Situa-
t ionsveränderungen in der Gesellschaft mit steigenden Aus- und Übersiedlerzah-
len ergeben, deren sozialpolitische Beurtei lung wegen stark eingeschränkter Pro-
gnostizierbarkeit ihrer weiteren Dynamik gegenwärtig sehr schwer möglich ist; 
der Ersatz von erfahrungsgestützten Analysen durch Bildung von Szenarien dürf-
te kein geeigneter Weg sein, zu einer sachgerechten Abschätzung des zukünft i -
gen Poli t ikbedarfs zu gelangen. Vor diesem Hintergrund wäre das Jahr 1989 als 
Ze i tpunkt für eine grundlegende Neubearbe i tung des Buches sehr schlecht ge-
wählt. 

Aus diesen Überlegungen heraus hat te ich keine grundsätzlichen Bedenken 
gegenüber dem Vorhaben des Verlages, einen unveränder ten Nachdruck des Bu-
ches vorzunehmen, um dieses auch und gerade in der gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Umbruchsi tuat ion kurzfristig verfügbar zu halten. Dabei sei mir zugleich 
der Hinweis erlaubt , daß der Verlag in Kürze eine umfassende Geschichte der So-
zialpolitik herausbringen wird, die auf der Grundlage umfangreicher Quel lenfor-
schung von Martin Frey und mir verfaßt wurde. In diesem Buch wird auch die 
neueste sozialpolitische Gesetzgebung aufgearbei te t , die bei der Neuauflage der 
Sozialpolitik vernachlässigt werden mußte . 

Johannes Frerich 



Vorwort zur ersten Auflage 

Die Sozialpolitik kann definiert werden als die Gesamthei t aller staatlichen und 
außerstaatl ichen Maßnahmen und Bestrebungen zur Verbesserung der Lebens-
lage von wirtschaftlich und/oder sozial schwachen Personenmehrhei ten . Von ih-
rer Zielr ichtung her ist Sozialpolitik immer Verteilungspolitik; sie ist stets Beein-
flussung von sich ansonsten einstellenden Vertei lungen, sei es von Rechten oder 
Pflichten, von E inkommen oder Vermögen, sei es interpersonal und/oder inter-
temporal und/oder interregional. Dabei sind zwei Bereiche der Sozialpolitik zu 
unterscheiden: der Bereich der Regelung der Arbeitsentgelte und Arbei tsbedin-
gungen sowie das Sozialleistungssystem mit seinen Sozialausgaben und Sozialein-
nahmen . Gegenstand dieser Arbeit ist die soziale Umvertei lung, die mit Hilfe der 
Sozialtransfers und ihrer Finanzierung bewirkt werden soll. Die über das Sozial-
leistungssystem hinausgehenden klassischen Bereiche der Sozialpolitik werden 
ausgeklammert . 

Die vorliegende Arbei t ist als Lehr- und Handbuch konzipiert und bietet daher 
mehr als eine erste Einführung in die einnahmen-/ausgabenorient ier te Sozialpoli-
tik. Das Buch soll vor allem den Studenten der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften, aber auch der Rechtswissenschaften, sowie auch allen interessierten 
Wirtschafts- und Verwaltungspraktikern einen umfassenden Überblick über den 
aktuellen Stand des Sozialleistungssystems in der Bundesrepublik Deutschland 
sowie die Langfr is tprobleme und Perspektiven der Sozialen Sicherung geben. 
Die Li teraturangaben im laufenden Text erfüllen zu einem wesentlichen Teil die 
übliche Zitier- und Belegfunktion; zum anderen dienen sie jedoch dem Zweck, 
ein weitergehendes Selbststudium im Hinblick auf die angesprochene Themat ik 
zu ermöglichen. 

Hinsichtlich der inhaltlichen Abgrenzung ist das Buch voll und ganz an dem So-
zialbudget 1986 der Bundesregierung orientiert ; es kann insofern auch als Kom-
mentar zur Sozialberichterstattung benutzt werden. Bei allen Bedenken , die 
zwar im einzelnen gegen die Abgrenzungen des Sozialbudgets angeführt werden 
müssen, ist dies doch eine Vorgehensweise, die es er laubt , auch die quanti tat iven 
Dimensionen des Sozialleistungssystems in ihren Konturen sichtbar werden zu 
lassen. 

Im Gegensatz zu den bisher vorliegenden Lehr- und Handbüchern zur Sozial-
politik ist dieses Buch durch eine primär funktionale Betrachtungsweise gekenn-
zeichnet. Diese ermöglicht es, nicht nur Überschneidungen und Lücken im histo-
risch gewachsenen Sozialleistungssystem zu erkennen, sondern auch die vielfach 
ungleiche Behandlung gleicher sozialer Tatbes tände sichtbar werden zu lassen. 
Von diesem Grundprinzip der Darstellung wird nur insoweit abgewichen, wie in 
Einzelfällen eine funktionale Betrachtung systemwidrig wäre und/oder keine zu-
sätzlichen Erkenntnisse bringen würde. D e m vor allen Dingen an einer institutio-
nellen Betrachtung interessierten Leser wird der entsprechende Zugang zu die-
sem Buch jedoch mit Hilfe des detaillierten Sachregisters ohne Schwierigkeiten 
ermöglicht. 

Dieses Buch ist zwar grundsätzlich im Zuge einer mehrjähr igen Vorlcsungstä-
tigkeit zur Sozialpolitik im Wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereich der 



Vorwort VII 

Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen-Friedrich-Wil-
helms-Universität Bonn ents tanden, erhielt seine endgültige Struktur aber vor al-
len Dingen im Jahre 1986. Dies gilt auch für den Rechtsstand, der der Darstel lung 
zugrundeliegt; jedoch wurden die bereits im Januar 1987 feststehenden Rechts-
änderungen berücksichtigt. 

Im Zuge der Fertigstellung dieses Buches ist eine nicht unbeträchtl iche Dan-
kesschuld ents tanden. Herr Ministerialrat D r . Brakel vom Bundesminister ium 
für Arbei t und Sozialordnung hat mir wiederholt wichtige Sozialbudgetdaten zur 
Ver fügung gestellt und war auch bei der Lösung wesentlicher Abgrenzungsfragen 
vielfach behilflich. Her r Diplom-Volkswirt Martin Frey, Institut für Gesell-
schafts- und Wirtschaftswissenschaften der Universität Bonn, hat die gesamte 
Fertigstellung des Buches, insbesondere seit dem Früh jahr 1986, in außerordent -
lich konstruktiv-kritischer Weise begleitet. Zu danken habe ich aber auch den 
vielen Studenten im Wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereich der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bonn, die bei der Durchfüh-
rung der Korrekturen und der Erstellung der Register behilflich waren. Besonde-
rer Dank gebührt auch meiner Frau, die mir sehr viel Verständnis für meine Ar-
beit entgegengebracht hat; zu entschuldigen habe ich mich im nachhinein vor al-
len Dingen bei meinen Kindern Sarah und Jan, da ich insbesondere seit dem 
Herbs t 1986 meinen Vaterpflichten nur noch eingeschränkt nachkommen konn-
te. Hier gelobe ich für die Zukunf t Besserung. 

Johannes Frerich 
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Einführung 3 

1. Sozialpolitik und Gesellschaftspolitik 

Der Begriff der Sozialpolitik ist nach L. v. WIESE (1956, S. 547) ers tmal ig im 
Jah re 1854 durch W. H. RIEHL in die gesellschaftspoli t ische Diskussion einge-
führ t worden , also zu e inem Z e i t p u n k t , da die neuere staatliche Sozialpolitik be-
reits ander tha lb Jah rzehn te alt war (Preußisches Regulat iv 1839). D e r Begriff 
fand in der Folgezeit zunehmend V e r w e n d u n g , abe r seine Ausbre i tung blieb 
wei tgehend auf den deutschen Sprach raum beschränkt (ahnlich lau tende Termin i 
im Engl ischen und Französischen weisen jedenfa l l s eine deutl ich andere Begriffs-
qual i tä t auf ) . 

Insbesondere nach der Gründung des Vereins für Socialpolitik (1872) war der 
Begriff der Sozialpolitik aus de r gesellschaftspoli t ischen Diskussion nicht mehr 
wegzudenken ; er ging auch in die wissenschaft l iche Diskussion ein. behiel t aber 
selbst dor t wei tgehend seinen C h a r a k t e r als politisches Schlagwort , P rog ramm 
und Paro le (vgl. E. BOETTCHER, 1957, S. 5), „zwar von Ge leh r t en , abe r nicht 
eigentlich für Zwecke der wissenschaft l ichen Erkenn tn i s gepräg t" (L. v. WIESE, 
1956, S. 547). Dies ist nicht zuletzt aus de r typischen Interessenlage j ene r G e n e -
rat ion von Ge lehr t en zu e rk lä ren , die sich einerseits als Ver t r e t e r der deutschen 
historischen Schule besonders mit den ze i tgebundenen wirtschaft l ichen und ge-
sellschaft l ichen Vorgängen und Verhäl tn issen be faß ten und sich andererse i t s ins-
b e s o n d e r e als Kathedersozial is ten in dem Bemühen um die Beseit igung sozialer 
Mißs tändc engagier ten . 

Noch um die J a h r h u n d e r t w e n d e s tand für die gesamte deutsche Nat iona löko-
nomie die Soziale Frage im Mi t te lpunkt ihres Interesses; verschiedene Wissen-
schaf t l e rve rschr ieben sich schwergewichtig der Beschäf t igung mit ihr. Dabe i wa-
ren sie nicht an Aussagen über die Wirkl ichkei t allein um der Erkenn tn i s willen 
or ien t ie r t , v ie lmehr ents tand die Wissenschaf t von der Sozialpolitik erst d a n n , 
..als zum Wissen über die Wirklichkeit auch eine Wer tung und Bewer tung hinzu-
t r a t e n " ; fü r die seinerzeitige Wissenschaf t von der Sozialpolitik war die „Einhei t 
von Wissen über die Wirklichkeit mit Zielvors te l lungen und M a ß n a h m e n zur Än-
d e r u n g dieser Wirkl ichkei t" konst i tut iv ( E . BOETTCHER, 1957. S. 5). 

D a h e r schien die Objekt iv i tä t der Wissenschaf t von der Sozialpolitik nicht ge-
währle is te t zu sein; der Verdach t de r Unwissenschaft l ichkei t kam auf , und ver-
schiedene namhaf t e Ver t re te r der deutschen historischen Schule waren nicht län-
ger be re i t , die Sozialpolitik als wissenschaft l iche Disziplin zu akzep t ie ren . Mit 
se inem be rühmten Aufsa tz über die „Objek t iv i t ä t " sozialwissenschaft l icher und 
sozialpolit ischer Erkenntn i s leitete M. WEBER 1904 den niemals beende ten 
Werturteilsstreit ein (vgl. M. WEBER, 1904, S. 22ff .) . Seither ist die Diskussion 
d a r ü b e r nicht abgek lungen , ob Sozialpolitik lediglich ein historischer o d e r ein sy-
s temat ischer Begriff ist und ob übe rhaup t eine wer t f re ie Wissenschaft von der So-
zialpolitik möglich ist (vgl. hierzu im e inzelnen G. Κ LEIN Η ENZ, 1970). 

In den Anfängen der sozialpolit ischen Diskussion war man sich über das Kern-
p r o b l e m . das den Gegens tand der Sozialpolitik ausmach te , durchaus einig. So 
bezog sich die E rö f fnungs rede von G. SCHMOLLER auf der ers ten Sitzung des 
Vere ins für Socialpolitik vor allen Dingen auf die Soziale Frage im Sinne de r Ar-
beiterfrage, und diese s tand auch weiterhin im Mit te lpunkt seines wissenschaftl i-
chen Interesses (vgl. G. SCHMOLLER, 1890, S. 37ff .) . Auch H. HERKNER 
b e f a ß t e sich ebenso wie L. BRENTANO vor allen Dingen mit der Arb e i t e r f r ag e 
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(vgl. Η. HERKNER, 1894; L. BRENTANO, 1871/72; L. BRENTANO, 1883; L. 
BRENTANO, 1931). V e r f o l g t m a n a u ß e r d e m d ie A r b e i t e n v o n G. BRIEFS, so 
wi rd d e u t l i c h , d a ß se lbs t in n e u e r e r Ze i t d e r S c h u t z d e r I n d u s t r i e a r b e i t e r v o r d e n 
n e g a t i v e n F o l g e n de r Indus t r i a l i s i e rung d e n K e r n soz ia lpo l i t i s chen D e n k e n s aus -
m a c h t e (vgl. G. BRIEFS, 1926; G. BRIEFS, 1952; G. BRIEFS, 1955). Z w a r ha t 
sich i m L a u f e d e r E n t w i c k l u n g die Soz ia le F r a g e z u m i n d e s t in d e m S i n n e g e ä n -
d e r t , d a ß d e r Begr i f f d e r Sozia lpol i t ik sukzes s ive mit a n d e r e n P r o b l e m l a g e n a n -
g e r e i c h e r t w u r d e (vgl. W. FISCHER, 1977, S. 35 f f . ) , a b e r d i e se W a n d l u n g e n 
vo l l zogen sich w e i t g e h e n d in A n a l o g i e z u r A r b e i t e r f r a g e ; i n s b e s o n d e r e w u r d e 
d ie B e d e u t u n g n e u e r soz ia lpo l i t i scher P r o b l e m e i m m e r w i e d e r an d e r Soz i a l en 
F r a g e im e n g e r e n S inne d e r A r b e i t e r f r a g e g e m e s s e n , u n d a u c h be i ih ren L ö s u n g s -
v e r s u c h e n ist d e r B e z u g zu d e n A n f ä n g e n n e u e r e r s t a a t l i che r Sozia lpol i t ik u n v e r -
k e n n b a r (vgl . E. BOETTCHER, 1957, S. 7) : 

(1) In diesem Sinne spricht R. vein der BORGHT (1923, S. 21.) von einem „engeren" Be-
griff der Sozialpolitik, der auf die vom Staat zur Lösung der Arbeiterfrage am Ende des 
19. und am Anfang des 20. Jahrhunderts ergriffenen Maßnahmen bezogen wurde (vgl. 
G. KLEINHEN'Z 1970. S.29). Diese Maßnahmen dienten der ..Hebung der Klassen, 
die ihre Arbeitskraft im Dienste anderer in unselbständigen und abhängigen Berufsstel-
lungen verwerten müssen" (R. vein der BORGHT, 1923, S. 2); sie sollten „den Streit des 
vierten Standes mit den übrigen Klassen schlichten. den vierten Stand wieder harmo-
nisch in den Staats- und Gesellschaftsorganismus einfügen" (G. SCHMOLLER, 1890, 
S. 62). 

(2) Ähnlich spricht L. SPINDLER von der Sozialpolitik als der Gesamtheit der Maßnah-
men, „durch die mit öffentlich-rechtlicher Gewalt ausgestattete Körperschaften vom 
Standpunkte des Ganzen aus zugunsten der Arbeitnehmerklasse in das Arbeitsverhält-
nis oder die unmittelbar damit zusammenhängenden Gebiete eingreifen" (L. SPIND-
LER, 1922, S. 63). 

A u c h n e u e r e D e f i n i t i o n e n d e r Sozia lpol i t ik k n ü p f e n v ie l fach an d ie Sozia le F r a g e 
im e n g e r e n S i n n e d e r A r b e i t e r f r a g e a n , w e n n auch die u r s p r ü n g l i c h an B e g r i f f e 
wie W o h l f a h r t , M i l d t ä t i g k e i t , Hi l fe g e g e n u n v e r s c h u l d e t e A r m u t usw. ansch l i e -
ß e n d e S i n n g e b u n g bis hin zu s o z i a l r e f o r m e r i s c h e n B e m ü h u n g e n u m e ine K o r r e k -
t u r d e r kap i t a l i s t i s chen W i r t s c h a f t s o r d n u n g a u s g e w e i t e t w u r d e . A l l e r d i n g s f in-
d e n sich a u c h s e h r f r ü h e r s t e deu t l i che A n s a t z p u n k t e e i n e r Los lösung d e r S i n n g e -
b u n g d e s B e g r i f f s d e r Soz ia lpo l i t ik von der Arbei terfrage und in A n a l o g i e d a z u 
e i n b e z o g e n e n g e s e l l s c h a f t l i c h e n P r o b l e m l a g e n : 

(1) So versteht L. v. BORTKIEWICZ unter einem engeren Begriff der wirtschaftlichen 
Sozialpolitik die „Anteilnahme verschiedener sozialer Klassen an dem Volksvermögen 
und Volkseinkommen" und unter einem weiteren Begriff der Sozialpolitik „die in Ge-
setzgebung und Verwaltung sich äußernde Stellungnahme des Staates zu den sozialen 
Gegensätzen·· (/„. v. BORTKIEWICZ, 1899. S. 332ff.). Damit grenzt sich L. v. BORT-
KI EWICZ einerseits von W. SOMBART ab. der unter Sozialpolitik „diejenigen Maß-
nahmen der Wirtschaftspolitik (versteht), die Erhaltung. Förderung oder Unterdrük-
kung bestimmter Wirtschaftssysteme oder ihrer Bestandteile zum Zwecke oder zur Fol-
ge haben" ( W . SOMBART, 1897, S. 8), und versucht andererseits die Abgrenzung der 
Sozialpolitik durch A. WAGNER als „diejenige Politik des Staates, welche Mißstünde 
im Gebiete des Verteilungsprozesses mit Mitteln der Gesetzgebung und Verwaltung zu 
bekämpfen sucht" (A. WAGNER, 1891, S. 4) zu ergänzen. 

(2) In ähnlicherWeise wie L. v. BORTKIEWICZ definiert L. v. WIESE die Sozialpolitik 
als die „Betätigung des Staates (oder staatsähnlicher öffentlicher Gewalten) gegenüber 
den gesellschaftlichen Klassen", wobei er „in dem Streben nach Ausgleich von ethi-
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sehen (besonders Gereehtigkcits-) Anforderungen und politischen Machtansprüchen 
das Wesentliche des sozialpolitischen Geistes" sieht (L. v. WIESE, 1921). Vergleichbar 
ist auch die Definition von G. r. Μ AYR, der die Sozialpolitik als ..zielbewußte Hinfluß-
nahme der öffentlichen Gewalt auf die Gestaltung der Lage der verschiedenen gesell-
schaftlichen Schichten ... im Interesse der schutzbedürftigen Schichten" bezeichnet (G. 
r. Μ AYR. 192 l .S . 172ff.). 

(3) Während damit bereits der Begriff der Klasse durch den der gesellschaftlichen Schicht 
ersetzt wird, spricht L. HEYDE wiederum von Klassen und Ständen als dem Objektbe-
reich der Sozialpolitik, engt aber seine Definition nicht auf die staatlichen Maßnahmen 
ein. ..Sozialpolitik ist der Komplex von Bestrebungen und Maßnahmen, die primär den 
Zweck verfolgen, das Verhältnis der Stände und Klassen zueinander und zu den Staats-
gewalten nach Maßgabe von Wertvorstellungen zu beeinflussen" (L. HEYDE, 1949, S. 
11). Die Beschränkung der Sozialpolitik auf staatliche Einflußnahmen wurde von L. 
HEYDE bereits frühzeitig abgelehnt, und diese Auffassung findet sich bei ihm auch 
später wieder, wenn er neben der staatlichen Sozialpolitik auf die sozialpolitischen 
Maßnahmen und Bestrebungen der Verbände und der Betriebe hinweist (vgl. L. HEY-
DE, 1966. S. II) . 

(4) In den 3()er Jahren war es F. LÜTGE, der der alleinigen Berücksichtigung der staatli-
chen Sozialpolitik eine konsequente Absage erteilte. Er verstand unter der Sozialpoli-
tik ..die Gesamtheit der Maßnahmen, deren Sinn und Aufgabe es ist. unter systemge-
rechter Befolgung eines einheitlichen sozialen Grundgedankens die sozialen Beziehun-
gen der gesellschaftlichen Gruppen untereinander und zu der Gesamtheit sowie die Be-
ziehung der Gesamtheit zu den gesellschaftlichen Gruppen zu regeln" (F. LÜTGE, 
1932.S. 492). Der Staat wird bei F. LÜTGEbewußl aus der Definition der Sozialpolitik 
herausgelassen, weil er ..nicht unbedingt die mächtigste und alles überragende Gestal-
tung des Soziallebens zu sein braucht" (F. LÜTGE, 1932. S.502). Auffallend ist bei F. 
LÜTGE die Betonung einer einheitlichen sozialen Grundidee; er ist der Auffassung, 
daß Sozialpolitik nur als ein „mit allen Zweigen der Sozialtheorie in Übereinstimmung 
stehendes System" sinnvoll möglich ist {F. LÜTGE, 1932. S.502). 

D a m i t d e u t e t sich die Entwicklung der Sozialpol i t ik in Richtung auf e ine al lge-
m e i n e Gese l l schaf tspol i t ik a n . D i e D e u t u n g d e r Soz ia lpo l i t ik „als ein n u r d u r c h 
r a u m - z e i t - b e z o g e n e gese l l scha f t l i che B e d i n g u n g e n u n t e r s c h e i d b a r c r Z w e i g d e r 
a l l g e m e i n e n G e s e l l s c h a f t s p o l i t i k " ( G . KLEIN Η ENZ, 1970. S. 33) w u r d e s c h o n 
d u r c h L. v. WIESE u n d A. GÜNTHER v o l l z o g e n ; a b e r ers t d ie Ü b e r l e g u n g e n 
von A. AM ON Ν in V e r b i n d u n g mit d e n e n v o n O. v. ZWIEDINECK-SÜDEN-
HORSTiührXen zu e i n e r w e i t e r g e h e n d e n P r ä z i s i e r u n g : 

(1) L. v. WIESE spricht von dem „Kampf der gesellschaftlichen Klassen um die Macht" , 
der Gegenstand einer „allgemeinen Sozialpolitik" sei (L. v. WIESE, 1921. S. 30f.). A. 
GÜNTHER (1922. S. 49) spricht von der Sozialpolitik als der gesellschaftlichen Politik, 
die von der Gesellschaft ausgehe und auf den Staat abziele (vgl. im einzelnen G. 
KLEINHENZ, 1970, S. 33). 

(2) Α. AMONN (1924. S. 159ff.) läßt nicht jede Stellungnahme des Staates zu den Klassen-
gegensätzen als Sozialpolitik gelten, sondern nähert sich sehr stark der Definition von 
O. v. ZWIEDINECK-SÜOENHORST an, der Sozialpolitik als „die auf Sicherung fort-
dauernder Erreichung der Gesellschaftszwecke gerichtete Politik" (O. v. ZWIEDI-
NECK-SÜDENHORST, 1911, S. 38) abgrenzt. Unter Bezugnahme auf O. v. ZWIE-
I)INECK-SÜDENHORST(m\.S. 38) bezeichnet A. AMONN als Sozialpolitik ins-
besondere „die politischen Bestrebungen und Maßnahmen, die ihrem Wesen nach spe-
ziell der Erhaltung und Stärkung des inneren, materiellen Zusammenhangs der Gesell-
schaftzu dienen bestimmt sind" (A. AMONN, 1924. S. 189). 
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D i e s e s e h r w e i t e n D e f i n i t i o n e n w e r d e n u n t e r B e z u g n a h m e auf k o n k r e t e Pro-
b l e m l a g e n a u s g e f ü l l t , u n d hier in liegt d a n n ihrtypischer R a u m - Z e i t - B e z u g . T r o t z 
d i e s e s h i s to r i schen B e z u g e s ist d a s V e r s t ä n d n i s v o n Soz ia lpo l i t ik b e r e i t s e in d e u t -
lich a n d e r e s als bei j e n e n A u t o r e n , die sich u n m i t t e l b a r auf d ie A r b e i t e r f r a g e u n d 
a n a l o g e P r o b l e m l a g e n b e z o g e n . D e r W a n d e l d e r Soz ia len F r a g e u n d die A n -
r e i c h e r u n g d e s A u s g a n g s t a t b e s t a n d e s d e r A r b e i t e r f r a g e mit n e u e n soz ia lpol i t i -
s c h e n P r o b l e m e n z w a n g e n zu e ine r A b g r e n z u n g d e r Soz ia lpo l i t i k , die f ü r d i e se 
V e r ä n d e r u n g e n o f f e n w a r . G le i chze i t i g d r o h t e j e d o c h die G e f a h r , d a ß die A b -
g r e n z u n g d e r Soz ia lpo l i t ik w e i t g e h e n d u n b e s t i m m t und Soz ia lpo l i t ik d a m i t zu ei-
n e r L e e r f o r m e l w u r d e . 

D i e s e T e n d e n z zeigt sich d a n n a b e r v o r a l len D i n g e n in j e n e n B e s t r e b u n g e n , 
die d a r a u f a b z i e l t e n , d ie Sozialpolit ik a u s j e d e r h i s to r i s chen B i n d u n g zu lösen 
u n d als gese l l schaft l iche Ordnungspol i t ik bzw. Gese l l schaftspol i t ik s c h l e c h t h i n 
zu v e r s t e h e n (vgl. G. KLEINHENZ, 1970. S. 35): 

(1) In dieser Richtung liegen die Definitionen der Sozialpolitik als „Inbegriff der Maßnah-
men. die zur Verwirklichung von Gemeinschaftszwecken gerichtet sind auf eine Beein-
flussung des Verhältnisses von Gesellschaftsgruppen zueinander" (W. WED DIG EN, 
1930. S. 517) oder als ..die auf die Eingliederung von Gesellschaftsgruppen in ein Ge-
sellschaftsganzes gerichtete Politik" (W. WEDDIGEN, 1957. S. 2). Hinzuweisen ist in 
diesem Zusammenhang auch auf O. NEULOH, der Sozialpolitik versteht als ..das auf 
die Ordnung der Gesellschaft und der Vergesellschaftungsprozesse gerichtete Han-
deln. mit dem Ziele der Sicherung fortdauernder Erreichung der Gesellschaftszwecke'" 
(O. NEULOH, in: O. v. ZWIEDINECK-SÜDENHORSΊ\ 1961. S. 82). Zu erwähnen 
ist auch die Definition von K. C. THALHEIM (1934, S. 5), der Sozialpolitik als „Maß-
nahmen und Bestrebungen, die durch Beeinflussung der sozialen Gliederung des Vol-
kes und des Verhältnisses seiner sozialen Gruppen zueinander und zum Ganzen von 
Volk und Staat die Erhaltung des sozialen Gleichgewichtes sichern sollen"', definiert. 
Nach A. GECK besteht die Sozialpolitik einerseits aus einer „sozialen Ordnungspoli-
tik" und andererseits aus einer „sozialen Wohlfahrtspolitik im Sinne des Gemein-
wohls", also aus einer „Politik der Ordnung des menschlichen Zusammenlebens" (A. 
GECK, 1950. S. 18). 

(2) L. PRELLER weist darauf hin. daß „an die Stelle einer Sozialpolitik aus dem Aspekt 
des Arbeitslebens sich allmählich eine Gesamtpolitik aus der Blickrichtung des mensch-
lichen Wertes, des Menschen als Wert sonderer Prägung entfaltet: eine .soziale Poli-
tik"" (L. PRELLER, 1962, S. 302f.). Die Sozialpolitik löst sich damit aus der Bindung 
an das Arbeitsleben und wird zu einer Gesellschaftspolitik schlechthin; „aus Sozialpoli-
tik wird Gesellschaftspolitik" (W. SCHREIBER, 1966. S. 304). Während L. PREL-
LER (1962, S. 302f.) erst einen entsprechenden Trend zu erkennen glaubt, ist für S. 
WEN DT dieser Prozeß bereits zu einem Abschluß gekommen: .. Die Ordnung des 
Volkslebens als gesellschaftlicher Zusammenhang des Ganzen ist Gegenstand und Ziel 
der Sozialpolitik geworden" (.V. WEN DT, 1959. S. 379). Für dieses neuere Verständnis 
von Sozialpolitik ist auch die Position von H. ACH INGER kennzeichnend, der Sozial-
politik als Gesellschaftspolitik charakterisiert und damit den Übergang von der Arbei-
terfrage zur Wohlfahrtsstaatlichkeit hervorhebt (vgl. //. ACH INGER, 1971). 

Histor ische Bindung auf d e r e inen Se i t e u n d A u s w e i t u n g zu a l lgemeiner Gese l l -
schaftspol i t ik auf d e r a n d e r e n Sei te k e n n z e i c h n e n die g e s a m t e S p a n n w e i t e d e r in 
d e r L i t e r a t u r a n z u t r e f f e n d e n D e f i n i t i o n e n d e r Soz ia lpo l i t ik . B e i d e s ist als u n b e -
f r i e d i g e n d e m p f u n d e n w o r d e n ; schon f rühze i t i g w u r d e d e s w e g e n v e r s u c h t , d e n 
Begr i f f d e r Soz ia lpo l i t ik auf b e s t i m m t e Te i lbere iche der Gese l l schaftspol i t ik zu 
b e g r e n z e n : 
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(1 ) Nach Α. WEBER orientiert sich die Sozialpolitik an der Gesamthe i t der arbei tenden 
Menschen (vgl. A. WEBER, 1931. S . 174). Nach L. PRELLER wirkt die Sozialpolitik 
. .vom Aspekt des Arbei ts lebens aus auf die Struktur der menschlichen Gesel lschaft im 
S inne des Menschen als eines Wertes eigener Prägung" (L. I'RELLER, 1962. S. 291) . 
In ahnl icher Weise definiert W. VOSS, wenn er als Grundproblem der Sozialpolitik das 
Arbeitsverhältnis bezeichnet (vgl. W. VOSS. 1925. S . 2 6 . ) . 

( 2 ) F. A. WESTPHA LEN definiert die Sozialpolitik im Sinne einer „best immten Form der 
Organisierung des Wirtschafts lebens" (F. A. WESTPHALEN. 1931. S. 98) . M. WE-
BER ( B e r n ) setzt die Sozialpolitik in einen bewußten Gegensatz zur Wirtschaftspoli t ik, 
die sich mit der Vermehrung des Sozialprodukts beschäft ige, während die Sozialpolitik 
sich mit der Vertei lung des Sozialprodukts und der Stellung der sozialen Schichten un-
tere inanderbefasse (vgl. M. WEBER!Bern. 1953. S. 173). " 

(3 ) K. PRIBRAM definiert Sozialpolitik als den . .Komplex der Bestrebungen und Maß-
n a h m e n . die darauf abzielen, die sonst grundsätzlich anerkannte Selbstverantwortl ich-
keit des Einzelnen zu beeinflussen, zu beschränken, sei es durch Eingriffe der Staatsge-
walt . sei es durch die Wirksamkeit frei gebildeter V e r b ä n d e " (K. PRIBRAM, 1925. Sp. 
53 ) . 

(4 ) G. WEISSER versteht unter der Sozialpolitik den . .Inbegriff der Einrichtungen und 
M a ß n a h m e n , die bestimmt sind, die Lebenslage sozial schwacher Schichten zu beein-
f lussen" (G. WEISSER, 1956. S. 412) . Die sozial schwachen Schichten begrenzt G. 
WEISSER auf solche Bevölkerungsgruppen, deren . .Lebenslage sich, absolut betrach-
tet . in der Nähe des sozialen Exis tenzminimums befindet oder (und) relativ so weit un-
ter der Lebenslage anderer Schichten liegt, daß sich aus dem Abstand Gefahren für den 
Bes tand der Gesellschaft e r g e b e n " (G. WEISSER, 1956. S. 411) . Nach /. NAHNSEN 
stellt sich die praktische Sozialpolitik dar als . . Inbegriff aller j e n e r M a ß n a h m e n , deren 
unmitte lbarer Zweck es ist. sozial gefährdete Gesel lschaftsschichten zu schützen und zu 
fördern und damit Störungen und Konfl ikte im Ablauf des Gesel lschaftsprozesses zu 
verhindern oder zu he i len"^ / . NAHNSEN, 1961. S. 123). Mit dieser Definit ion schließt 
sich /. NAHNSEN (1961, S . 123) an G. WEISSER (1956 . S. 412) insofern an. als auch 
sie sozial schwache Schichten zur Zielgruppe der Sozialpolitik werden läßt. 

G. KLEINHENZ ( 1 9 7 0 , S . 5 8 f f . ) k n ü p f t in s e i n e m B e m ü h e n , e i n e r s e i t s d ie hi -
s t o r i s c h e B i n d u n g d e s B e g r i f f s S o z i a l p o l i t i k a u f z u g e b e n u n d a n d e r e r s e i t s s e i n e 
A u s w e i t u n g zu e i n e r a l l g e m e i n e n G e s e l l s c h a f t s p o l i t i k zu v e r m e i d e n , a n d i e s e I n -
h a l t s b e s t i m m u n g e n d e r S o z i a l p o l i t i k v o n G. WEISSER u n d I.Ν AHNSEN a n . 
A l l e r d i n g s w i r d b e i i h m a n a l o g zu v i e l e n ä l t e r e n D e f i n i t i o n e n e i n e E i n g r e n z u n g 
a u f d e n B e r e i c h d e r s t a a t l i c h e n M a ß n a h m e n v o l l z o g e n . E r d e f i n i e r t a ls S o z i a l p o -
l i t ik d i e j e n i g e n „ H a n d l u n g e n d e r L e i t u n g d e s S t a a t e s , d ie d a r a u f g e r i c h t e t s i n d , 
d i e L e b e n s l a g e v o n g e s e l l s c h a f t l i c h s c h w a c h e n P e r s o n e n m e h r h e i t e n d a h i n g e -
h e n d z u b e e i n f l u s s e n , d a ß d i e mi t d e r G e s e l l s c h a f t s o r d n u n g v e r f o l g t e n Z i e l e in 
b e z u g a u f d i e L e b e n s l a g e n d e r I n d i v i d u e n e r r e i c h t w e r d e n " (G. KLEINHENZ, 
1 9 7 0 . S . 7 6 ) . 

O h n e d ie f ü r G. KLEINHENZ ( 1 9 7 0 ) t y p i s c h e B e g r e n z u n g d e r S o z i a l p o l i t i k 
a u f s t a a t l i c h e M a ß n a h m e n d e f i n i e r t e b e r e i t s H. LAMPERT ( 1 9 6 6 , S p . 2 0 8 5 ) in 
e i n e r w e i t g e h e n d e n A b s t r a k t i o n v o n k o n k r e t e n Z i e l e n , M i t t e l n u n d T r ä g e r n d i e 
S o z i a l p o l i t i k a ls d i e „ S u m m e a l l c r v o n d e n j e w e i l i g e n T r ä g e r n d e r S o z i a l p o l i t i k . . . 
e i n g e s e t z t e n M i t t e l , d ie d i e s e T r ä g e r f ü r g e e i g n e t h a l t e n , u m d i e w i r t s c h a f t l i c h e n 
L e b e n s b e d i n g u n g e n v o n e i n z e l n e n u n d s o z i a l e n G r u p p e n s o w i e d e r e n s o z i a l e 
S t e l l u n g e n t s p r e c h e n d d e n b e i d e n T r ä g e r n d e r S o z i a l p o l i t i k v o r h e r r s c h e n d e n 
W e r t - u n d O r d n u n g s v o r s t e l l u n g e n z u b e e i n f l u s s e n " . A u c h in n e u e r e r Z e i t b e h ä l t 
H. L AM PERT d i e A b s t r a k t i o n v o n k o n k r e t e n Z i e l e n . G r u n d s ä t z e n . O b j e k t e n . 
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Mitteln und Trägern der Sozialpolitik bei und stellt insbesondere zwei wichtige 
Zielrichtungen jeder Sozialpolitik heraus, nämlich „die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage und der sozialen Stellung solcher Personenmehrhei ten , die ab-
solut oder relativ, d.h. im Vergleich zu anderen, als wirtschaftlich und/oder sozial 
schwach gelten" sowie (für den Fall des Eintritts existenzgefährdender Risiken) 
„die Sicherung der wirtschaftlichen Lage und der sozialen Stellung solcher Perso-
nenmehrhei ten , die nicht in der Lage sind, auf sich gestellt für diese Risiken Vor-
sorge zu t reffen" (H. LAMPERT, 1980b, S. 6f.). 

Diese Definition vermeidet sowohl die historische Bindung als auch die Aus-
weitung zu allgemeiner Gcsellschaftspolitik, und sie ist relativ offen gegenüber 
gesellschaftlichen Veränderungen. Wir wollen uns dieser Definition von H. 
L/4A/PE/?X anschließen. 

2. Sozialpolitik als Wissenschaft 

Mit seinen Erör terungen zur „Objektivi tät" sozialwissenschaftlicher und sozial-
politischer Erkenntnis hat M. WEBER (1904. S. 22ff.) nicht nur den Werturteils-
streit (vgl. C. v. FERBER, 1959, S. 21 ff.; W. WEBERIE. TOPITSCH, 1952, S. 
158ff.) eingeleitet, sondern zugleich auch die seither beherrschende Verbindung 
von Werturteilsstreit und sozialpolitischer Diskussion herbeigeführt (vgl. H. 
ACHINGER, 1963. S. 39). In der Tat ist die Diskussion um die^Sozialpolitik als 
Wissenschaft auf eine typische Weise mit dem Werturteilsstreit verbunden: Ei-
nerseits löste gerade die Vermengung von Sachaussagen und Wertungen in der 
Sozialpolitik den Werturteilsstreit aus, und andererseits konnte auch die Diskus-
sion um den Wissenschaftscharakter der Sozialpolitik deswegen nicht zu einem 
Abschluß kommen, weil über viele Jahrzehnte hinweg das Wcrturteilsproblem 
nicht einer allgemein akzeptierten Lösung zugeführt wurde. Diesen Kontext 
müssen wir im folgenden beachten, wenn wir die grundsätzliche Frage nach dem 
Möglichkeitsbereich einer wertfreien oder normativen Wissenschaft von der So-
zialpolitik stellen. 

Es muß von vornherein betont werden, daß sich die Entscheidung für einen be-
stimmten Wissenschaftsbegriff nicht voraussetzungslos und allgemeinverbindlich 
treffen läßt. Weder die im folgenden rezipierten Grundziige der analytischen 
Wissenschaftstheorie des Kritischen Rationalismus noch andere Wissenschafts-
theorien lassen sich zwingend als die allein richtigen erweisen (vgl. G. FLEISCH-
MANN, 1966, S. 2). Hinter der Wahl eines best immten Wissenschaftsbegriffes 
stehen stets „interessengeleitete Entscheidungen" für bestimmte Ideen, Modelle 
oder Proeramme von Wahrheit und Objektivität der wissenschaftlichen Arbeit 
(vgl. R. PRIM/H. TILMANN, 1973, S. 14). Entsprechend ist es auch nicht ver-
wunderlich, daß weitreichende Meinungsunterschiede über den Wissenschafts-
begriff nicht nur zwischen den verschiedenen Disziplinen, sondern auch inner-
halb einzelner Bereiche der Wissenschaft - so auch innerhalb der Sozialwissen-
schaften - zu verzeichnen sind (vgl. R. JOCHIMSEN/H. KNOBEL, 1971; E. 
TOPITSCH, 1972: G. FLEISCHMANN. 1966; / / . SEIFFERT, 1975; W. STEG-
MÜLLER, 1975/76; K.-D. OPP, 1976; H. ALBERT, 1972; Th. W. ADORNO 
u.a . . 1972). 
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V o n d e n V e r t r e t e r n e i n e r normat iven Wissenschaf t von der Sozialpolit ik w i rd 
h e r v o r g e h o b e n , d a ß sich die w i s s e n s c h a f t l i c h e Soz ia lpo l i t ik mit auf W e r t u n g e n 
b e r u h e n d e m soz i a lpo l i t i s chem H a n d e l n b e s c h ä f t i g e . V o n d a h e r zäh le die Sozia l -
pol i t ik zu den w e r t e n d e n Disz ip l inen (vgl. /.. HEYDE, 1925. S. 71 f f . ; B. MOLI-
TOR, 1957, S. I52 f f . ; W. VOSS, 1925, S. 36 f f . ; L. v. WIESE, 1956, S. 55()ff.) . A . 
GÜNTH ER (1925, S. 8 f f . ) geh t d a v o n aus , d a ß d ie w i s s e n s c h a f t l i c h e Disz ip l in 
d e r Soz ia lpo l i t ik d i e „ B e z o g e n h e i t auf g e l t e n d e , n u r d u r c h W e r t u r t e i l zu e r f a s -
s e n d e D i n g e . . . b e w u ß t zu W e r t u r t e i l e n " s t e ige re . A. GECK (1950, S. 16) zäh l t 
d ie w i s s e n s c h a f t l i c h e Sozia lpol i t ik zu d e n „soz ia len N o r m w i s s e n s c h a f t e n , w e l c h e 
N o r m e n f ü r d a s S o z i a l l e b e n zu e n t w i c k e l n s u c h e n " . V o n h ie r aus e rg ib t sich d ie 
a u c h g e g e n w ä r t i g n o c h a k t u e l l e F r a g e n a c h d e r N o t w e n d i g k e i t u n d d e r Mögl i ch -
kei t e i n e r n o r m a t i v e n W i s s e n s c h a f t von d e r Soz ia lpo l i t i k , d ie j e d o c h s e h r u n t e r -
sch ied l i ch b e a n t w o r t e t w i rd : 

(1) Die Vertreter des Wertplatonismus legen den Werturteilen einen kognitiven Gehalt bei. 
ja, sie qualifizieren sie als Ausdruck einer besonderen Erkenntnisart . auf die die Wis-
senschaft nicht verzichten könne. Eine normative Sozialwissenschaft wäre von daher 
sowohl möglich als auch notwendig (vgl. / / . ALBERT. 1967. S. 185). Diese Auffassung 
berührt in entscheidender Weise die Frage nach der Wahrheitsgeltung von Werturtei-
len (vgl. M. WEBER, 1904, S. 23ff.). Da die Wahrheitsgeltung von Aussagen in einem 
engen Zusammenhang mit ihrem empirischen Gehalt steht, müßten Werturteile nach 
dieser Auffassung als eine Unterklasse von Tatsachenaussagen betrachtet werden kön-
nen. Werturteile haben jedoch keinen Informationsgehalt in bezug auf die Realität, da 
sie „keinen bestehenden Sachverhalt darstellen, sondern die Herstellung eines Sach-
verhalts erst verlangen" (V. KRATT, 1951. S. 199). Das Fehlen des Informationsge-
halts in bezug auf die Realität macht auch die intersubjektive Überprüfbarkeit der 
Werturteile unmöglich, und die Werturteile sind von daher mit einem apriorischen Gül-
tigkeitsanspruch versehen. Vom Standpunkt der analytischen Wissenschaftstheorie aus 
muß die wertplatonistische Vorstellung einer normativen Sozialwissenschaft als wider-
legt gelten (vgl . / / . ALBERT, 1967. S. ΪΧ5). 

(2) Die antiplatonischen Normativisten verneinen zwar die Frage nach dem Erkenntnisge-
lialt der Werturteile, machen sie „aber dennoch als persönliche Bekenntnisse zur 
Grundlage normativer Systeme" (H. ALBERT, 1967. S. 186). Gegen diese Behand-
lung der Werturteile kann weder aus logischer noch aus empirischer Sicht argumentiert 
werden. „Jedenfalls wird auch der Gegner normativer Sozialwissenschaft die explizite 
Herausstellung von Wertprämissen der ideologischen Verschleierung der eigenen 
Wertposition vorziehen" (H. ALBERT, 1967. S. 186). wie sie manche pseudo-theoreti-
schen Systeme kennzeichnet. 

(3) Die Positivisten leugnen nicht nur den Erkenntnisgehalt von Werturteilen, sondern ver-
langen auch ihre Eliminierung aus den Sozialwissenschaften. Die Verwendung von 
Werturteilen widerspricht danach der kognitiven Funktion der Wissensehaft. Für die 
Verbannung der „Werturteile als nichtkognitive Aussagen aus der Wissenschaft" 
spricht die Tatsache, daß die „praktische Anwendung sozialwissenschaftlicher Er-
kenntnisse ohne Aufnahme von Wertprämissen in die sozialwissenschaftlichen Aussa-
gesysteme ohne weiteres möglich ist" (H. ALBERT, 1967, S. 186). 

S ieh t m a n die W i s s e n s c h a f t von d e r Sozialpol i t ik als Erfahrungswissenschaft a n , 
so b e s t e h t die A u f g a b e d e s W i s s e n s c h a f t l e r s d a r i n . A u s s a g e n ü b e r die R e a l i t ä t zu 
f o r m u l i e r e n u n d d i e se zu T h e o r i e n z u s a m m e n z u f ü g e n . D i e s impl iz ie r t a u s d e r 
Sicht d e s K r i t i s c h e n R a t i o n a l i s m u s (vgl . K. R. POPPER, 1976) zweie r l e i : 
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(1) Im Berc i ch des E n t d e c k u n g s z u s a m m e n h a n g s von T h e o r i e n ist de r W i s s e n s c h a f t l e r völ-
lig f re i : H i e r spielen P h a n t a s i e und In tu i t ion e ine g r o ß e Rol le , h ier k ö n n e n sich p e r s ö n -
liche E r f a h r u n g e n zu a l l g e m e i n e n V e r m u t u n g e n ve rd i ch t en . 

(2) Im Bere ich des B e g r ü n d u n g s z u s a m m e n h a n g s von T h e o r i e n ge l t en d e m g e g e n ü b e r 
s t r enge R e g e l n . D iese R e g e l n sollen d e n P r o z e ß de r A n n ä h e r u n g an die W a h r h e i t be-
g ü n s t i g e n , und zwar d a d u r c h , d a ß i n sbesonde re die i n t e r s u b j e k t i v e Ü b e r p r ü f b a r k e i t ei-
n e r T h e o r i e s ichergeste l l t wi rd . 

Eine Theorie läßt sich als eine thematisch und logisch systematisierte Menge von 
empirischen Aussagen umschreiben. Thematisch bestimmt ist eine Theorie durch 
das konstitutive Erkenntnisobjekt. Logisch kann eine Theorie als ein axioma-
tisch-deduktives System geordnet werden, wobei als Axiome alle empirischen 
Aussagen auftreten, die thematisch zugehörig, jedoch logisch unabhängig bzw. 
nicht aus übergeordneten Aussagen ableitbar sind. Deduktiv ist eine Theorie in-
soweit, als aus den Axiomen als übergeordneten Aussagen die ihnen logisch im-
pliziten speziellen Aussagen abgeleitet werden: 

(1) D ie empirischen Aussagen e i n e r T h e o r i e sind T a t s a c h e n a u s s a g e n , im G e g e n s a t z zu den 
präskriptiven Aussagen, d e r e n Inhalt aus V o r s c h r i f t e n , E ins t e l l ungen o d e r Stel lung-
n a h m e n zu Ere ign issen und P h ä n o m e n e n b e s t e h t . T a t s a c h e n a u s s a g e n k ö n n e n e n t w e -
d e r als de sk r ip t i ve Sätze s ingu la re Ere ignisse mit e i n e m b e s t i m m t e n R a u m - Z e i t - B e z u g 
b e s c h r e i b e n o d e r a b e r als hypo the t i s che Sätze ü b e r die Fes t s t e l lung von E inze l t a t s a -
chen h i n a u s g e h e n , i n d e m sie Ta t sachen z u e i n a n d e r in B e z i e h u n g se tzen . D i e g r a m m a -
t ika l i sche F o r m e ine r hypo the t i s chen A u s s a g e o d e r H y p o t h e s e ist meis t die e ine r K o n -
d i t i ona l aus sage ( W e n n - d a n n - A u s s a g e ) . 

(2) Im G e g e n s a t z zu den deskriptiven Aussagen, die raum-ze i t l ich b e s c h r ä n k t u n d inso fe rn 
s ingulare! ' Art s ind, b e a n s p r u c h e n hypothetische Aussagen e ine raum-ze i t l ich u n b e -
s c h r ä n k t e Gül t igke i t . In d i e se r universellen Gültigkeit n e h m e n die emp i r i s chen A u s s a -
g e n ke inen Bezug auf ein b e s t i m m t e s R a u m - Z e i t - G e b i e t , s o n d e r n gel ten i m m e r und 
übera l l . Im s t rengen S inne lassen sie d a r ü b e r h inaus ke ine A u s n a h m e zu. s ind a lso de-
terministisch formuliert ( nomolog i sche H y p o t h e s e n ) . G e r a d e im Bere ich d e r Sozialwis-
s e n s c h a f t e n lassen sich j e d o c h selten H y p o t h e s e n f o r m u l i e r e n , die d a s universe l le Ge l -
t en e ines Sachverha l t s in de te rmin i s t i s che r F o r m b e h a u p t e n . R e g e l m ä ß i g läßt sich das 
A u f t r e t e n e ines Ere ignisses u n t e r b e s t i m m t e n A n f a n g s - und R a n d b e d i n g u n g e n d e r hy-
po the t i s chen A u s s a g e nur mit e iner gewissen Wahrsche in l i chke i t e r w a r t e n : de ra r t ige 
prohabilistische Hypothesen bas ieren auf de r A n n a h m e , d a ß bei e i n e r g r o ß e n Z a h l von 
Fäl len a b s c h ä t z b a r e und h in re ichend s tabi le T e n d e n z e n a u f t r e t e n . 

(3) T a t s a c h e n a u s s a g e n sind mit aposteriorischer Gültigkeit a u s g e s t a t t e t , d .h . ihre G e g e n -
ü b e r s t e l l u n g mit der Wirk l i chke i t wird für n o t w e n d i g e r a c h t e t , und ihre (s te ts lediglich 
v o r l ä u f i g e ) Gül t igke i t r ichte t sich nach d e m E r g e b n i s der K o n f r o n t a t i o n mit der Real i -
t ä t . D iese setzt e ine solche F o r m a l i e r u n g d e r A u s s a g e n vo raus , d a ß sie ü b e r h a u p t mit 
B e o b a c h t u n g s s ä t z e n k o n f r o n t i e r t und g e g e b e n e n f a l l s durch diese G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
wider l eg t w e r d e n k ö n n e n (Mögl ichkei t de r Fa l s i f ika t ion) . 

(4) D ie empirische Üherpriifharkeit einer Theorie setzt nicht allein e inen Realitütsbezug de r 
A u s s a g e n derges ta l t v o r a u s , d a ß sich die S p r a c h s y m b o l e d ieser A u s s a g e n auf e r f a h r b a -
re Ta tbes t ände b e z i e h e n , s o n d e r n ist an die V o r a u s s e t z u n g des Informationsgehaltes 
o d e r e m p i r i s c h e n G e h a l t e s d e r Aussagen g e b u n d e n , der sich se inerse i t s nach d e m Aus-
m a ß d e r Fa l s i f ika t ionsmögl ichke i ten b e s t i m m t ( A n z a h l de r po ten t i e l l en Fa ls i f ika to-
r en ) . N u r wenn die e m p i r i s c h e n Aussagen nicht mit a l lem, was in d e r Rea l i t ä t geschieht 
u n d zu b e o b a c h t e n ist, v e r e i n b a r sind, kann e ine T h e o r i e an de r E r f a h r u n g sche i t e rn . 

(5) D ie so v e r s t a n d e n e empi r i s che Ü b e r p r ü f b a r k e i t e ine r T h e o r i e beda r f na tür l i ch d e r logi-
schen Konsistenz des A u s s a g e n s y s t e m s . Die empi r i s chen A u s s a g e n müssen den Rege ln 
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de r f o r m a l e n Logik g e n ü g e n ; sie müssen in sich w ide r spuchs f r e i und aus ü b e r g e o r d n e -
ten Sä tzen in e i n e m ax iomat i schen Sys tem richtig abgele i te t w o r d e n sein . 

(6) Z u de r i n t e r s u b j e k t i v e n Ü b e r p r ü f b a r k e i t e iner T h e o r i e gehö r t die s t r enge B e a c h t u n g 
de r wissenschaf t s log ischen N o r m de r Offenlegung des Erkenntnisweges: n u r d a n n kann 
de r E r k e n n t n i s f i n d u n g s p r o z e ß nachvo l l zogen , k ö n n e n I r r t ü m e r festgestel l t u n d ein 
wissenschaf t l i che r For t schr i t t bewirk t w e r d e n . Zwe i fe l lo s ist dies fü r d i e j en igen Wis-
s e n s c h a f t l e r . die der m o d e r n e n ana ly t i schen W i s s e n s c h a f t s t h e o r i e verpf l i ch te t s ind , 
Praxis und P r o g r a m m . Mit de r Vor lage d e r E rgebn i s se wissenschaf t l i che r F o r s c h u n g 
wird auch zugleich die m e t h o d i s c h e V o r g e h e n s w e i s e mi tge l i e fe r t , die es e r l a u b t , e ine 
Ü b e r p r ü f u n g de r vorge leg ten Ergebn i sse v o r z u n e h m e n . 

Als M. WEBER 1904 die Ausmerzung aller Werturteile aus den Sozialwissen-
schaften sowie eine scharfe Trennung von Sozialwissenschaft und Politik forder-
te, stellte er sich in einen deutlichen Gegensatz zur weithin vorherrschenden Wis-
senschaftsauffassung. „Seit dem Beginn der Werturteilsdebatte in den Sozialwis-
senschaften hat sich in der Nationalökonomie aber eine Entwicklung vollzogen, 
die sie immer mehr dem Ideal einer positiven wertfreien Wissenschaft anzunä-
hern scheint. Wir verfügen heute über eine große Zahl von Untersuchungen, die 
sich auf das Instrumentarium des empirisch-theoretischen Denkens beschränken 
und keinen unmittelbaren Schluß auf die moralisch-politische Einstellung des 
Autors mehr zulassen" (Η. ALBERT, 1967, S. 179). Die Ergebnisse einer sol-
chen wertfreien Wissenschaft können jedoch nichtsdestoweniger zu einer emi-
nent politischen Angelegenheit werden. Werturteilsfreie Wissenschaft bedeutet 
nicht politische Bedeutungslosigkeit. Wäre im Gegenteil eine Beziehung zur Po-
litik nicht herstellbar, so wäre ,.... die Nationalökonomie eine Wissenschaft ohne 
jede praktische Bedeutung, eine Tatsache, die vielleicht für die Motivation des 
Forschers völlig unerheblich wäre, für die soziale Rolle dieser Wissenschaft und 
ihrer Vertreter aber kaum ohne Konsequenzen sein dürfte" (Η. ALBERT, 1967. 
S. 179). 

Worin aber ist die politische Bedeutung einer wertfreien Sozialwissenschaft zu 
sehen? Die moderne Wissenschaftslogik gibt darauf folgende Antwort: 
(1) Posi t ive A u f g a b e e iner w e r t f r e i e n Wis senscha f t : 

E ine empir i sch r e l e v a n t e T h e o r i e e r fü l l t k e i n e n Se lbs tzweck , s o n d e r n ist Mit te l z u m 
Z w e c k . Sie dient e inmal de r E r k l ä r u n g u n d zum a n d e r e n de r P r o g n o s e im Sinne e iner 
I n f o r m a t i o n s p r o g n o s c u n d / o d e r e iner E n t s c h e i d u n g s p r o g n o s e . D ie E r k l ä r u n g s f u n k -
tion der T h e o r i e bes teh t in d e r exak ten B e g r ü n d u n g d e r Ex i s t enz e inze lne r Ere ign i sse 
o d e r von E r e i g n i s k o m p l e x c n . Die I n f o r m a t i o n s p r o g n o s e b e f a ß t sich d a m i t , die Fo lgen 
b e s t i m m t e r G e g e b e n h e i t e n u n d Ere ignisse v o r h e r z u s a g e n . Die E n t s c h e i d u n g s p r o g n o -
se sagt aus , welche B e d i n g u n g e n und Ere ignisse g e g e b e n sein m ü s s e n , dami t b e s t i m m t e 
E rgebn i s se e in t r e t en . E r k l ä r u n g u n d P r o g n o s e h a b e n die g le iche logische S t r u k t u r ; sie 
u n t e r s c h e i d e n sich nur du rch den jewei l s un te r sch ied l i chen A u s g a n g s p u n k t in d e r de-
duk t iven A b l e i t u n g . 

J e d e ra t iona le Wi r t scha f t s - u n d Gese l l schaf t spo l i t ik m u ß auf empi r i sch r e l evan te T h e o -
rien z u r ü c k g r e i f e n . I n s b e s o n d e r e soll es mit ihrer Hi l fe mögl ich se in . A u s s a g e n ü b e r die 
Wir k u n g e n b e s t i m m t e r E ingr i f fe in den A b l a u f des wi r t schaf t l i chen und sozia len G e -
s c h e h e n s zu m a c h e n . Solche P rognosen sind n o t w e n d i g , selbst w e n n sie d e m ta tsächl i -
chen A b l a u f s o z i o ö k o n o m i s c h e r Prozesse e inen sehr g r o ß e n S p i e l r a u m lassen. Sie sind 
de swegen e r f o r d e r l i c h , weil n u r mit ihrer Hi l fe e ine A u s s a g e ü b e r d ie fak t i sche V e r e i n -
ba rke i t o d e r U n v e r e i n b a r k e i t b e s t i m m t e r M a ß n a h m e n und Z i e l s e t z u n g e n m i t e i n a n d e r 
g e t r o f f e n w e r d e n k a n n . Nur empir i sch r e l evan te T h e o r i e n k ö n n e n in d iesem Sinne auch 
polit isch re levan t sein (vgl. H. ALBERT, 1967, S. 179ff.) . 
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Diese positive A u f g a b e e iner wert f re ien Wissensehaf t ist aueh fü r die Sozialpolitik von 
hohe r Re levanz , weil ge rade de r Sozialpol i t ikersieh dureh eine enge Bez iehung zu kon-
kre ten gesel lschaft l ichen Problemen auszeichnet . 

(2) Krit ische A u f g a b e e iner wer t f re ien Wissenschaf t : 

N e b e n dieser so ve r s t andenen positiven A u f g a b e hat e ine wer t f re ie Wissenschaf t auch 
e ine kri t ische A u f g a b e . In diesem Sinne dient sie der Ideologiekr i t ik , indem sie im R a h -
men e iner logisch-semant ischen Analyse d e n vers teckten Wer tgeha l t von Pseudo-
Theo r i en of fen legt und diesen zugleich im R a h m e n einer soziologischen Analyse auf 
die zugrunde l i egenden sozialen Macht- und In te ressenkons te l la t ionen zu rück füh r t 
(vgl.11. ALBERT, 1967, S. 179). 

Dieser kri t ischen A u f g a b e e iner wert f re ien Wissenschaf t k o m m t im R a h m e n der So-
zialpolitik eine e rheb l i che Bedeu tung zu, weil gerade hier angesichts eines deut l ichen 
Theor iedef iz i t s P seudo -Theo r i en mit h o h e m Ideologiegehal t zu beobach ten sind. 

Folgt man also der analyt ischen Wissenschaf tsauffassung des Kritischen Rat iona-
lismus, so zeigen sich Objektivität und Wahrheit wissenschaft l icher Erkenn tn i s in 
bezug auf die Real i tä t in ihrer intersubjektiven Überprüfung (vgl. K. R. POP-
PER, 1980, S. 2 6 7 f f , : K . R. POPPER, 1976. S. 18; K. R. POPPER, 1974). Wer t -
urteile abe r sind e iner in tersubjekt iven Ü b e r p r ü f u n g nicht zugänglich, da sie kei-
nen empir ischen Geha l t h a b e n . Dieser Mangel wird auch nicht durch die Ge l tung 
bes t immter Wer tu r te i l e fü r viele Individuen übe rwunden . 

Dabe i steht j edoch auße r Zweifel , daß die Existenz eines allgemein anerkann-
ten Wertsystems die wissenschaftl iche Arbe i t gerade im Bereich der Sozialpolitik 
sehr er le ichtern würde . „ H ä t t e n wir ein System von Aussagen , aus dem wir unse-
re polit ischen Entsche idungen für jede mögliche Situation o h n e wei teres ablei ten 
k ö n n t e n , dann wäre damit ohne Zweifel das Ziel er re icht , das die Mora lme taphy-
siker . die poli t ischen Phi losophen und d a r ü b e r hinaus ein g roßer Teil der Ver t re -
ter sozialwissenschaft l icher Disziplinen, z .B . die Wohl fah r t s theore t ike r , zu allen 
Ze i ten anges t rebt h a b e n . Die Sozialwissenschaft wäre nicht nur die Erkenntn i s -
grundlage e iner ra t ionalen Politik, sondern enthiel te d a r ü b e r hinaus die Wer t -
prämissen poli t ischer Entscheidungen" ' (H. ALBERT, 1967, S. 184). Bisher 
konn te j edoch noch für kein System von N o r m e n eine al lgemeine Verbindl ich-
keit übe rzeugend nachgewiesen oder erre icht werden . Auch die empirische Fest-
stellung e iner relativ großen Übere ins t immung der Wir t schaf t s sub jek te in e inem 
L a n d e in bezug auf bes t immte gesellschaftliche Wer t ideen macht diese nicht für 
j e d e r m a n n zu j eder Zeit verbindlich. 

Al lerdings zeigt sich hierzugleich ein Bereich, in dem der Wissenschaf t ler auch 
bei grundsätzl ich wer t f re ie r Ausr ichtung seiner Arbe i t tätig werden kann . Die lo-
gische und empirische Analyse von Werturteilen impliziert nicht die Notwendig-
keit von Wer taussagen sei tens des Wissenschaft lers selbst. E r kann reine Tatsa-
chenaussagcn über v o r h a n d e n e Wer tungen und e rwar te te Ve rände rungen von 
Wer tha l tungen fo rmul ie ren . „Wenn das normat iv Gült ige O b j e k t empir ischer 
Un te r suchung wird, so verliert es, als O b j e k t , den N o r m - C h a r a k t e r : es wird als 
. se iend ' , nicht als ,gültig' behande l t " (M. WEBER, 1968, S. 489ff.) . Auch hier 
geht es dann allein um die Seinserkenntnis , von der jedoch „ kein logisch gangba-
rer Weg zu d e m , was sein soll" (B. MOLITOR, 1965, S. 3) führ t . 

A u s der Ta t sache , daß sich die Wissenschaft von der Sozialpolitik mit dem auf 
Wer tungen b e r u h e n d e n sozialpolitischen Hande ln beschäf t ig t , folgt nicht zwin-
gend ein normat ives Vers tändnis dieser Wissenschaf t . Hier wurde offensichtl ich 
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d a s w i s s e n s c h a f t s t h e o r e t i s c h e A n l i e g e n v o n M. WEBER w e i t g e h e n d m i ß v e r s t a n -
d e n . „ D i e W i s s e n s c h a f t v o n d e r Soz i a lpo l i t i k k a n n d ie auf W e r t u n g e n b e r u h e n -
d e n B e s t r e b u n g e n u n d H a n d l u n g e n i h r e s G e g e n s t a n d s b e r e i c h e s als e m p i r i s c h -
d e s k r i p t i v e W i s s e n s c h a f t a n a l y s i e r e n , o h n e se lbs t W e r t u r t e i l e a b g e b e n z u m ü s -
s e n " ( G . KLEINHENZ, 1970, S 26) . D i e A b g a b e v o n W e r t u r t e i l e n ist in d e r 
W i s s e n s c h a f t v o n der Soz ia lpo l i t ik grundsätz l ich nicht n o t w e n d i g . 

A l l e r d i n g s d ü r f e n d ie G r e n z e n e iner w e r t f r e i e n W i s s e n s c h a f t v o n der S o z i a l p o -
litik a n g e s i c h t s e i n e s e r h e b l i c h e n T h e o r i e d e f i z i t s n i ch t ü b e r s e h e n w e r d e n . „ E s 
g ib t p r a k t i s c h k e i n e T h e o r i e d e r S o z i a l p o l i t i k , d ie d i e s e n N a m e n v e r d i e n t , u n d es 
ist e in u t o p i s c h e s U n t e r f a n g e n , e i n e T h e o r i e zu k o n s t r u i e r e n , d ie g e r a d e auf d i e -
se A n s a m m l u n g p r a k t i s c h b e d e u t s a m e r P r o b l e m e p a s s e n w ü r d e " ( Η . ALBERT, 
1967, S . 183). D a es k e i n e u m f a s s e n d e s o z i a l p o l i t i s c h e T h e o r i e g i b t , m u ß sich d e r 
W i s s e n s c h a f t l e r , d e r sich m i t s o z i a l p o l i t i s c h e n F r a g e n b e s c h ä f t i g t , mi t e i n e m r e l a -
tiv s c h m a l e n R e s e r v o i r e m p i r i s c h ü b e r p r ü f b a r e r H y p o t h e s e n b e g n ü g e n , d i e z u m 
Te i l a n d e r e n B e r e i c h e n d e r S o z i a l w i s s e n s c h a f t e n e n t l e h n t w o r d e n s ind . G e r a d e 
im B e r e i c h d e r w i s s e n s c h a f t l i c h e n S o z i a l p o l i t i k w i r d es n i ch t zu v e r m e i d e n s e i n , 
auf a n d e r e s o z i a l w i s s e n s c h a f t l i c h e D i s z i p l i n e n u n d d e r e n T h e o r i e n , M e t h o d e n 
u n d F o r s c h u n g s e r g e b n i s s e z u r ü c k z u g r e i f e n . D i e s e r Z w a n g k a n n s ich j e d o c h im 
H i n b l i c k auf d ie p r a k t i s c h - p o l i t i s c h e R e l e v a n z s o z i a l p o l i t i s c h e r E r k e n n t n i s 
s ch l i eß l i ch als e in g r o ß e r V o r t e i l e r w e i s e n : 

(1) Die Talsache, daß die wissenschaftliche Sozialpolitik es mit einer Vielzahl von Proble-
men zu tun hat. die unter „theoretisch-systematischen Gesichtspunkten kaum eine be-
sondere Verwandtschaft miteinander haben" ( Η . ALBERT, 1967. S. 183). sowie der 
Zwang zum Rückgriff auf Theor ien . Methoden und Forschungsergebnisse anderer So-
zialwissenschaften machen es verständlich, daß die Sozialpolitik bisher kaum als eine 
eigenständige wissenschaftliche Disziplin angesehen wurde. 

Anfänglich stand die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Sozialpolitik in einem en-
gen Zusammenhang mit der nat ionalökonomischen Verteilungslehre (vgl. /.. r. WIE-
SE, 1956, S. 548). Sozialpolitik wurde als Teil der Politischen Ökonomie , als Teil der 
praktischen Volkswirtschaftslehre angesehen (vgl. W. VOSS, 1925. S. 11). Die Ein-
schätzung der wissenschaftlichen Sozialpolitik als ..Tochter der Nat ionalökonomie" (L. 
r. WIESE, 1921. S. 5) sowie die Feststellung, daß die ..leitenden Gesichtspunkte für die 
Wirtschaftspolitik ... auch für die Sozialpolitik" (W. VOSS, 1925,S. 11) gelten, sind von 
Nat ionalökonomen niemals in Frage gestellt worden. Die wissenschaftliche Sozialpoli-
tik wurde von hier aus stark durch nationalökonomische Denkschemata geprägt. 

So führ te die auf die Naturrechtslehre und den Utilitarismus zurückgehende Wertbasis 
der klassischen Nat ionalökonomie zu einer weitgehenden Ablehnung nicht nur wirt-
schaftspolitischcr Eingriffe, sondern auch sozialpolitischer Maßnahmen . Im Vergleich 
dazu ging die sozialreformerische Richtung der deutschen historischen Schule der Na-
t ionalökonomie von der Notwendigkeit eines schrittweise erfolgenden Abbaus von 
Übelständen in der Gesellschaft aus. 

W. SOMBART betrachtet unter diesem Gesichtspunkt die Sozialpolitik als eine Form 
der Wirtschaftsordnungspolit ik (W. SOMBART, 1897. S. 44). F. A. WESTPHALEN 
sieht in der Sozialpolitik „eine best immte Form der Organisierung des Wirtschaftsle-
bens" (F. A. WESTPHALEN, 1931, S. 101 f.). In neuerer Zeit be tonte noch W. WED-
D I G E N , daß sich „die Sozialpolitik als Wissenschaft hauptsächlich wirtschaftswissen-
schaftlicher Erkenntnisse" bediene, und er schlägt deshalb die Bezeichnung „Sozial-
Wir tschaf tspol i t ik"vor(W. WEDDICEN, 1957 ,S .8f . ) . 

(2) Wenngleich auch von Seiten der Wirtschaftswissenschaften die Stellung der wissen-
schaftlichen Sozialpolitik innerhalb der Nat ionalökonomie grundsätzlich nie in Frage 
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gestellt wurde, so wird doch gleichzeitig deutlich gemacht, daß es sozialpolitisch rele-
vante Tatbestände gibt, die sich überhaupt nicht mit dem Instrumentarium der Natio-
nalökonomie analysieren lassen, so daß eine wissenschaftliche Sozialpolitik eben nicht 
nur als Teil der Wirtschaftswissenschaften betrachtet werden kann. Insbesondere wird 
die Notwendigkeit des Rückgriffs auf Theorien, Methoden und Forschungsergebnisse 
anderer Sozialwissenschaften, d i e - w i e z.B. die Soziologie (vgl. G. BRIEFS, 1922, S. 
36; G. v. MAYR, 1921,S. 176) - sich ebenfalls sozialpolitischen Problemen zugewandt 
haben, vielfach hervorgehoben. 

So ist es für K. PRIBRAM (1926, S. 577ff.) unmöglich, in der Sozialpolitik eine selb-
ständige und unabhängige Wissenschaftsdisziplin zu sehen, er betont vielmehr, daß die 
Sozialpolitik in alle anderen Zweigdisziplinen der Politik hineinreiche und diese gewis-
sermaßen überlagere; Grundlagendisziplinen der Sozialpolitik seien nicht nur die So-
ziologie, sondern auch die Wirtschaftspolitik sowie andere auf das soziale Leben gerich-
tete Zweige der Politik. 

G. WEISSER (1956, S. 410ff.) weist ebenfalls auf die Notwendigkeit eines engen Zu-
sammenwirkens der wissenschaftlichen Sozialpolitik mit anderen Wissenschaftsdiszi-
plinen hin; nach seiner Auffassung können die Rechtswissenschaft, die Soziologie, die 
Statistik und die Ökonometr ie , die sozialwissenschaftliche Modellforschung insbeson-
dere in den Wirtschaftswissenschaften, die Sozialpsychologie und die Geschichtsfor-
schung und letztlich auch die Bevölkerungswissenschaft sowie die besiedlungs- und 
wohnpolitische Forschung die wissenschaftliche Sozialpolitik entscheidend befruchten. 

Diese Vorstellungen von G. WEISSER werden von I. NAHNSEN aufgegriffen. Eine 
selbständige Wissenschaft von der Sozialpolitik kann nach ihrer Auffassung nur die re-
levanten Ergebnisse verschiedener Sozialwissenschaften unter der spezifisch sozialpoli-
tischen Fragestellung zusammenfassen; entscheidend sei das Vorhandensein einer eige-
nen zentralen Fragestellung, die schließlich auf diese Weise die Bildung einer selbstän-
digen Wissenschaft von der Sozialpolitik ermögliche (vgl. I. NAHNSEN, 1961, S. 
115ff.). 

Bis h e u t e gibt es n o c h ke ine umfassende Theor ie der Sozialpol i t ik. D ies m a g z u m 
Teil d a r a n l i egen , d a ß die Sozia lpol i t ik ü b e r vie le J a h r z e h n t e h i n w e g wissen-
schaf t l i ch d i s k r e d i t i e r t w a r ; sie galt ü b e r w i e g e n d als u n w i s s e n s c h a f t l i c h . V o n d a -
he r ist die E n t w i c k l u n g e i n e r e i g e n s t ä n d i g e n T h e o r i e d e r Soz ia lpo l i t ik g e h e m m t 
w o r d e n . E i n e w e i t e r e U r s a c h e des typ i schen T h e o r i e d e f i z i t s liegt a b e r a u c h in d e r 
H e t e r o g e n i t ä t d e s U n t e r s u c h u n g s o b j e k t e s b e g r ü n d e t ; d i e ses b e s t e h t a u s e i n e r 
Fül le von k a u m in e i n e m sys t ema t i s chen Z u s a m m e n h a n g zu e r f a s s e n d e n P r o b l e -
m e n . D a s T h e o r i e d e f i z i t d e r Sozia lpol i t ik zwingt sie z u m R ü c k g r i f f auf d ie T h e o -
r i en , M e t h o d e n u n d F o r s c h u n g s e r g e b n i s s e a n d e r e r S o z i a l w i s s e n s c h a f t e n . H i e r i n 
liegt j e d o c h zug le ich e ine b e s o n d e r e C h a n c e , in e i n e m e n g e n Z u s a m m e n w i r k e n 
mit a n d e r e n S o z i a l w i s s e n s c h a f t e n zu A u s s a g e s y s t e m e n zu g e l a n g e n , die von wei t -
r e i c h e n d e r p r a k t i s c h - p o l i t i s c h e r B e d e u t u n g s ind. 

3. Sozialpolitik und Verteilungspolitik 

E s s ind k a u m w i r t s c h a f t s - u n d gese l l scha f t spo l i t i s che M a ß n a h m e n d e n k b a r , d ie 
als v e r t e i l u n g s n e u t r a l b e z e i c h n e t w e r d e n k ö n n e n . A b e r ü b e r d iese p r inz ip ie l l e 
G e m e i n s a m k e i t mi t a l len a n d e r e n P o l i t i k b e r e i c h e n h i n a u s ist d o c h f ü r d ie Sozia l -
po l i t ik ein e n g e r e r Z u s a m m e n h a n g zu V e r t e i l u n g s f r a g e n f e s t zus t e l l en . D i e So-
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zialpolitik steht primär im Dienste der Vertei lungsaufgabe, wenn man im An-
schluß an G. WEISSER (1956, S. 410ff.), G. KLEINHENZ (1970, S. 76) und H. 
LAMPERT (1980b, S. 6f.) davon ausgeht, daß sie die Lebenslage wirtschaftlich 
und/oder sozial schwacher Personenmehrhei ten verbessern soll. Sozialpolitik ist 
stets Beeinflussung von sich ansonsten einstellenden Vertei lungen, sei es von 
Rechten oder Pflichten, von Einkommen oder Vermögen, sei es interpersonal 
und/oder intertemporal und/oder interregional. Sozialpolitik ist von ihrer Ziel-
richtung her immer Verteilungspolitik. 

Üblicherweise wird in der Verteilungstheorie zwischen einer Primärverteilung 
und einer Sekundärverteilung unterschieden. Die Primärverteilung ergibt sich 
aus den Marktprozessen in einer bestimmten Periode unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Ausgangslage. Die Korrektur der Primärverteilung führt zur Sekun-
därverteilung. Auf diese beiden Stufen des Verteilungsprozesses wirkt die Sozial-
politik sehr unterschiedlich ein: 

(1) J e n e r Bere ich der Soz ia lpo l i t ik , de r mit E. LIEFMANN-KE1L( 1961. S. 234ff . ) ak Re-
gelung der Arbeitsentgelt? und Arbeitsbedingungen b eze i chne t w e r d e n k a n n , wirkt vor 
al len Dingen auf die sog. P r i m ä r v e r t e i l u n g e in . A b e r d ies gilt n icht u n e i n g e s c h r ä n k t . 
Die E i n k o m m e n s p o l i t i k d e r Soz ia lpa r tne r bee in f luß t zugleich u n m i t t e l b a r den U m f a n g 
d e r Soz ia l t rans fe rs in F o r m von R e n t e n ; A r b e i t n e h m e r s e h u t z und U n f a l l v e r h ü t u n g 
wi rken sich auf den U m f a n g d e r Soz ia l t rans fe rs im Fal le von A r b e i t s u n f ä l l e n und B e -
r u f s k r a n k h e i t e n aus . 

(2) D a s Sozialleistungssystem mit se inen S o z i a l e i n n a h m e n u n d Soz i a l ausgaben soll pr inzi -
piell e ine K o r r e k t u r de r P r i m ä r v e r t e i l u n g in R i c h t u n g auf e ine g e w ü n s c h t e S e k u n d ä r -
ve r t e i lung b e w i r k e n . Im a l lgeme inen sind j e d o c h auch w e i t e r g e h e n d e W i r k u n g e n auf 
die E n t s t e h u n g e ine r b e s t i m m t e n P r imärve r t e i l ung nicht auszusch l i eßen (z .B. ü b e r ne -
gat ive A n r e i z e f f e k t e des Sozia l le i s tungssys tems) . 

Im Einzelfall kann es durchaus schwierig sein, die eine oder andere wirtschafts-
und sozialpolitische Maßnahme als Beeinflussung der Primärverteilung oder der 
Sekundärvertei lung zu deuten . In jedem Fall aber werden mit den Maßnahmen , 
die auf die Sekundärvertei lung wirken, wiederum Daten für die Primärverteilung 
der nächsten Wirtschaftsperiode gesetzt (vgl. R. L. FREY, 1973. S. 25ff.). 

Gegenstand dieser Arbeit ist die soziale Umverteilung, die mit Hilfe der Sozial-
transfers und ihrer Finanzierung bewirkt werden soll. Die über das Soziallei-
stungssystem hinausgehenden klassischen Bereiche der Sozialpolitik werden aus-
geklammert . Inhaltlich ist die vorliegende Darstellung an dem Soziaibudget der 
Bundesregierung orientiert und entspricht damit weitgehend dem vorherrschen-
den Verständnis von einnahmen-/ausgabenorient ier ter Sozialpolitik (vgl. BMA/ 
Hrsg., 1983;/?. HAUSER, u .a . , 1985;/?. ZEPPERN1CK, 1986). 
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Kapitel 1: 
Leitbilder, Zielsysteme und Gestaltungs-

prinzipien der Sozialpolitik 

1. Leitbilder der Sozialpolitik 

1.1 Normenprobleme der Sozialpolitik 

Das Sozialleistungssystem der Bundesrepublik Deutschland hat sich im Zuge ei-
ner langen Entwicklung herausgebildet . Von Anfang an waren die sozialpoliti-
schen Bemühungen darauf gerichtet, die Lebenslage von wirtschaftlich schwa-
chen Personenmehrhei ten zu verbessern. Von der ursprünglichen Einengung auf 
die Arbei terf rage hat sich die Sozialpolitik sehr schnell gelöst, der Gegenstands-
bereich der Sozialpolitik weitete sich im Laufe der Zeit sukzessive aus, was einer-
seits zu einer gewaltigen Expansion des Sozialleistungssystems führ te und ande-
rerseits die Sozialpolitik immer mehr zu einer allgemeinen Gesellschaftspolitik 
werden ließ. 

Angesichts der unübersehbaren gesellschaftspolitischen Bedeutung des Sozial-
leistungssystems ist das Defizit an Normendiskussion gerade in diesem Bereich 
um so bemerkenswerter . Die Beschäftigung mit Normen, auf die hin praktische 
Sozialpolitik betrieben und wissenschaftliche Sozialpolitik in ihrer beschreiben-
den, systematisierenden und analysierenden Funktion gelehrt wird, ist seit dem 
Beginn des Werturteilsstreites weitgehend diskreditiert, und dies mit unüberseh-
baren Folgen. Die bis heute nicht überwundene Scheu vor der Diskussion der 
Orient ierungsmaßstäbe sozialpolitischen Handelns beeinträchtigte bis in die Ge-
genwart die Überschaubarkei t und Nachvollziehbarkeit praktischer Sozialpolitik 
und die intersubjektive Überprüfbarkei t wissenschaftlicher Forschungsergebnis-
se im positivistischen bzw. kritisch-rationalistischen Sinne. Die Verdrängung der 
Normendiskussion führte in diesem Bereich der praktischen Politik, dessen 
Orientierung an gesellschaftlichen Wertideen offensichtlich ist. vielfach zu einem 
impliziten Einbezug von Normen , was wiederum die wissenschaftliche Beschäfti-
gung mit der praktischen Politik wesentlich erschwerte. Der auch von den Vertre-
tern einer wertfreien Wissenschaft e ingeräumte Spielraum für die Beschäftigung 
mit Normen blieb mit weitreichenden Konsequenzen für die praktische und wis-
senschaftliche Sozialpolitik überwiegend ungenutzt . 

Die Vernachlässigung der Normendiskussion ist umso bedauerlicher, als die 
Ignorierung der Normenfrage zu einer wesentlichen Einengung des Nachden-
kens über „die Grundlagen entscheidungsgeleiteten Verhaltens der Menschen' ' 
(vgl. W. W. ENGELHARDT, 1973. S. 10) führen muß. Gerade für den Bereich 
der Sozialpolitik ist zu vermuten , daß das entscheidungsgeleitete Verhalten der 
Menschen vor allen Dingen durch „spontan entworfene Leitbilder" ( W . W. EN-
GELHARDT, 1973. S. 53) angesichts vorhandener Problemlagen ausgelöst 
wird. Faßt man Leitbilder als „eine Art individueller Utopien" auf. so liegt diese 
erste Sinnorientierung des Verhal tens von einzelnen oder von Gruppen in einem 
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vor-rationalen Raum; Leitbilder sind noch nicht zu rationalen Größen geworde-
ne Best immungen menschlichen Handelns, sie sind „individuelle Zielformeln mit 
überdeterminier ten Spielräumen" (W. W. ENGELHARDT, 1973, S. 11). Be-
st immen so Leitbilder die erste und spontane Phase menschlichen Handelns, so 
kommen dann in späteren Phasen rational durchdachte und damit geplante Kon-
zeptionen in Form von Zielsystemen und Ziel-Mittel-Systemen hinzu; sie führen 
zur Ents tehung von Programmen und Strategien (vgl. W. W. ENGELHARDT, 
1973, S. 53). Der vor-rationale Raum menschlichen Handelns mit seiner Bestim-
mung durch individuelle Utopien wird mit dem Übergangzu rationalen Zielsyste-
men und Ziel-Mittel-Systemen verlassen (vgl. Ph. HERDER-DORNEICH, 
1968. S. 43ff.: E. HEUSS, 1965, S. 16ff. und 25ff.). 

In dieser Zuordnung von Leitbildern und Zielen ergeben sich zweifellos auch 
Überschneidungen; gemeinsam ist beiden die Vorstellung über etwas Anzustre-
bendes und Erwünschtes, wobei die Leitbilder den Zielen nicht nur tatsächlich, 
sondern auch logisch übergeordnet sind; sind Leitbilder noch regelmäßig für ver-
schiedenste Lebens- und Politikbereichc überwiegend gleichermaßen gültig, so 
bedingt ihre Konkretisierung und Rationalisierung im Hinblick auf Zielsysteme 
und Ziel-Mittel-Systeme im allgemeinen eine Einengung des Blickwinkels auf be-
st immte Lebens- und Politikbereiche; Leitbilder stellen häufig verschiedene 
Sachbereiche umgreifende Normen dar , während Ziele als sachbereichsspezifi-
sche und insofern konkretisierte Normen aufzufassen sind (vgl. H. SANMANN, 
1973, S. 62ff.). 

Allein in diesem Sinne können Ziele als rationale Größen aufgefaßt werden, 
die dann in den entscheidungslogischen Teildisziplinen der Gesellschaftspolitik 
Verwendung f inden. So behandelt die Entscheidungstheorie die menschlichen 
Wahlakte unter teleologischen bzw. zweckrationalen Aspekten , obwohl „die 
gleichen Ak te unter einem anderen Gesichtspunkt auch als Resultate seelischer 
Tr iebkräf te , die mit zweckmäßiger Entscheidung nichts zu tun haben , erschei-
nen" (G. GÄFGEN, 1968, S. 23). Ziele basieren - so gesehen - kaum allein in 
wert- oder zweckrationalen Gegebenhei ten; sie bleiben Bestandteile von Leitbil-
dern, sind aber als „pragmatischer Vernunf t zugängliche Gebilde ... nicht 
schlechthin irrational oder bloß zufällig bedingt" (W. W. ENGELHARDT, 1973, 
S. 17). Der gemeinsame Ausgangspunkt von Leitbildern und Zielen sind „ver-
mutlich vor-rational also spontan unter dem Einfluß von Emot ionen gestaltete 
aktive Wahrnehmungserlebnisse einzelner Personen" ( W . W. ENGELHARDT, 
1973, S. 17), deren handlungsrelevante Transformat ion durch die gestalt- und 
emotionstheoret ischen Arbei ten , durch die ältere und neuere Psychoanalyse so-
wie durch neuere teleologische Motivationstheorien nur zum Teil erklärt werden 
konnte . 

Die Schwierigkeiten einer Analyse der Entstehung und Wandlung von Leitbil-
dern und Zielsystemen mit Hilfe einer Sinndeutung ihres präskriptiven Gehalts, 
mit Hilfe von Beobachtungstechniken der Gesta l twahrnehmung und unter Ver-
wendung der Methoden der Inhaltsanalyse und der Sprachstatistik dürf ten - un-
geachtet mancher intersubjektiv überprüfbarer Resultate - neben wissenschafts-
theoretisch-methodologischen Bedenken weithin verantwortlich für die Ver-
drängung der Normendiskussion sein. Die vor diesem Hintergrund erhobene 
Forderung nach einer Dogmatisierung letzter Grundwerte (vgl. B. KÜLP, 1969, 
S. 98) würde beträchtliche Einengungen der erfahrungswissenschaftlichen Ana-
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lyse gesellschaftlicher Prozesse mit sich bringen, deren Gefahren nur durch eine 
rationale Diskussion von Normen vermindert werden können (vgl, H. ALBERT, 
1968, S. 73ff.). Jede Dogmatisierung letzter Grundwer te reduziert das Nachden-
ken über die Grundlagen entscheidungsgeleitcten Handelns der Menschen und 
führt vielfach zu unzulässig generalisierten Verhal tensannahmen in der sozialwis-
senschaftlichen Forschung, deren Ergebnisse dann nur noch beschränkt gültig 
sein können oder aber sogar fehlerhaft sein müssen (vgl. hierzu im einzelnen W. 
W. ENGELHARDT, 1973, S. 22ff., und die dort angeführte Literatur). Diese 
Gefahr der Entwer tung erfahrungswissenschaftlicher Analyse dürf te auch für po-
sitivistisch oder kritisch-rationalistisch orientierte Wissenschaftler Grund genug 
sein, sich mit Leitbildern als individuellen Utopien und Zielen als quasi-rationa-
len Bestimmungsstücken menschlichen Verhaltens zu befassen. 

Dabei darf nicht übersehen werden, daß gerade in der Gegenwart die Analyse 
der Sinnorientierung menschlichen Handelns insofern wesentlich erleichtert 
wird, als im Laufe der Geschichte ein bedeutsamer Strukturwandel der Utopien 
von ganzheitlich strukturierten zu gestalthaften und damit stärker realisierbaren 
Utopien s ta t tgefunden hat, die diese in die Nähe der quasi-rationalen Ziele und 
Ziel-Mittel-Systeme rücken (vgl. W. W. ENGELHARDT, 1969, S. 665ff.); in-
dem ..das Jetzt und Hier, dies immer wieder Anfangende in der Nähe" (E. 
BLOCH, 1959, S. 11) in den Vordergrund trat , wurde aus der „großen fernen 
Utopie" in der Gegenwart „der begrenzte zeitnahe Entwurf" (R. JUNGK, 1964, 
S. 30f.), eine Entwicklung, die zumindest in der Wirtschaftspolitik die erfah-
rungswissenschaftliche Zielanalyse wesentlich begünstigt hat (vgl. J. WERNER, 
B. KÜLP, 1971, S. 27ff. und 109ff.; W. KNIPS, 1970; F. MEHLER, 1970; W. 
JAHNKE, 1971. S. 296ff.). während Ziclsystemanalysen in der Sozialpolitik im-
mer noch vergleichsweise selten anzutreffen sind (vgl. E. LIEFMANN-KEIL, 
1961, S. 6ff.). 

Leitbilder im Sinne eines realistischen Gesellschaftsentwurfs stehen bereits an 
der Grenze des vor-rationalen Raums der Best immung menschlichen Handelns. 
Sie haben zwar noch nicht das Stadium quasi-rationaler Ziele erreicht, sind aber 
schon verstärkt als Orient ierungsmaßstäbe der praktischen Politik verwendbar . 
Nichtsdestoweniger werden sie sehr häufig als „Leer formeln" bezeichnet, deren 
Nutzbarmachung im einzelnen durchaus erhebliche Schwierigkeiten mit sich 
bringen kann. Ihre politische und wissenschaftliche Verwendung verlangt nicht 
nur eine umfassende Sinndeutung, sondern auch ihre Betrachtung unter logi-
schen und empirischen Aspekten zwecks Aufdeckung von Zielbeziehungen, 
Zielkonflikten und Zielkompatibil i täten; die Analyse des Zus tandekommens 
von Zielformeln ist in diesem Zusammenhang ebenfalls in ihrer Bedeutung nicht 
zu unterschätzen, da sie nicht zuletzt auch eine Feststellung der Aktuali tät und 
des Geltungsbereichs von Zielformeln erlaubt (vgl. W. W. ENGELHARDT, 
1973, S. 55;/V. FLOHR, 1968. S.70ff.; H. FLOHR, 1964). 

Die in diesem Sinne verstandene rationale Normendiskussion ermöglicht es, 
die Ebene der „Leerformeln" zu verlassen und zugleich die subjektive, kaum 
nachzuvollziehende fallweise durchgeführte Interpretat ion von Leitbildern ein-
zuschränken. G e r a d e für die Sozialpolitik, die wie kaum ein anderer Bereich der 
Gesellschaftspolitik immer wieder mit generellen gesellschaftlichen Wert ideen 
begründet wird, ist die rationale Normendiskussion unerläßlich; zumindest ist sie 
eine entscheidende Grundlage für die Herauslösung der Sozialpolitik aus den ta-
gespolitischen Opportuni tä tserwägungen der Parteien, und sie könnte auch den 
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Einfluß verdeckter Partialinteressen unterschiedlichster Gruppierungen in der 
Gesellschaft wenn nicht zurückdrängen, so doch offenlegen. Zugleich würden die 
entscheidenden Grundlagen für eine rationale Sozialpolitik gelegt (vgl. H.-P. 
BANK, 1975). 

1.2 Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes 

Der Begriff des Sozialstaates wurde seit dem 19. Jahrhundert verschiedentlich 
verwendet und entwickelte sich im Laufe der Zeit zu einer verfassungsrechtlichen 
Norm, die einen Wesenszug des Staates bezeichnen soll. Die Weimarer Reichs-
verfassung enthielt eine aus vielen Einzelnormen bestehende soziale Program-
matik; die meisten Länderverfassungen nach dem Zweiten Weltkrieg enthalten 
neben den sozialen Einzelnormen auch eine sozialstaatliche Zentralnorm. Im 
Grundgesetz ist allein die sozialstaatliche Zentralnorm (Art. 20 und 28 GG) an-
stelle von sozialstaatlichen Einzelnormen verankert, während die übrigen Staats-
fundamentalnormen (Demokrat ie , Rechtsstaat. Bundesstaat) zusätzlich in ver-
schiedenen Einzelnormen ausgeprägt sind (vgl. H. F. ZACHER, 1977, S. 152f.). 

Mit dieser Festlegung des Grundgesetzes allein auf eine sozialstaatliche Zen-
tralnorm wird die Ableitung von sozialpolitischen Leitbildern und Zielsystemen 
zu einer Aufgabe, die notwendigerweise mit einem weiten Spielraum für unter-
schiedliche Interpretationen verbunden ist und die zugleich unterschiedliche 
Auslegungen des Wortes „sozial" mit sich bringt. In Anlehnung an Η. P. BULL 
(1973) und F. PILZ (1978) lassen sich insbesondere vier Ansätze der Sozial-
staatsinterpretation darstellen: 

(1) D e r konfliktrednzierende Ansatz der Soz ia l s t aa t s in t e rp re t a t ion geht v o m l iberalen 
S t a a t s v e r s t ä n d n i s des 19. J a h r h u n d e r t s aus . D e r Staat hat lediglich die A u f g a b e de r E r -
s te l lung und B e w a h r u n g e ines O r d n u n g s r a h m e n s , i n n e r h a l b dessen sich das L e b e n in 
d e r Gese l l s cha f t u n g e h i n d e r t en t f a l t en k a n n . Al t l ibe ra le V o r s t e l l u n g e n von e ine r 
. . s t aa t s f re ien S p h ä r e de r G e s e l l s c h a f t " und e i n e r . .Se lbs t regul ie rung gese l l schaf t l i cher 
P r o z e s s e " r eduz i e r en den Inhal t des Sozia l s taa t spr inz ips auf e inen In t e re s senausg le i ch 
im Sinne e ine r . .sozialen H a r m o n i e " (vgl. F. PILZ., 1978. S. 42f . ) . In d i e s e m R a h m e n 
k o m m t d e m Staa t lediglieh e ine . . B e f r i e d u n g s f u n k t i o n " zu . D a s V e r h ä l t n i s zwischen 
B ü r g e r n und Staa t ist nach d i e sem Soz ia l s taa t svers tändnis (vgl. C.tF. Μ EN GER, 1953) 
du rch wechse lse i t ige Pf l ichten u n d A n s p r ü c h e g e k e n n z e i c h n e t . D e r e inze lne ist zur 
T e i l n a h m e an d e r G e s a m t a u f g a b e (vgl. L. I i.( UM R. 1973. S. 14) ve rp f l i ch t e t , und er 
k a n n im Hinzelfall A n s p r ü c h e gegen die Al lgemeinhe i t ge l t end m a c h e n . 

(2) Der notmindernde und gerechtigkeitsoriemierte Ansatz der Sozialstaatsinterpretation 
füh r t zu e ine r V e r p f l i c h t u n g des S taa tes zur L i n d e r u n g o d e r B e h e b u n g von Not u n t e r 
d e m A s p e k t d e r G e r e c h t i g k e i t . Die N o t m i n d e r u n g bezieht sich auf die Bese i t igung 
k o n k r e t e r P r o b l e m e durch zeitlich b e g r e n z t e Ak t iv i t ä t en ( z .B . bei H r n t e s c h ä d e n , 
B r ä n d e n , usw. ) sowie auf d ie Bewä l t igung d a u e r h a f t e r N o t l a g e n (soziale S c h w ä c h e ein-
ze lne r o d e r von G r u p p e n auf D a u e r ) . Z u r E r f ü l l u n g dieser V e r p f l i c h t u n g hat der S taa t 
in u m f a s s e n d e r Weise ö f f en t l i che G ü t e r be re i t zus te l l en . Die N o t m i n d e r u n g soll de r 
V e r w i r k l i c h u n g der sozia len Gerech t igke i t d i e n e n , die im e inze lnen ü b e r e ine N e u g e -
s t a l tung de r E i n k o m m e n s u m v e r t e i l u n g bis hin zur A b s c h a f f u n g des P r i v a t e i g e n t u m s 
u n d e ine ü b e r p r o p o r t i o n a l e F ö r d e r u n g der wir t schaf t l ich und sozial S c h w a c h e n ( insbe-
s o n d e r e in Ausbildunt» und B e r u f ) erre icht w e r d e n soll (vgl. F. PILZ, 1978. S. 4411.; W. 
Λ Ii END ROTH. 1954. S. 279ff.; W. Ali END ROTH, 1966; F. NIEHL, 1975). Bei die-
ser I n t e r p r e t a t i o n geht das Soz ia l s taa t spr inz ip über e ine b e w a h r e n d e D a s e i n s v o r s o r g e 
h inaus u n d bezweck t eine ak t ive G e s t a l t u n g de r Gese l l s cha f t sp rozes se u n t e r B e r ü c k -
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s icht igung d e r un te r sch ied l i chen C h a n c e n der e inze lnen B e v ö l k e r u n g s g r u p p e n (vgl. A . 
MURSWIECK, 1976). In d iesem Sinne sieht R. HERZOG (1970, S.""l74; 1976. s!" 161) 
d a s Soz ia l s taa t spr inz ip als V e r f a s s u n g s a u f t r a g zur H e r s t e l l u n g sozia ler Gle ichhe i t a n , 
w ä h r e n d C. F. MENGER (1953. S. 69) e ine V e r p f l i c h t u n g des S taa t e s zu e iner v o r b e u -
g e n d e n D a s e i n s f ü r s o r g e mit e ine r N e u o r d n u n g des Wi r t scha f t l i chen s ieht . Das B u n d e s -
ve r fassungsger ich t s ieht zwar auch e ine Pflicht des S t aa t e s , für e inen Ausg le ich de r so-
zialen G e g e n s ä t z e zu so rgen , billigt i hm a b e r e inen e r heb l i chen G e s t a l t u n g s s p i e l r a u m 
zu (vgl. B V e r f G E 12. 354. 367). 

(3) D e r demokrulie-identische Ansatz d e r Soz i a l s t aa t s in t e rp re t a t i on stellt in h i s to r i scher 
B e g r ü n d u n g e ine e n g e V e r z a h n u n g von D e m o k r a t i e p r i n z i p und Soz ia l s taa t spr inz ip 
he r . „Sozial wird h ier synonym mit d e m o k r a t i s c h in allen n ich ts taa t l i chen S y s t e m e n 
v e r w e n d e t " (F. PILZ, 1978. S. 47). D i e s e Soz i a l s t aa t s in t e rp re t a t i on stellt sich als ein 
pol i t i sches G e g e n m o d e l l zum h e r r s c h e n d e n Soz ia l s t aa t sve r s t ändn i s des zwe i t en A n s a t -
zes dar (vgl. W. ABENDROTH, 1954. S. 279ff . : / / . - H . HARTWICH, 1970. S. 344ff . ) . 
D i e pol i t ische F o r d e r u n g ku lmin ie r t in de r Ü b e r w i n d u n g des gese l l schaf t l i chen s t a tus 
q u o . D a s i n s b e s o n d e r e von li.-H. HARTWICH f o r m u l i e r t e sozia ls taa t l iche A l t e r n a -
t ivmodel l übe r t r äg t d e m Staat nicht n u r ein n o t m i n d e r n d e s und ge rech t igke i t so r i en t i e r -
tes W i r k e n , s o n d e r n ver langt von ihm e ine Bese i t igung aller s y s t e m i m m a n e n t e n U r s a -
c h e n wi r t schaf t l i che r u n d / o d e r soz ia le r Schwächen e inze lne r G r u p p e n . Im e inze lnen 
g e h ö r e n hierzu die W e i t e r e n t w i c k l u n g de r W i r t s c h a f t s o r d n u n g durch Soz ia l i s i e rung . 
d ie V e r a n k e r u n g e ines „ r e a l e n " F re ihe i t sbegr i f f s in de r rech t ss taa t l i chen O r d n u n g so-
wie die u m f a s s e n d e D e m o k r a t i s i e r u n g von W i r t s c h a f t und Gese l l s cha f t (vgl. H . - H . 
HA R TW ICH, 1970. S. 344ff . ) . 

(4) D e r steuerungspolitische Ansatz de r Soz i a l s t a a t s i n t e rp r e t a t i on be ton t d ie N o t w e n d i g -
kei t s taa t l i cher E ingr i f fe in den W i r t s c h a f t s a b l a u f . „ D e r Sozia ls taa t kann in d iesem A n -
satz se ine m a n n i g f a c h e n A u f g a b e n n u r d a n n h i n r e i c h e n d e r f ü l l e n , wenn die pol i t i schen 
Prozesse nach b e s t i m m t e n sozialen Kr i te r ien ges t eue r t w e r d e n " (F. I ' I I . Z , 1978. S. 48) . 
D iese r A n s a t z , der we i t gehend a b g e l e h n t wird (vgl. Η. I'. BULL, 1973. S. 174), geht ty-
p i scherweise von e i n e m dua l en V e r h ä l t n i s von S taa t und Wi r t s cha f t /Gese l l s cha f t als 
zwei k o n k r e t i s i e r b a r e n und a b g r e n z b a r e n Bere i chen aus. D e r e r s te Bere ich d u r c h d r i n -
ge dabe i den zwei ten mit B e f e h l e n , und so re iche d e r s t eue rungspo l i t i s che A n s a t z bis an 
d ie G r e n z e e i n e r Be feh l swi r t s cha f t . 

Das Grundgesetz enthält keine Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips: seine 
inhaltliche Ausprägung ist vielmehr in den ..richtungsweisenden Erklärungen 
und Handlungen, die zur Ausfüllung des von der Verfassung eingeräumten Frei-
raumes geführt haben" (H. WINTERSTEIN, 1973. S. 77f.), zu suchen. Damit 
könnte das Sozialstaatsprinzip „in erster Annäherung mit den vorherrschenden 
Definitionen der Sozialpolitik gleichgesetzt werden" (C. WATRIN, 1977, S. 
963). Eine solche Sozialstaatsinterpretation nähert sich dem zweiten Ansatz , 
bleibt jedoch nach wie vor weitgehend unbest immt. Diese Unbest immthei t des 
Sozialstaatsprinzips bringt aber zugleich auch die Chance mit sich, dem Wandel 
des Sozialen und der Dynamik der Sozialpolitik Rechnung tragen zu können. 

Zwischen dem Sozialstaatsprinzip und den Staatsfundamentalnormen der De-
mokratie, des Rechtsstaates und des Bundesstaates bestehen enge Verbindun-
gen, durch die die Staatsgewalt materiell determiniert und legitimiert wird: 

(1) D i e Demokratie des G r u n d g e s e t z e s stellt sich als e ine egal i tä re und r e p r ä s e n t a t i v e Par -
t e i e n d e m o k r a t i e d a r . Im Z e i c h e n e ine r „sozia len D e m o k r a t i e " w e r d e n A n s p r ü c h e auf 
V e r ä n d e r u n g d iese r Staa ts - und H e r r s c h a f t s f o r m e r h o b e n , um die Gle ichhe i t im Sinne 
d e r Kopfzah lg le i chhe i t durch e ine ma te r i e l l e Gle ichhe i t zu e r se t zen . Die Rea l i s i e rung 
d iese r F o r d e r u n g w ü r d e „den Sozia l s taa t - s e inem e igenen ega l i t ä ren und o f f e n e n W e -
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sen zuwide r - als Bes i tzs tand d e r zu e ine r b e s t i m m t e n Zei t . U n t e r p r i v i l e g i e r t e n ' u su r -
p i e r e n , o h n e g a r a n t i e r e n zu k ö n n e n , d a ß V o r h a n d e n s e i n . M a ß u n d D a u e r ih res M a c h t -
privi legs mit d e m V o r h a n d e n s e i n , dem M a ß u n d de r D a u e r ihres ma te r i e l l en Nach te i l e s 
übe re in s t immen" ' (H. F. ZACHER, 1977, S. 156). E ine solche U m g e s t a l t u n g de r de -
m o k r a t i s c h e n R e c h t e ist nach d e m G r u n d g e s e t z i l legitim. 

(2) D ie Rt'chtsstaailichkeii gilt auch für d e n Bere ich des Sozialen und b e g r ü n d e t h ie r 
R e c h t s s i c h e r h e i t . V e r t r a u e n s - u n d R e c h t s f r i e d e n s s c h u t z : sie sichert auch d e m sozial-
s taa t l i chen R e c h t s e i n e Verwi rk l i chung (vgl. H. F. ZACHER, 1977. S. 156f.). 

(λ) D ie F o r m e l v o m sozialen Bundesstaat k a n n „wohl dah in v e r s t a n d e n w e r d e n , d a ß auch 
die soziale A u f g a b e auf B u n d und L ä n d e r ver te i l t ist und d a ß mit d iese r f ö d e r a t i v e n 
S p a l t u n g de r s taa t l ichen S p h ä r e auch im sozialen Bere i ch e ine In t ens iv i e rung d e r sozia-
len V e r a n t w o r t u n g des G e s a m t s t a a t e s v e r b u n d e n is t" (H. F. ZACHER, 1977. S. 157). 

Die Allgemeinheit und Offenheit des Sozialstaatsprinzips ist von erhebl icher Be-
deu tung im Hinblick auf die typische Dynamik dieses Bereichs der Gesel lschaf ts-
poli t ik. Im historischen Ablauf ändern sich die sozialpolitischen Prob lemlagen 
fo r t l au fend ; alte P rob leme verlieren an B e d e u t u n g und neue Fragen en t s t ehen . 
Auf diese V e r ä n d e r u n g der gesellschaftl ichen Si tuat ion wird mit unterschiedl i-
chen M a ß n a h m e n verschiedener Breite und Intensi tät reagier t , de ren Wirkungen 
im einzelnen kaum vorhe r sehbar sind und die daher auch wiederum neue Pro-
blemlagen en ts tehen lassen können. Von daher ist auch kaum zu e rwar t en , d a ß 
j ema l s ein auf lange Sicht gültiger gesellschaft l icher Konsens über die k o n k r e t e n 
A u f g a b e n des Sozialstaates erreicht wird. Die Sozialpolitik unterl iegt e inem 
Prinzip permanenter Veränderung, und das Sozialstaatspostulat des Grundgese t -
zes m u ß grundsätzl ich für solche fo r t l aufenden Wand lungen offen sein (vgl. H. F. 
ZACHER, 1977. S. 158). 

Diese Charakter i s t ik des Sozialstaatsprinzips bedingt aber auch seine weitge-
h e n d e Geltungsschwäche als Verfassungsnorm. Das Sozialstaatsprinzip kann 
nicht unmi t te lbar ..als Grund lage administrat iver Eingriffe in die Sphäre des ein-
ze lnen" ( Η . F. ZACHER, 1977, S. 159) g e n o m m e n werden . Dennoch ist das So-
zials taatsprinzip nicht ohne rechtliche Wirkung; es ist nicht nur eine Schranke f ü r 
den Ver fassungsgeber , sondern vor allen Dingen ein Argumen t für polit isches 
und adminis t ra t ives Hande ln sowie eine Grund lage der Beur te i lung und Ausle-
gung von Gese tzen . Diese Funkt ion des Sozialstaatsprinzips sollte in ihrer gesell-
schaftspol i t ischen Bedeu tung nicht unterschätzt werden (vgl. auch G. FRANK, 
1983). 

1.3 Soziale Gerechtigkeit als gesellschaftliche Wertidee 

Die Sozialpolit ik ist nach der vorher r schenden In te rpre ta t ion von Sozialstaatl ich-
keit auf die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit gerichtet (vgl. D. ΚΑΤΗ, 
1981, S. 372ff .) . Damit ist die Hand lungsmaxime des Sozialstaates weder inhalt-
lich konkre t i s ier t (vgl. H. SANMANN, 1972, S. 189ff.) noch sind ihre Begren-
zungen durch die S t a a t s f u n d a m e n t a l n o n n e n der Demokra t i e , des Rechtss taa tes 
und des Bundess taa tes berücksichtigt (vgl. H. F. ZACHER, 1977, S. 155ff.). 
W e i t e r g e h e n d e Ref lexionen über den Inhalt des Prinzips der soziale η Gerecht ig-
keit sind d a h e r unumgänglich (vgl. auch A NETZLFR, 1985). 

Z w a r hat John RA WLS (1975) seine Theorie der Gerechtigkeit wohl kaum mit 
der Absicht formul ie r t , e inen Beitrag zur deu tschen Diskussion um die In te rpre-
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tution des Sozialstaatsprinzips zu leisten, dennoch sind seine Über legungen in 
diesem Z u s a m m e n h a n g von großer Bedeu tung , da sie wei tgehend mit e inem So-
zialstaatsbegriff konverg ie ren , der die E ino rdnung der sozialstaatl ichen Zen t ra l -
n o n n in das System der S t a a t s f u n d a m e n t a l n o n n e n beachtet (vgl. C. WATRIN, 
1976, S. 60). Zweifel los ist die /MWL.S'sche Theor i e der sozialen Gerecht igke i t 
als Al ternat ive zum Utilitarismus zu sehen und in der Ause inande r se t zung mit 
ihm en t s t anden . Während der Uti l i tar ismus das größte Glück der meis ten 
(gleichgültig, wie es sich verteilt) zum Kri ter ium gesellschaft l icher En tsche idun-
gen macht , entwickelt RAW LS in vertragstheoretischer Perspektive un te r Bezug 
auf die Sozialnatur des ichbezogen hande lnden Menschen Gerecht igke i t sgrund-
sätze. die von allen Beteil igten als Fai rneßpr inzipien akzept ier t werden können 
und daher die Richtschnur gesellschaftl ichen D e n k e n s und Hande lns sein sollen. 
Dabei ist RA WLS jedoch nicht ein „al tmodischer Harmoniephi losoph" · , sondern 
er falit „vielmehr die Gesel lschaft als ein U n t e r n e h m e n de r Z u s a m m e n a r b e i t zum 
gegenseit igen Vortei l auf , das sowohl durch In teressenkonf l ik te als auch durch 
-harmonien gekennzeichnet ist. In te ressenübere ins t immung bes teh t , weil die ge-
sellschaftliche Z u s a m m e n a r b e i t , verglichen mit dem Fall, daß j eder auf seine ei-
genen Ans t rengungen angewiesen ist, allen ein besseres Leben ermögl icht . Inter-
essenkonfl ikte hingegen en t s tehen , weil es den Menschen nicht gleichgültig ist. 
wie die Früchte ihrer Z u s a m m e n a r b e i t verteilt we rden" (C. WATRIN, 1976, S. 
48 mit dem Hinweis auf J. RAWLS, 1975, S. 149). Bei Verwirkl ichung d e m o k r a -
tischer Gleichheit und vernünf t igem Hande ln können sich jedoch die Gesell-
schaf tsmitgl ieder auf zwei Gerechtigkeitsgrundsätze als Fairneßprinzipien eini-
gen: 

(1) Prinzip strikter Gleichheit in den Grundrechten und -p flichten für edle. N a c h d i e sem G e -
rech t igke i t sg rundsa tz hat . . j e d e r m a n n gleiches Rech t auf das umfang re i chs t e G e s a m t -
system g le icher F r e i h e i t e n , das für alle möglich is t" (J. RAWLS, 1975, S. 336 u n d S. 81) . 
Zu den F re ihe i t s r ech t en g e h ö r e n die Gewissens - und G e d a n k e n f r e i h e i t , die pol i t i sche 
Fre ihe i t , die R e d e - u n d V e r s a m m l u n g s f r e i h e i t , die Fre ihe i t de r P e r s o n , das Rech t auf 
pe rsön l iches E i g e n t u m und de r Schu tz vor wi l lkür l icher I n h a f t i e r u n g (vgl . . / . RAWLS, 
1975, S. 82) . nicht j edoch in vol lem U m f a n g e die W i r t s c h a f t s f r e i h e i t e n (vgl. J. RA Wl^S, 
1975. S. 83). Z u m Schutz d ieser G r u n d f r e i h e i t e n ist e in . . umfangre i ches Sys tem p r o t e k -
t iver Ins t i tu t ionen e r f o r d e r l i c h , zu d e n e n RAWLS auch die E i n s c h r ä n k u n g d e r M e h r -
he i t s en t s che idungen zäh l t , da ande rn fa l l s die F r e ihe i t s r ech t e der M i n o r i t ä t e n g e f ä h r d e t 
w e r d e n können""(vg l . C. WA TRIN, 1976, S.5\). RA WLS läßt nur wen ige G r ü n d e d e r 
F r e i h e i t s b e s c h r ä n k u n g ge l ten ( F r e i h e i t s e i n s c h r ä n k u n g z u m Schutz des G e s a m t s y s t e m s 
d e r F re ihe i t en u n d zur A b w e n d u n g von S c h a d e n für a l le) ; d iese F r e i h e i t s b e s c h r ä n k u n -
gen b e d ü r f e n j edoch a l lgemeine r Z u s t i m m u n g . Die F re ihe i t s r ech t e h a b e n im G e s a m t -
system des RA WL.Vschen G e d a n k e n g e b ä u d e s den V o r r a n g vor Ver te i lungsges ich t s -
p u n k t e n u n d d a m i t vor d e m f o l g e n d e n zwei ten Pr inz ip . 

(2) Prinzip für die nichtegalitäre Verteilung. D iese r G r u n d s a t z besag t , d a ß . .soziale u n d 
wir t schaf t l iche U n g l e i c h h e i t e n , e twa v e r s c h i e d e n e r R e i c h t u m ode r v e r s c h i e d e n e 
M a c h t , nur d a n n ge rech t s ind , w e n n sieh aus ihnen Vor te i l e fü r j e d e r m a n n e r g e b e n , ins-
b e s o n d e r e fü r d ie s chwächs t en Mi tg l i ede r der Gese l l scha f t · · (J . RAWLS, 1975. S. 32). 
D a m i t umsch re ib t das zwei te Pr inzip die B e d i n g u n g e n , u n t e r d e n e n e ine Ung le i chve r -
te i lung von G ü t e r n im w e i tes ten S inne als ge rech t a n g e s e h e n w e r d e n k a n n . D e r G e g e n -
satz z u m Ega l i t a r i smus ist o f fens ich t l i ch , wenngle ich d a s RA WLSsche Pr inz ip e ine Ne-
b e n b e d i n g u n g e n t h ä l t , die w i e d e r u m selbst in h o h e m M a ß e Ega l i t ä res u m f a ß t . G r u n d -
sätzlich sind näml ich soziale und wi r t schaf t l i che U n g l e i c h h e i t e n d a n n a k z e p t a b e l , w e n n 
sie „den am wenigs ten Bevo rzug t en d e n g r ö ß t m ö g l i c h e n Vor t e i l " b r i n g e n , w e n n sie al-
so d ie Ä r m e r e n besse r s te l len; wenn die Besse r s t e l lung e ines B e v o r z u g t e n die Lage d e r 
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sch lech tc r Ges t e l l t en nicht m e h r ve rbesse r t , so gilt sie nicht als ge rech t (vgl. J. RA WLS, 
1975. S. 81. 84 und 96). A u ß e r d e m müssen die Ä m t e r und Pos i t i onen allen Gese l l -
s cha f t smi tg l i ede rn nach d e n Regeln d e r fa i ren C h a n c e n g l e i c h h e i t o f f e n s t e h e n (vgl. J. 
RAW LS, 1975, S. 336). 

John RAW LS bringt zweifellos eine liberale Interpretation der Idee der sozialen 
Gerecht igkei t ; doch darf diese nicht mit altliberalen und sozialdarwinistischen 
Vorstel lungen verwechselt werden. Grundsätzlich haben bei RAWLS die Frei-
heitsrechte den Vorrang vor den Verteilungsgesichtspunkten. Jedoch folgt aus 
seiner kooperat iven Idee der Gesellschaft, daß diese so gestaltet werden sollen, 
daß „die Anstrengungen der besser Gestellten die Lage der schlechter Gestellten 
zu verbessern helfen"": die Ungleichheitsregel „erlaubt den besser Gestell ten, ih-
re Vorteile nur in dem Umfang für sich zu nutzen, wie damit auch den weniger 
Begünstigten geholfen wird'" (C. WATRIN, 1976, S. 53). 

Die RA W/_S'sche Ungleichheitsregel basiert auf den wechselseitigen Vorteilen 
friedlicher Kooperat ion für j edermann; sie wird als ein für jedermann vorteilhaf-
tes und von allen akzeptiertes Prinzip betrachtet (vgl. J. RAWLS, 1975, S. 125). 
Akzeptier t werden kann diese Regel jedoch nur . wenn die Ungleichheit nicht 
Ausf luß einer Ordnung ist, „in der Privilegien, Marktzugangsbeschränkungen 
oder andere Mängel im System der fairen Chancengleichheit bes tehen" (C. WA-
TRIN, 1976. S. 61): wird diese Nebenbedingung verletzt, so gilt die Ungleichheit 
in der Einkommens- und Vermögensverteilung als ungerecht, und in diesem Fal-
le entsteht die Forderung nach Gleichheit. Hier zeigt sich dann das egalitäre Ele-
ment in der RA WLSschen Position, die ansonsten dem aktuellen Egalitarismus 
eine deutliche Absage erteilt. 

2. Ziele der Sozialpolitik 

Das gesellschaftspolitische Leitbild der sozialen Gerechtigkeit enthält einen wei-
ten Unbest immthei tsbereich, so daß sein normativer Gehalt ohne zusätzliche In-
terpreta t ion gering ist. J. RA WLS (1975) hat eine typisch liberale Interpretation 
der sozialen Gerechtigkeit vorgestellt. Seine gerechte Ordnung ist eine „konkre-
te Utopie" , die noch nicht verwirklicht ist. aber doch realisierbar erscheint. Sie ist 
durch egalitäre und nichtegalitäre Elemente mit wechselseitigen Beziehungen 
und gleichzeitiger Einbindung in eine kooperat ive Ordnung der Gesellschaft ge-
kennzeichnet . 

Auch bei J. RA WLS hat soziale Gerechtigkeit - ebenso wie bei vielen anderen 
Autoren (vgl. E. LIEFMANN-KEIL, 1961, S. 6ff.; B. KÜLP, 1971, S. 109ff.;7. 
TINBERGEN, 1977. S. 9t'f.) - etwas mit Gleichheit bzw. Ungleichheit zu tun. 
Die /MVVL.Vsche Ausfüllung dieses Kriteriums ist stark beachtet worden, um-
reißt jedoch nicht die gesamte Spannweite möglicher Interpretat ionen dieser ge-
sellschaftlichen Wert idee mit unterschiedlichen Möglichkeiten zur Ableitung so-
zialpolitischer Handlungsmaximen. Im folgenden sollen einige Prinzipien erläu-
tert werden, die sich an dem engen Zusammenhang zwischen sozialer Gerechtig-
keit und Gleichbehandlung orientieren, aber jeweils zu unterschiedlichen Hand-
lungsmaximen sozialpolitischer Entscheidungsträger führen: 
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(1) Das Prinzip der absoluten Gleichheit besagt in seiner extremsten Form, daß zwischen 
den einzelnen Menschen in einer Gesellschaft hinsichtlich ihrer verschiedenen Rechte 
und Pflichten sowie ihrer sozialen und wirtschaftlichen Möglichkeiten keine Unter-
schiede existieren sollen. Abgemildert findet sich dieses Prinzip häufig mit der Forde-
rung verbunden, daß gewisse Differenzierungsgrade zwischen den verschiedenen Men-
schen nicht überschritten werden sollen oder zumindest untere Schwellenwerte (z.B. 
existenzminimales Einkommen) zu beachten sind; die nach beiden Abmilderungen des 
Grundprinzips der absoluten Gleichheit noch vorhandenen Differenzierungen dürfen 
zudem nicht durch die Zugehörigkeit zu einer nach Rasse. Religion usw. best immten 
Gruppe determiniert werden. Für das Prinzip der absoluten Gleichheit ergeben sich 
verschiedene Merkmale: 

- Zweifellos ist der normative Gehalt des Prinzips absoluter Gleichheit im Sinne des 
Nichtvorhandenseins irgendwelcher Unterschiede (z.B. in den E inkommen) sehr 
hoch, t rotzdem ergeben sich erhebliche Probleme bei der Konkret is ierung dieses 
Maßstabes. Soweit das Prinzip absolute Einkommensgleichheit postuliert , tauchen 
in der praktischen Verwendung Fragen der Best immung des Umfangs der zu betrach-
tenden Personengruppen (Einze le inkommen. Haushal tse inkommen einschließlich 
des E inkommens der Kinder) sowie der sachlichen (Erfassung aller E inkommensbe-
standteile) und der zeitlichen Ausdehnung der Betrachtung (Erfassung des Stun-
den-, Tage-, Wochen- , Monats-, Jahres- oder Lebenseinkommens) auf. 

- Begründet wird das Prinzip absoluter Gleichheit als Handlungsmaxime der Sozial-
und Verteilungspolitik sehr häufig mit dem Hinweis, daß grundsätzlich alle Men-
schen gleich seien: allerdings ist unverkennbar , daß die Menschen zwar in vielerlei 
Hinsicht gleich, aber auch in mancher Hinsieht ungleich sind. Die weitgehend ethi-
sche Begründung des Prinzips absoluter Gleichheit wird durch ökonomische Begrün-
dungen ergänzt. Im Rahmen der älteren Wohlfahrtstheorie wird unter Bezugnahme 
auf das Erste Gossensche Gesetz darauf hingewiesen, daß eine Egalisierung der Ein-
kommen den Gesamtnutzen der Mitglieder einer Gesellschaft erhöhen könne, wobei 
jedoch sehr häufig verschiedene Voraussetzungen unbeachtet bleiben oder implizit 
getroffen werden (Nutzen als Gesamtsumme der Einzelnutzen; interpersonelle Nut-
zenvergleichbarkeit und identische Bedürfniss t rukturen der Betroffenen) . Neuere 
wohlfahrtsökonomische Untersitchungen weisen verstärkt auf die Schwächen dieser 
Begründung hin (vgl. H. MÜLEER-GRÖLING, 1965). Eine weitere ökonomische 
Begründung der absoluten Einkommensgleichhei t wird aus konjunkturpolitischer 
Sicht gegeben; nach dieser Auffassung führt eine Nivellierung der E inkommen zu ei-
ner Vergrößerung der durchschnittliehen Konsumneigung und zu einer Erhöhung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, der Produktion und des Beschäftigungsgra-
des. Bei dieser Argumentat ion muß vorausgesetzt werden, daßd ie Einkommensega-
lisierung nur die Konsumnachfrage und nicht die Investi t ionsgüternachfrage beein-
flußt: hier sind jedoch unter Umständen kontraktive Investitionseffekte als Folge 
verringerter Investitionsneigung (Verr ingerung der Rendite) und reduzier ter Inve-
stitionsmöglichkeit (Verringerung der Selbstfinanzierungsmöglichkeiten) festzustel-
len. Es ist noch weitgehend ungeklärt , wie das Verhältnis der expansiven Konsumef-
fekte zu den kontraktiven Investi t ionseffekten beschaffen ist. 

- Das sozial- und verteilungspolitische Ziel der absoluten Einkommensgleichheit steht 
in einem deutlichen Spannungsverhältnis zu verschiedenen gesamtwirtschaftlichen 
Erfordernissen. Da die Lenkungsfunkt ion der Güter- und Faktorpreise beeinflußt 
wird, sind Fehlallokationen möglich und realistisch. Zudem können sich schwierige 
Probleme hinsichtlich der Erhal tung der Preisniveaustabilität bei Hochkon junk tu r 
ergeben; zumindest kehrt sich in der Situation der Hochkon junk tu r das obige Egali-
sierungsargument um. Die durchaus realistischen kontraktiven Investi t ionseffekte 
können das Wachstum des Sozialprodukts beeinträchtigen; hinzu treten die negati-
ven Auswirkungen eines weitgehenden Wegfalls von Leistungsanreizen. 
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Die e rwähnte Forderung nach Garantie eines Mindesteinkommens ist im Sozialhilfe-
recht formell festgelegt. Die Sozialhilfe orientiert sich dabei weitgehend an einem sog. 
kulturellen Existenzminimum, dessen Festlegung jedoch nicht eindeutig, sondern in-
terpreta t ionsbedürf t ig ist. 

Die Forderung nach Begrenzung der Einkommensdifferenzierung ist solange inhalts-
leer. als es nicht gelingt, allgemein anerkannte Maßstäbe der Einkommensdifferenzie-
rung zu entwickeln. Die Vertei lungsmaße von V. PARETO, C. GINI und M. C. LO-
RENZ fanden zwar in der sozial- und verteilungspolitischen Diskussion eine erhebliche 
Beachtung, führen jedoch im Einzeifall zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen (vgl. A. 
B. ATKINSON, 1970, S. 244ff.; S.-C. KOLM, 1976, S. 416ff.) und bleiben daher le tz t -
l ichdoch umstrit ten (vgl. B. KÜLP, 1971, S. 121ff.). 

(2) Die Prinzipien relativer Gleichheit unterscheiden sich von dem Prinzip der absoluten 
Gleichheit durch die Wahl eines Bezugsstandards. Bezug genommen wird dabei regel-
mäßig en tweder auf die Leistung bzw. den Bedarf ; beide Vorgehensweisen führen je-
doch zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen: 

- Das Leistungsprinzip als Prinzip relativer Gleichheit besagt, daß jeder , der eine 
gleich hohe Leistung erbringt, auch ein gleich hohes Einkommen erhalten soll. Die-
ses Prinzip liegt ganz auf der Linie alter, aber auch neuerer liberaler Vorstel lungen, 
nach denen mit der Realisierung des Leistungsprinzips gleichzeitig eine Maximie-
rung des Sozialprodukts im Interesse aller bei optimaler Allokation der Produktions-
faktoren und des Vorhandenseins von Leistungsanreizen mit entsprechenden Pro-
duktivitätssteigerungen erreicht werde. 

Die Konkretisierung des Leistungsprinzips kann anhand verschiedener Maßstäbe 
erfolgen, deren inhaltliche Ausfüllung mit unterschiedlichen Problemen verbunden 
ist. Diese zeigen sich bereits, wenn - wie überwiegend gefordert wird - die Leistung 
im Sinne des Beitrags zum Sozialprodukt verstanden werden soll. In der typischen Si-
tuation des Zusammenwirkens mehrerer Faktoren ergeben sich Zurechnungsproble-
me. die nach unterschiedlichen, wenn auch weitgehend willkürlichen Ansätzen ge-
löst werden können (C. Μ ENG ER: Verlustprinzip; E. BÖ HM-Β Α WERK: Substitu-
tionsprinzip bzw. Prinzip der zweitbesten Verwendung) . Da die vorgeschlagenen Lö-
sungsansätze jedoch kaum befriedigen, wird insbesondere aus liberaler Sicht die 
Heranziehung der Marktpreise vorgeschlagen; die Einkommensvertei lung wird dann 
dem Markt überlassen, die marktlich best immte Einkommensvertei lung sei gerecht , 
staatliche Eingriffe seien zu vermeiden. Gegen diese Auffassung ist eine doppel te 
Kritik möglich: Einerseits stimmen die marktlich honorierte Leistung und die sub-
jektive Leistung im Sinne des persönlichen Aufwandes nur in den seltensten Fällen 
überein , wenngleich auch nach liberaler Auffassung langfristig eine Angleichung von 
objekt iver und subjektiver Leistung bewirkt werde, wenn die Mobilität der Produk-
t ionsfaktoren nicht durch psychologische, institutionelle und wirtschaftliche Fakto-
ren behindert werde. Allerdings sind solche Einschränkungen der Faktormobil i tät 
realistisch und sogar typisch, so daß die Anpassungsmechanismen der Märkte nur 
unvol lkommen arbeiten können. Andere Kritiker der liberalen Position weisen ins-
besondere auf die Möglichkeiten einer monopolistischen Verknappungspoli t ik mit 
den dadurch bedingten Einkommensverzerrungen hin. Gerade dieser Krit ikpunkt 
veranlaßte verschiedene Autoren , als Leistung eine solche im Sinne der Konkurrenz-
preise zu propagieren. Nicht der tatsächlich realisierte Preis, sondern der Preis bei 
vollständiger Konkurrenz sei der geeignete Maßstab der Leistung. Allerdings muß 
ein sich bei vollständiger Konkurrenz ergebender Lohn nicht unbedingt ein gerechter 
Lohn sein. Machtfaktoren , deren Gel tung insbesondere von E. PREISER betont 
wird, bewirken auch bei vollständiger Konkur renz eine ungleichgewichtige Stellung 
von Arbe i tnehmern und Arbei tgebern. Dies wird vor allem in Zei ten der Unterbe-
schäft igung zu Lasten der Arbei tnehmer , in Zeiten der Hochkonjunk tur häufig zu 
Lasten der Arbei tgeber deutlich. Unabhängig von vielen möglichen Einwänden gc-
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gen d iese Ü b e r l e g u n g e n ist i n s b e s o n d e r e d a r a u f h i n z u w e i s e n , d a ß die o b j e k t i v e Lei-
s tung d u r c h a u s von der s u b j e k t i v e n , und z w a r auch im Falle de r vo l l s tänd igen K o n -
k u r r e n z . a b w e i c h e n kann . 

V e r s u c h e zur Def in i t ion d e r subjektiven Leistung w u r d e n i n s b e s o n d e r e von d e r 
G r e n z n u t z e n s c h u l e ( W . St. JEVONS, C. MENGER, L. WALRAS) u n t e r n o m m e n , 
o h n e d a ß j e d o c h e ine b e f r i e d i g e n d e L ö s u n g des P r o b l e m s d e r p rak t i s chen E r m i t t -
lung des Le i s tungsbe i t r ages e ines W i r t s c h a f t s s u b j e k t s e r r e i ch t w u r d e . Die Lösungs -
ansä tze de r ana ly t i schen A r b e i t s p l a t z b e w e r t u n g mit i h r e r E r f a s s u n g e inze lne r Lei-
s t u n g s k o m p o n e n t e n u n t e r B e r ü c k s i c h t i g u n g de r e r f o r d e r l i c h e n V e r a n t w o r t u n g , d e r 
kö rpe r l i chen und geist igen Fäh igke i t en und schließlich de r k ö r p e r l i c h e n u n d geisti-
gen Be la s tungen nach M a ß g a b e un te r sch ied l i che r In t ens i t ä t sg rade stel len zwei fe l los 
e inen e rheb l i chen For t schr i t t in R i c h t u n g auf die E r m i t t l u n g d e r s u b j e k t i v e n Lei -
s tung dar ; die n o t w e n d i g e Z u s a m m e n f ü g u n g der e inze lnen L e i s t u n g s k o m p o n e n t e n 
zu e inem G e s a m t m a ß s t a b wirf t j e d o c h e rheb l i chc m e ß t h e o r e t i s c h e P r o b l e m e auf . 

Die P r o p a g i e r u n g des Le i s tungspr inz ips als M a ß s t a b der sozia len G e r e c h t i g k e i t 
s teht in e inem Spannimgsverhältnis zur sozialen Sicherheit und zum sozialen Frieden. 
Die soziale Sicherhei t wird g e f ä h r d e t , w e n n das Le i s tungspr inz ip im Fal le von 
K r a n k h e i t , Unfa l l und Inval id i tä t usw. d e m A r b e i t n e h m e r n u r e ine b e g r e n z t e pe r -
sönl iche Z u k u n f t s v o r s o r g e e r l aub t o d e r a b e r diese aus G r ü n d e n e i n e r h o h e n Ze i t -
p r ä f e r e n z e ingesch ränk t wi rd . Die mit d e m W i r k e n des Le i s tungspr inz ips v e r b u n d e -
nen E i n k o m m e n s d i f f e r e n z i e r u n g e n k ö n n e n zu sozialer U n z u f r i e d e n h e i t u n d zu so-
zialen S p a n n u n g e n mit de r Fo lge soz ia ler Konf l i k t e und d e r G e f ä h r d u n g des soz ia len 
F r i e d e n s f ü h r e n . 

- D a s Bedarfsprinzip s teht vor noch g r ö ß e r e n Schwier igke i ten se ine r inha l t l ichen Be-
s t i m m u n g als das Le i s tungspr inz ip . D e r Bedar f ist hier im Sinne von B e d ü r f n i s zu 
ve r s t ehen u n d stellt im ind iv idue l l en , s u b j e k t i v e n Sinne das d a r , was d e r e inze lne als 
se inen Bedar f beze i chne t . Ein so u m g r e n z t e r Bedar f sbegr i f f k a n n k a u m als M a ß s t a b 
sozial- und ver te i lungspo l i t i scher M a ß n a h m e n v e r w e n d e t w e r d e n . Nicht zu le tz t ist 
völlig u n k l a r , wie weit de r Begriff des B e d a r f e s g e f a ß t w e r d e n soll und wie die 
K n a p p h e i t d e r B e d ü r f n i s b e f r i e d i g u n g s m ö g l i c h k e i t e n berücks ich t ig t w e r d e n soll 
(vgl. E. LIEFMANN-KEIL, 1961. S. 17). G e r a d e die K n a p p h e i t de r B e d ü r f n i s b e -
f r i ed igungsmög l i chke i t en läßt es nicht zu . d a ß de r indiv iduel le , s u b j e k t i v e Beda r f u n -
e ingesch ränk t z u m M a ß s t a b sozial- u n d ver te i lungspol i t i scher M a ß n a h m e n g e m a c h t 
wi rd ; d e n k b a r w ä r e die V e r w e n d u n g e ines durchschn i t t l i chen und gese l l schaf t l ich 
a n e r k a n n t e n B e d a r f s . In d e r p r a k t i s c h e n Sozial- und Ver te i lungspo l i t ik wird te i lwei-
se auf e inen de ra r t i gen mod i f i z i e r t en B e d a r f Bezug g e n o m m e n , te i lweise a b e r auch 
auf d e n Bedar f im ind iv idue l len , s u b j e k t i v e n S inne . 

Das WLSsche Modell einer „konkreten Utopie" stützt weder die eine noch 
die andere der hier aufgezeigten Extrempositionen. Seine Idee einer gerechten 
Ordnung vereinigt in sich verschiedene Elemente . Indem er in den Rahmen die-
ser Ordnung auch die Sicherung des Existenzminimums durch Einkommensbei-
hilfen nach dem Modell der negativen Einkommensteuer einbezieht, werden 
Aspekte eines abgemilderten Prinzips der absoluten Gleichheit deutlich. Diese 
Gleichheit bezieht sich aber nur auf den Schwellenwert des Existenzminimums. 
Im übrigen schlägt er die Schaffung einer gerechten Marktwir tschaftsordnung 
vor, die zwar wesentliche Elemente der vollständigen Konkurrenz enthäl t , aber 
durch dieses Modell keineswegs in vollem Umfange wiedergegeben wird. Die 
sich an offenen Wet tbewerbsmärkten ohne List. Gewalt . Betrug oder Privilegien 
herausbildende Verteilung wird als gerecht bezeichnet. Elemente des Leistungs-
prinzips sind unverkennbar . Die Gel tung des Leistungsprinzips wird jedoch in 
dem Maße eingeschränkt, in dem wirtschaftliche Vorteile allein zugunsten der 
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B e s s e r g e s t e l l t e n a n f a l l e n . D i e B e s s e r g e s t e l l t e n d ü r f e n in d e n G e n u ß d i e s e r V o r -
t e i l e n u r d a n n k o m m e n , w e n n a u c h d i e w i r t s c h a f t l i c h s c h w ä c h s t e n P e r s o n e n d e r 
G e s e l l s c h a f t d a d u r c h V o r t e i l e h a b e n . 

3. Gestaltungsprinzipien der Sozialpolitik 

3.1 Solidaritäts- und Subsidiaritätsprinzip 

Z u d e n g r u n d l e g e n d e n G e s t a l t u n g s p r i n z i p i e n e i n e s S y s t e m s d e r S o z i a l e n S i c h e r -
h e i t g e h ö r e n s e i t d e n A n f ä n g e n d e r S o z i a l - u n d V e r t e i l u n g s p o l i t i k d a s S o l i d a r i -
t ä t s p r i n z i p u n d d a s S u b s i d i a r i t ä t s p r i n z i p . B e i d e P r i n z i p i e n b e z i e h e n s i c h a u f d i e 
i n n e r e G l i e d e r u n g e i n e r G e s e l l s c h a f t u n d d e r in i h r b e s t e h e n d e n i n t e r d e p e n d e n -
t e n O r d n u n g d e s s o z i a l - u n d v e r t e i l u n g s p o l i t i s c h e n G e s c h e h e n s . Z w a r h a b e n b e i -
d e P r i n z i p i e n i m L a u f e e i n e r l a n g e n E n t w i c k l u n g e i n e n B e d e u t u n g s w a n d e l e r f a h -
r e n , a b e r i h r e g e s e l l s c h a f t s p o l i t i s c h e R e l e v a n z is t a u c h in d e r G e g e n w a r t u n b e -
s t r i t t e n . D i e s gi l t i n s b e s o n d e r e f ü r d a s S o l i d a r i t ä t s p r i n z i p , d e s s e n g e s e l l s c h a f t l i -
c h e B e d e u t u n g a n g e s i c h t s d r ä n g e n d e r Z u k u n f t s p r o b l e m e d e s S o z i a l l e i s t u n g s s y -
s t e m s z w e i f e l l o s z u n e h m e n w i r d : 

(1) D e r Begriff der Solidarität, de r so alt wie die Sozial- und Ver te i lungspol i t ik ü b e r h a u p t 
ist , e n t s t a m m t de r R e c h t s s p r a c h e und b e t r i f f t dor t die so l idar i sche V e r p f l i c h t u n g o d e r 
H a f t u n g m e h r e r e r S c h u l d n e r g e g e n ü b e r e i n e m G l ä u b i g e r . Mit d e r Ü b e r t r a g u n g ins ge-
se l l schaf t l iche L e b e n m e i n t Sol idar i tä t als so l idar i sche G e s i n n u n g u n d so l ida r i sches 
V e r h a l t e n d e n G r u n d s a t z „al le fü r e i n e n , d . h . fü r j e d e n e i n z e l n e n , a b e r e b e n s o e i n e r , 
d . h . j e d e r e inze lne , f ü r a l l e" (O. v. NELL-BREUNING, 1957, S. 213) . 

Die So l idar i t ä t w a r u r sp rüng l i ch die auf e i n e r t a t säch l ichen V e r b u n d e n h e i t d e r In t e r -
essen b a s i e r e n d e Gruppensolidarität ( z . B . d ie in d e n A r b e i t s k a m p f s i t u a t i o n e n e n t s t a n -
d e n e . .B rude rh i l f e d e r Arbe i t sko l l egen · · , vgl. G. W. BRÜCK, 1976. S. 47) ; sie e n t s t a n d 
letzt l ieh aus d e r E r k e n n t n i s , d a ß „alle in e i n e m B o o t s i tzen" . D i e d a d u r c h b e d i n g t e 
V e r b u n d e n h e i t d e r Ind iv iduen in der G r u p p e reicht a b e r n u r so wei t , wie g e m e i n s a m e 
I n t e r e s s e n b e r ü h r t w e r d e n ; r ege lmäß ig be t r i f f t d a h e r die Sol idar i tä t auch n u r ganz be-
s t i m m t e g le ichar t ige Lebens in t e r c s sen d e r e inze lnen in e i n e r G r u p p e . 

G e r a d e für die G e g e n w a r t ist die F rage u n v e r z i c h t b a r , o b u n d inwieweit sich d iese 
G r u p p e n s o l i d a r i t ä t zu e i n e r gesamtgesellschaftlichen Solidarität ausgewei te t hat o d e r 
z u m i n d e s t e ine gesamtgese l l schaf t l i che Sol idar i tä t an die Seite d e r G r u p p e n s o l i d a r i t ä t 
g e t r e t e n ist. In d e r T a t legt die En twick lung des Soz ia l le i s tungssys tems die V e r m u t u n g 
n a h e , d a ß de r gesamtgese l l scha f t l i chen Sol idar i tä t e ine i m m e r g r ö ß e r e B e d e u t u n g zu-
k o m m t . Die S o l i d a r h a f t u n g ist in vielen B e r e i c h e n des Soz ia l le i s tungssys tems n icht 
m e h r auf enge G r u p p e n b e z o g e n , s o n d e r n ha t sich v i e lmehr in R ich tung auf die G e -
samtgese l l s cha f t a u s g e w e i t e t . Dies zeigt sich i n s b e s o n d e r e in j e n e n S u b s y s t e m e n , d ie 
mi t t l e rwe i l e n a h e z u j e d e r m a n n be t r e f f en o d e r fü r j e d e r m a n n o f f e n s t e h e n u n d fü r d ie 
s t e u e r f i n a n z i e r t e Z u w e i s u n g e n eine i m m e r g r ö ß e r e B e d e u t u n g g e w i n n e n . E i n e so lche 
T e n d e n z zeigt sich a b e r auch in der V e r ä n d e r u n g des V e r s t ändn i s s e s von S o l i d a r h a f -
t u n g im Bere ich d e r A l t e r s s i che rung mit der K o n s t i t u i e r u n g e ines So l ida rve r t r ages zwi-
schen d e n G e n e r a t i o n e n . U n v e r k e n n b a r ist, d a ß sich mit d ieser E n t w i c k l u n g die soli-
da r i s che G e s i n n u n g u n d auch das so l idar i sche V e r h a l t e n v e r ä n d e r n : je g r ö ß e r d ie 
G r u p p e wird und j e m e h r sie sich schl ießl ich in R i c h t u n g auf d ie G e s a m t g e s e l l s c h a f t 
a u s w e i t e t , u m ί ο s c h w ä c h e r wird tendenzie l l die freiwil l ige Sol idar i tä t und u m so m e h r 
m u ß d i c zwangsweise S o l i d a r h a f t u n g z u m Z u g e k o m m e n . 
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(2) D i e s e En twick lung be t r i f f t zugleich d e n a l ten u n d i m m e r noch ak tue l l en gese l l schaf t s -
ph i losoph i schen Streit zwischen Individualismus und Kollektivismus. Die individual i -
st ische Posi t ion de r Gese l l s cha f t sph i l o soph i e geht von d e m E i n z e l m e n s c h e n a u s u n d 
l eugne t se ine B e z o g e n h e i t auf die Gese l l s cha f t . Die Gese l l s cha f t wird von d e m einzel-
n e n nur als Mit tel f ü r sein e igenes W o h l e r g e h e n b e t r a c h t e t . D e r Ko l l ek t iv i smus stellt 
sich e b e n s o s e h r als E inse i t igke i t s l eh re , a b e r mit e inem a n d e r e n A u s g a n g s p u n k t d a r . 
D a s Kollekt iv wird in den V o r d e r g r u n d ges te l l t , und ihm wird die B e z o g e n h e i t auf d ie 
E i n z e l m e n s c h e n a b g e s p r o c h e n : „ D a s ganze sei nicht auf se ine G l i e d e r b e z o g e n o d e r 
h i n g e o r d n e t : v i e lmehr wird ihm die Se lbs tzweckl ichke i t zugesch r i eben u n d d e m g e m ä ß 
d e r E inze lmensch zu r b loßen Mi t t e lha f t igkc i t d e g r a d i e r t " (O. r . NEU.-BREUNING, 
1957. S. 216). Läßt d e r Ind iv idua l i smus d a s „al le für e i n e n " ge l ten und lehnt er das „ei-
n e r für a l le" a b , so w e n d e t sich d e r Kol l ek t iv i smus gegen das „alle fü r e i n e n " u n d r aub t 
zugleich d e m „e ine r f ü r a l l e " se inen Sinn (vgl. Ο. ν. Ν ELL-Β REU Ν ING. 1957, S. 217) . 
Zwe i fe l lo s w e r d e n w e d e r de r Ind iv idua l i smus noch de r Kol lek t iv i smus de r Wirk l i chke i t 
g e r e c h t ; sie sind E inse i t igke i t s l eh ren , d e n e n die sol idar is t ische Gese l l s cha f t sph i lo so -
p h i e als Doppe l se i t i gke i t s l eh re g e g e n ü b e r z u s t e l l e n ist. A l l e rd ings darf nicht ü b e r s e h e n 
w e r d e n , d a ß mit d e m Ü b e r g a n g von de r g r u p p e n m ä ß i g e n S o l i d a r h a f t u n g zur g e s a m t g e -
se l l schaf t l ichen S o l i d a r h a f t u n g die individual is t i sche Posi t ion vers tä rk t an B o d e n ge-
winnt und das A u s e i n a n d e r f a l l e n von E inze l in t e re s se u n d G e s a m t i n t e r e s s e e k l a t a n t 
wi rd . 

Das Solidaritätsprinzip erfährt eine wesentliche Ergänzung durch das Subsidia-
ritätsprinzip. Die Diskussion um diesen Gestaltungsgrundsatz des Systems der 
Sozialen Sicherheit schließt überwiegend an die schon klassische Formulierung in 
der päpstlichen Encyclica quadragesimo anno aus dem Jahre 1931 an. Die dort 
zum Subsidiaritätsprinzip enthal tenen Aussagen wurden in einer ersten Phase 
der Diskussion im Sinne einer „Rangordnung der Sozialkörper" (G. W. BRÜCK, 
1976, S. 44) ausgelegt. Zunächst solle sich der einzelne selbst helfen; und erst 
dann - wenn er dazu nicht mehr in der Lage sei - müsse ihm die Hilfe des Fami-
lienverbandes zuteil werden; erst danach dürf ten ersatzweise die Gemeinden , fü r 
diese wiederum danach ersatzweise das Land und schließlich der Gesamts taa t 
herangezogen werden. Diese Rangordnung der Sozialkörper wurde nicht nur 
sachlich, sondern zugleich auch zeitlich interpretiert . 

Die katholische Soziallehre tolerierte anfangs diese Rangordnungsvorstel lung, 
die sich jedoch bald zu einem bedeutenden Hemmnis der sozial- und verteilungs-
politischen Dynamik entwickelte. In dieser Situation legte O. v. NELL-BREU-
NING (1957. S. 219ff.) das Subsidiaritätsprinzip in einer der Situation unserer 
Zeit entsprechenden Weise aus: 

(1) D a s Subs id ia r i t ä t spr inz ip be t r i f f t das V e r h ä l t n i s de r v e r s c h i e d e n e n S o z i a l k ö r p e r zue in -
a n d e r und be ton t d ie N o t w e n d i g k e i t d e r Selbsthilfe de r wir tschaf t l ich u n d / o d e r sozial 
s c h w a c h e n P e r s o n e n . Die Eremdhilfe soll nur insoweit g e w ä h r t w e r d e n , wie sie dazu ge-
e igne t ist. die Selbs th i l fe zu e r m ö g l i c h e n . Sowei t die Se lbs th i l fe o h n e F r e m d h i l f e d e n k -
b a r ist. soll d iese u n t e r b l e i b e n , da a n d e r n f a l l s e igene Ini t ia t ive und e igene A k t i v i t ä t 
ers t ickt w e r d e n k ö n n e n . E ine solche F r e m d h i l f e wäre d a n n keine ech te Hil fe . Die Ei-
genh i l f e hat g e g e n ü b e r d e r F r e m d h i l f e s te t s d e n V o r r a n g , und die F r e m d h i l f e w i e d e r -
u m soll Hi l fe z u r S e l b s t h i l f e sein . 

(2) D a m i t t auch t d ie F r a g e nach d e n indiv iduel len u n d / o d e r gese l l schaf t l i chen Vorleistun-
gen sowie den sich d a r a n a n s c h l i e ß e n d e n Ergänzungs- und Zusatzleislungen au f . D e r 
V o r r a n g de r E igenh i l f e vor F r e m d h i l f e b e d e u t e t nicht in j e d e m Fall , d a ß der e i n z e l n e 
V o r l e i s t u n g e n zu e r b r i n g e n ha t , an die sich d a n n gese l l schaf t l iche E rgänzungs - u n d Z u -
sa tz le i s tungen ansch l i eßen . In b e s t i m m t e n Fäl len m a g ein de ra r t i ge s V e r s t ä n d n i s von 
Subs id ia r i t ä t ge rech t fe r t ig t sein. In vielen Fäl len m u ß a b e r d ie G e s e l l s c h a f t , b e v o r d e r 
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einzelne zur Selbst- oder Eigenhilfe in der Lage ist, Vorleistungen erbringen, die über-
haupt erst die Basis schaffen, auf der sich eigene Initiative und eigene Aktivität entfal-
ten können. Je nach Lage des einzelnen Falles werden entweder die einzelnen oder aber 
die Gesellschaft sinnvollerweise Vorleistungen zu erbringen haben. 

(3) Das Subsidiaritätsprinzip hat Bedeutung über das Verhältnis von Gesellschaft und Ein-
zelmensch hinaus und berührt das „Verhältnis der größeren und umfassenderen Gesell-
schaft zu den kleineren, von ihr umfaßten Gesellschaften" (O. v. NELL-BREUNING, 
1957, S. 224). In diesem Zusammenhang besagt das Subsidiaritätsprinzip nicht, daß sich 
die kleineren Einheiten der Gesellschaft zunächst in der sozialen Hilfe erschöpfen sollen, 
bevor die nächsthöhere Instanz einzugreifen habe. Eine solche Interpretation würde 
den obigen Überlegungen fundamental widersprechen. Subsidiarität meint im Verhält-
nis der verschiedenen „Sozialkörper" zueinander vielmehr ein Gliederungsprinzip des 
Sozialen, das „der begrenzten unmittelbaren Reichweite der konkreten Existenz des 
Menschen entspricht" ( Ν . BLÜM, 1974, S. 282). Dies bedeutet , daß man das, was die 
kleineren sozial- und verteilungspolitischen Einheiten in gleicher Weise oder gar besser 
machen können, auch diesen Einheiten überlassen solle, weil - bis zum Beweis des Ge-
genteils im einzelnen Fall - die Nächstbeteiligten am ehesten gezielt und zweckmäßig 
helfen können. Damit ist eine Sachfrage verbunden, die gründlich und unvoreingenom-
men geprüft werden muß; es muß geklärt werden, ob „die Aufgabe, um die es geht, von 
dem kleineren Lebenskreis, der engeren Gemeinschaft , dem räumlich oder fachlich en-
ger begrenzten Gemeinwesen ausreichend und zufriedenstellend und ohne Überan-
strengung der Kräfte geleistet werden kann, oder ob es zu ihrer richtigen und befriedi-
genden Lösung des Eingreifens der umfassenderen Gemeinschaft , des räumlich oder 
fachlich weiter umgrenzten Gemeinwesens usw. bedarf" (Ο. v. NELL-BREUNING, 
1957. S. 225). Erst nach Klärung der Sachfrage kann gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
in der einen oder anderen Weise eine Entscheidung getroffen werden; diese wird also 
durch das Subsidiaritätsprinzip selbst nicht im vorhinein bestimmt. 

So l ida r i t i e s - u n d Subs id i a r i t ä t sp r inz ip s ind in d e r h ier v e r s t a n d e n e n F o r m gesel l -
s c h a f t l i c h e W e r t i d e e n , die s o w o h l d e m I n d i v i d u a l i s m u s als a u c h d e m Kol lek t iv i s -
m u s e ine e n t s c h i e d e n e A b s a g e e r t e i l en . B e t o n t das S u b s i d i a r i t ä t s p r i n z i p ver -
s t ä r k t die S e l b s t v e r a n t w o r t u n g des M e n s c h e n u n d d e r k l e i n e r e n G e m e i n w e s e n , 
so l e u g n e t es d o c h nicht d ie V e r a n t w o r t u n g d e s G a n z e n f ü r d ie k l e i n e r e n E i n h e i -
t en d e r G e s e l l s c h a f t . D a s S o l i d a r i t ä t s p r i n z i p b e t o n t die S e l b s t v e r a n t w o r t u n g d e s 
e i n z e l n e n n ich t n u r f ü r sich se lbs t , s o n d e r n zugle ich a u c h f ü r d ie G e s a m t g e s e l l -
s c h a f t , i n s b e s o n d e r e f ü r d ie S o l i d a r g e m e i n s c h a f t , d e r d e r e i n z e l n e a n g e h ö r t . 

3.2 Kausal-und Finalprinzip 

D a s S o z i a l l e i s t u n g s s y s t e m in d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d ist d u r c h unter-
schiedl ichste Inst i tut ionen g e k e n n z e i c h n e t , die jeweils f ü r die A b d e c k u n g be-
s t immter sozia ler Ris iken für bes t immte Personenkre i se z u s t ä n d i g s ind . D a b e i 
s ind v ie l fä l t ige Ü b e r s c h n e i d u n g e n in d e n A k t i v i t ä t e n d e r L e i s t u n g s t r ä g e r h in -
s icht l ich d e r l e i s t u n g s m ä ß i g e n B e h a n d l u n g b e s t i m m t e r soz ia le r R i s i k e n , a b e r 
a u c h h ins ich t l i ch d e r e r f a ß t e n P e r s o n e n k r e i s e f e s t zus t e l l en . N e b e n d i e se r Mehr-
gleis igkeit ist d a s h i s to r i sch g e w a c h s e n e S y s t e m auch d u r c h typ i sche L ü c k e n ge-
k e n n z e i c h n e t ; d e n L e i s t u n g s ü b e r s c h n e i d u n g e n auf d e r e inen Se i te s t e h e n of t Lei-
s tungs lücken auf de r a n d e r e n Sei te g e g e n ü b e r . 

A n g e s i c h t s sich ü b e r l a p p e n d e r A k t i v i t ä t s b e r e i c h e d e r L e i s t u n g s t r ä g e r mit un -
t e r s c h i e d l i c h e n L e i s t u n g s r e g e l u n g e n f ü r u n t e r s c h i e d l i c h e P e r s o n e n k r e i s e e rg ib t 
sich s e h r h ä u f i g e ine unterschiedl iche B e h a n d l u n g gleicher sozialer Tatbes tände , 
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je nachdem welcher Leis tungsträger in Anspruch g e n o m m e n werden kann . Im 
Zei tablauf kann d a r ü b e r hinaus die Zus tändigke i t der Leis tungst räger wechseln , 
so daß der Le is tungsempfänger im Hinblick auf denselben S icherungs ta tbes tand 
nach M a ß g a b e bes t immter Fristen nache inande r eine Re ihe von Sozialleistungs-
t rägern durchlaufen m u ß . 

Diese Schwächen des heutigen Systems sind in seiner historisch gewachsenen 
Gl i ede rung mit unterschiedl ichen Akt iv i tä t sbere ichen , unterschiedl ichen Perso-
nenkre isen und unterschiedl ichsten Leis tungsregelungen angelegt , wobei die 
Leis tungsabgabe sich fast ausschließlich nach dem Anspruchsgrund mit en t spre -
chenden Folgen für die Zuständigkei t e inzelner Leis tungsträger und unterschied-
lichen Leis tungsausprägungen in sachlicher und zeitlicher Hinsicht r ichtet . Die 
Leis tungsabgabe des Systems der sozialen Sicherheit ist in diesem Sinne nach 
dem Kausalprinzip gestal tet . 

Seit vielen Jahren ist die Diskussion um eine A b k e h r von der kausalen Or ien -
t ierung des Systems der Sozialen Sicherheit im G a n g e und sei ther nicht abgeklun-
gen. Z w a r ist die kausale Or ien t i e rung des Systems angesichts seiner Ents te -
hungsweise im historischen Ablauf vers tändl ich , doch sind zugleich die Mänge l 
dieses Systems immer deut l icher geworden . Als Al ternat ive wird e ine vers tä rk te 
Ausr ich tung des Systems der Sozialen Sicherhei t an dem Finalprinzip ge fo rde r t , 
das b isher nu r in Tei lbere ichen und ansatzweise verwirklicht w o r d e n ist. Dabe i 
steht weniger ein rad ika ler Bruch mit dem bisherigen System zur Diskussion, son-
dern v ie lmehr ein Ausgleich seiner offensicht l ichen Mängel bei gleichzeitiger 
N u t z u n g seiner bisherigen Vorzüge (vgl. H. ACHINGER, 1953; B. MOLITOR, 
1957, S. 245ff.; W. BOGS, Η. MEINHOLD, Η. ACHINGER, 1967, S. I f f . ; Η. 
FENCE, 1970, S. 652ff . ; W. ALBERS, 1976). 

Mit dem Finalprinzip ist nicht nur eine ande re Betrachtungsweise des Systems 
der Sozialen Sicherheit in tendier t , sondern zugleich eine deutl ich unterschiedli-
che Gesamtkonzeption der Leis tungsabgabc sozial- und vertei lungspoli t ischer 
Ins t i tu t ionen. Das vom Kausalpr inzip bes t immte System ..sucht individuelle 
Schäden und Nots tände von Fall zu Fall a b z u g l e i c h e n , soweit der Schadens-
grund eine e indeut ige Z u o r d n u n g ermögl icht , die eigenen Vorle is tungen hinrei-
chen o d e r ggf. nackte individuelle Bedürf t igke i t vorliegt. Das System ist rück-
wärts gewandt und wirkt im wesent l ichen stat isch" ( ß . MOLITOR, 1957, S. 253). 
Das nach dem Finalprinzip organis ier te Sicherungssystem geht von typischen so-
zial- und verteilungspolitischen Risiken und Problemlagen aus. denen die Men-
schen in einer Gesel lschaft in gleicher ode r zumindest ähnl icher Weise ausgesetzt 
sind o d e r ausgesetzt sein können . A u s g e h e n d von diesen sozialen T a t b e s t ä n d e n 
(basic needs) wird den Gesel lschaf tsmi tg l iedern ein soziales Sicherungsverspre-
chen gegeben . „ Jedem Gesel lschaf tsmitgl ied wird, welchen Not lagen es auch im-
mer ausgesetzt sein mag, die G r u n d c h a n c e e iner Existenz in G e s u n d h e i t , Lei-
s tungsfähigkei t und Einkommenss icherhe i t gebo ten . Diese G r u n d c h a n c e ist als 
gesellschaft l iche Vorle is tung konzipier t , die den einzelnen und seine Familie erst 
in die Lage versetz t ,e igene Leis tungen sinnvoll und mit Gewinn e inzusetzen. In 
diesem Sinne träet ein f inalgestal te tes Sicherunessvstem dvnamischen C h a r a k -
ter·· (B. MOLITÖR, 1957, S?253f.) . 

Die s t ä rke re Ge l tung des Finalprinzips kann die wesent l ichen Schwächen des 
historisch gewachsenen Sicherungssystems überwinden he l fen . Das finale Siche-
rungsversprechen mit seiner Or i en t i e rung am aktuel len Bedarf reduzier t die typi-
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sehe Ungleiehar t igkei t in de r Behandlung gleicher sozialer Ta tbes t ände durch ein 
p r imär kausal or ien t ie r tes System; die Finalität eines sozialen Sicherungssystems 
e r fo rde r t ge radezu , daß gleiches gleich behandelt wird. Mit ihr ist nicht verein-
ba r , wenn „der gleiche Nots tand ungleich behande l t wird, die gleiche Sicherungs-
akt ion quali tat iv verschieden gestaltet ist, je n a c h d e m , welche Stellung der Be-
t r o f f e n e im Arbe i t s - und Wirtschafts leben innehat und welcher Sicherungsträger 
nach d e m Schadensgrund in Frage s teh t" {B. MOLITOR, 1957, S. 249). Al ler-
dings hebt die Finalität des Sozialleistungssystems die Di f fe renz ie rung von Lei-
s tungen nicht auf , sondern fordert sie sogar nach M aß g ab e der Di f fe renz ie rung 
sozialer T a t b e s t ä n d e . Wird in dieser Weise die Leis tungsabgabe des Systems der 
Sozialen Sicherheit nach den Grundr is iken und ihrer jeweiligen konkre ten Aus-
p rägung und dem daraus folgenden Sicherungsbedarf bemessen , so erscheint 
nicht nur das P rob lem de r Leis tungskumul ierung weniger bedeu tsam zu sein, 
sonde rn ebenso das Prob lem der Lückenhaf t igke i t des historisch gewachsenen 
Sozial leistungssystems. Mit der Abgabe eines finalen Sicherungsversprechens 
ve rmindern sich in dieser Weise die G e f a h r e n , die für den einzelnen Leistungs-
e m p f ä n g e r aus de r gegebenen Kompetenzzersp l i t t e rung de r Leis tungsträger re-
sul t ieren. 

Mit der s tä rkeren Finalisierung des Sozial leistungssystems ist nicht no twendi -
gerweise eine A b k e h r von der kausalen Finanzierung der Sozialleistungen ver-
b u n d e n . Z w a r fo rder t das Finalprinzip, d a ß während der D a u e r der sozial- und 
vertei lungspol i t ischen Leis tungsabgabe grundsätzl ich nur ein Leis tungsträger zu-
s tändig sein soll, abe r dies schließt einen f inanziel len Ausgleich zwischen den ver-
schiedenen Leis tungst rägern nicht aus. Die Beibeha l tung der kausalen Finanzie-
rung mit ihrer Or i en t i e rung an bes t immten finanziell verpfl ichteten Personen-
kreisen vermeide t eine durchaus unnötige Schwächung der Gruppenso l ida r i t ä t , 
de ren B e d e u t u n g für das Sozialleistungssystem oben he rvorgehoben wurde . 

3 .3 Prinzipien der Versicherung, Versorgung und Fürsorge 

E b e n s o wie das Solidari täts- und Subsidiar i tätsprinzip sowie das Kausal- und Fi-
nalpr inzip stellen die Prinzipien der Vers icherung . Versorgung und Fürsorge fun-
d a m e n t a l e Ges ta l tungsgrundsä tzc des Systems de r Sozialen Sicherung dar . In hi-
s tor ischer Sicht erweist sich die Fürsorge zweifellos als das älteste V e r f a h r e n , 
wenngleich sie auch schon frühzeitig durch Versorgung ergänzt wurde , während 
die Vers icherung vor allen Dingen seit Beginn der neueren staatlichen Sozialpoli-
tik u n ü b e r s e h b a r an Bedeu tung gewann (vgl. P. QU ANTE, 1957, S. 227ff .) . In 
ideal typischer F o r m sind diese Maximen de r Sozialen Sicherung jedoch in kaum 
e inem Sicherungsbereich verwirklicht, regelmäßig t re ten sie in unterschiedlich-
sten K o m b i n a t i o n e n auf , wenn auch die S t ruk tur ie rung der einzelnen Subsyste-
me der Sozialen Sicherung schwerpunktmäßig nach dem einen oder a n d e r e n 
Prinzip erfolgt (vgl. G. W. BRÜCK, 1976. S. 51ff.) : 

(1) U n t e r e i n e r Versicherung wird üb l icherweise die . .gegensei t ige D e c k u n g zufä l l igen 
s c h ä t z b a r e n G e l d b e d a r f s zahl re icher g le ichar t ig b e d r o h t e r W i r t s c h a f t e n ' ' (A. Μ ANUS, 
1928) v e r s t a n d e n . U n t e r de r V o r a u s s e t z u n g e ine r g r o ß e n Z a h l g le ichar t iger vers icher -
ter Ris iken ( G e s e t z d e r g r o ß e n Zah l ) , de r Zufä l l igke i t des E in t r i t t s de r V c r s i c h e r u n g s -
fäl lc und ihrer U n a b h ä n g i g k e i t ist nicht nur d ie Z a h l der e i n t r e t e n d e n Ver s i che rungs fä l -
le. s o n d e r n auch die H ö h e d e r benöt ig ten D e c k u n g nach den Rege ln de r vc r s i che rungs -
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mathematischen Wahrscheinlichkeitsrechnung schätzbar. „Diese Schätzbarkeit der Ri-
siken ermöglicht eine Kalkulation der von den Versicherten zu tragenden Beiträge, 
denn diese Beiträge wieder sollen ja ausreichen, um den schätzungsweise e int re tenden 
Bedarf zu decken" (F. QUANTE, 1957. S. 231). Die Kalkulation von Beiträgen und 
Leistungen erfolgt in dieser Weise nach dem versicherungstechnischen Aquivalenzprin-
zip. 

Diesem Grundgedanken folgt auch die Sozialversicherung. Auch sie ist durch einen Zu-
sammenschluß der mit gleichartigen und schätzbaren Risiken belasteten Personen zu 
Gefahrengemeinschaf ten und durch einen Risikoausgleich innerhalb einer Gemein-
schaft gekennzeichnet . Ebenso wie in der Privatversicherung ergibt sich auch in der So-
zialversicherung aufgrund der gezahlten Beiträge ein best immter Leistungsanspruch im 
Versicherungsfalle. Jedoch wird das versicherungstechnische Äquivalenzprinzip der 
Privatversicherung durch das Solidarprinzip ergänzt. „Dies einmal dadurch, daß für un-
terschiedlich hohe Beiträge vielfach gleiche Leistungen (bei Sachleistungen gilt das 
stets) gewährt werden (Umverte i lung von den Beziehern höherer zu den Beziehern 
niedrigerer Hinkommen)" und zum anderen dadurch, daß trotz gleich hoher Beiträge 
„die Mitversicherung der Familienangehörigen sichergestellt ist (Umvertei lung von 
den Unverheirateten und kinderlosen Ehepaaren zu den Verheira te ten und Familien 
mit Kindern)" (G. W. BRÜCK, 1976, S. 53). Die versicherungstechnische Äquivalenz 
von Beiträgen und Leistungen wird zum Zwecke des sozialen Ausgleichs durchbro-
chen, der Ausdruck der Solidarität in der jeweiligen Gefahrengemeinschaf t ist (vgl. R. 
AETENDORF, 1971 \ K. KRESSMANN, 1971). Im Gegensatz zur Individualversiche-
rung werden nicht alle Elemente des versicherten Risikos nach Maßgabe einer strengen 
Gefahrenklassif ikation in der Gestal tung von Beiträgen und Leistungen zum Ausdruck 
gebracht . Dies führt zu den typischen Umvertei lungseffekten der Sozialversicherung. 

(2) Mit der Gewährung von allgemeinen Staatszuschüssen an die Sozialversicherung ge-
winnen in dieser Versorgungsgesichtspunkte an Bedeutung. Daneben existieren aber 
selbständige Versorgungssysteme, wie z.B. die Beamtenversorgung und die Kriegsop-
ferversorgung. Typisch für die Versorgungsleistungen ist im Gegensatz zur Sozialversi-
cherung die Finanzierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln und nicht aus Beiträgen 
der Leistungsempfänger. Nichtsdestoweniger begründen die Versorgungssysteme 
Rechtsansprüche auf Leistungen in Gestalt von Festbeträgen (vgl. G. W. BRÜCK, 
1976, S. 55). Analog zur Sozialversicherung findet auch in denjenigen Systemen, die 
nach der Versorgungsmaxime gestaltet sind, eine Bedürf t igkei tsprüfung nicht statt; so-
weit allerdings analog zur Sozialversicherung durch „Anrechnungsbes t immungen" Lei-
stungskumulat ionen reduziert werden sollen, ist „eine Art gemilderter Bedürft igkeits-
p rü fung" (W. BOGS, 1955, S. 37) festzustellen. 

(3) Das Fürsorgeprinzip, das am stärksten in der Sozialhilfe verwirklicht ist, sieht ebenfalls 
eine Finanzierung der Leistungen aus allgemeinen Haushaltsmitteln ohne Beitragslei-
stung der Leistungsempfänger vor. Die Leistungsempfänger haben einen Rechtsan-
spruch auf Sozialhilfc, der aber nur „dem Grunde nach" (G. W. BRÜCK, 1976, S. 56) 
besteht. Im einzelnen entscheidet eine Bedürf t igkei tsprüfung über die Art und den 
Umfang der sozialen Hilfe. Diese ist individualisierte Hilfe (nach Art und Umfang der 
Lage des Einzelfalles angepaßt) und zugleich subsidiäre Hilfe (Ersatz der Eigenhilfe 
bzw. der Hilfe von Angehör igen) . 



Kapitel 2: 
Das Sozialleistungssystem im Überblick 

1. Wirtschaftskreislauf und Sozialbudget 

1.1 Kreislaufschema und Soziale Sicherung 

Mit seinem „Tableau economique" begründete F. QUESNAY n\chX nur das erste 
logisch geschlossene System der Volkswirtschaftslehre, sondern zugleich auch 
die nationalökonomische Kreislauftheorie (vgl. F. QUESNAY, 1758). Zwar be-
faßten sich bereits die Merkantil isten, wie z.B. R. CANTILLON im Jahre 1725 
(vgl. R. CANTILLON, 1755), mit kreislaufmäßigen Zusammenhängen , aber zu 
einer systematischen Erfassung des Wirtschaftskreislaufs, zur Entwicklung eines 
geschlossenen Kreislaufschemas und zu seiner analytischen Verwendung dran-
gen erst die Physiokraten mit F. QUESNAY vor. Die Marxsche Kreislaufanalyse 
stellt sich weitgehend als eine Fortentwicklung der physiokratischen Lehre dar 
(vgl. K. MARX, 1977), womit zugleich das Betrachtungsfeld in Richtung auf die 
Analyse des evolutorischen Kreislaufgeschehens ausgeweitet wurde. In der Fol-
gezeit wandte sich BÖHM-B AWERK den bereits von Marx aufgeworfenen 
kreislauftheoretischen Problemen zu, wobei bei ihm verstärkt der Kapitalstock in 
seiner zeitlichen Entwicklung in den Vordergrund der Betrachtung rückte (vgl. 
E. v. BÖHM-BAWERK, 1921). 

Die daran anschließende Kritik, insbesondere von F. BURCHARDT (1931/ 
1932), führ te zu beachtlichen Weiterentwicklungen und zu einer stärkeren Annä-
herung des allgemeinen Kreislaufschemas an die empirische Wirklichkeit, wenn-
gleich auch noch weitgehend fiktive Größen anstelle empirischer Daten verwen-
det wurden (vgl. M. R. LEHMANN, 1926, S. 165ff.; W. LEONTIEF, 1928, S. 
603ff.; F. WILKEN, 1928; H. ELL/NGHAUS, 1929; / / . NEISSER, 1931, S. 
365ff.; C. FOHL, 1937; P. BINDER, 1939; M. BOSCH, 1939; A BILIMOWIC, 
1943, S. 199ff.; H. PETER, 1943). 

Die verstärkte Hinwendung der Nat ionalökonomie zur Konjunkturforschung 
begünstigte die Synthese von makroökonomischer Theorie und Wirtschaftsstati-
stik (vgl. W. KRAUS, 1961). Insbesondere die Konjunktur lehre von E. WAGE-
MANN und die Untersuchungen des Geld- und Güterkreislaufs durch F. GRÜ-
NIG förderten die Entwicklung der Kreislauftheoric in Richtung auf eine Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnung (vgl. E. WAGEMANN, 1928; F. GRÜN IG, 
1933/34). Auch in anderen Ländern brachten die 30er Jahre erste Ansätze Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen (vgl. W. KRAUS, 1961, S. 25). wobei der en-
ge Zusammenhang zur Diskussion um die Keynessche Theorie der Beschäfti-
gung, des Zinses und des Geldes nicht zu übersehen ist. 

Allerdings erfolgte der entscheidende Durchbruch zur Synthese der Kreislauf-
theorie und der Wirtschaftsstatistik in Richtung auf eine Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung erst unter dem Druck der kriegswirtschaftlichen Ereignisse so-
wie der späteren Wiederaufbaunotwendigkei ten. In Großbr i tannien, in den Ver-
einigten Staaten, in den Niederlanden sowie in den skandinavischen Staaten wur-
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den b a h n b r e c h e n d e Arbe i t en geleistet (vgl. J. E. MEADE, R. STONE, 1941; J. 
Ε. Μ Ε ADE, R. STONE, 1944; R. STONE, 1947; R. STONE, 1951; ./. R. 
HICKS, 1948; S. KUZNETS, 1938; S. KUZNETS, 1945-J. TINBERGEN, 1949; 
J. TINBERGEN, 1959; J. B. D. DERKSEN, 1946; E. van CLEEF, 1941; R. A. 
FRISCH, u . a . , 1948; E. LINDAHL, u . a . , 1937; I.OHLSSON, 1953). V o r d e m 
Hin te rg rund dieser Arbe i ten entwickel te schließlich die O E E C ein Standardsy-
stem Volkswir tschaft l icher G e s a m t r e c h n u n g e n (vgl. O E E C , 1952). 

Im Laufe einer fast 200jährigen Entwicklung ist die Volkswirtschaft l iche G e -
samt rechnung im Zuge einer Synthese von Wir tschaf ts theor ie und Wir tschaf tsbc-
obach tung en t s t anden . Im R a h m e n eines empirisch or ient ier ten Kreislaufsche-
mas wird dabei de r gesamte Wir t schaf t sprozeß in bes t immte Tei lbere iche aufge-
gliedert und die systematische Analyse der zwischen den einzelnen Sektoren oder 
Polen der Volkswir tschaf t f l ießenden wer tmäßigen S t röme in e inem logisch ge-
schlossenen System ermöglicht . Dies liefert e inersei ts dem Wir tschaf tspol i t iker 
Erkenntn i sse über das Ine inandergre i fen der ökonomischen Subsysteme Haus-
hal te , U n t e r n e h m u n g e n , Staat , Aus land und Ve rmögens rechnung , wie sie vor-
her nicht d e n k b a r waren. Zugleich wurde im Zuge e iner sich auswei tenden Glo-
ba l s teuerung der Wir tschaf t die Nutzung der Volkswir tschaft l ichen Gesamt rech-
nungen als Entscheidungshi l fe der s taat l ichen Wirtschaftspol i t ik vorange t r i eben . 
Die Volkswir tschaft l iche G e s a m t r e c h n u n g als Synthese von na t iona lökonomi-
scher Kreis lauf theor ie und empir ischer Wir tschaf tsanalyse gewann z u n e h m e n d e 
Bedeu tung als Informations- und Entscheidungshilfe der wirtschaftspoli t ischen 
Ins tanzen. 

Bis in die 50er J ah re hinein beschränkte sich dabei die Na t iona lökonomie auf 
die Entwicklung volkswirtschaft l icher Rechensys temc mit den Sek to ren Haus-
halte, Unternehmungen, Staat, Ausland sowie Vermögensrechnung. Das zuneh-
m e n d e Gewicht des Sozialsektors für die Volkswir tschaft b rachte jedoch in den 
60er Jahren die sozialwissenschaftl iche Forschung dazu , auch die Ver f lech tungen 
zwischen Sozialer Sicherung und Volkswir tschaf t zu un te rsuchen . Bahnbrechen-
de Arbe i ten wurden in diesem Z u s a m m e n h a n g von H. HENSEN (1955), K.-D. 
SCHMIDT, U. SCHWARZ und G. THIEBACH {1965), E. WENK (1965), A. 
J.-F. van BUC,GENHOUT{mim) und Ε. Κ A IS ER (1970) geleistet . 1975 folg-
te die Studie von W. Η ESS (1975, S. 23ff .) . V o r d e m Hin te rgrund dieser Arbe i t en 
kann die kre is laufmäßige E inb indung der Sozialen Sicherung in der in de r Über -
sicht 1 dargelegten Form schematisier t werden . 

Die Einnahmen der Sozialen Sicherung we rden in der Übers icht 1 durch die 
S t röme S B H , S B U , SBStH, Z w S t H , Z w U , Z U , Z S t H und Ü A S S gekennzeich-
net . Die Ausgaben der Sozialen Sicherung be t re f fen die S t röme E L , S L M . S L G , 
A D L , L G S S und Ü S S A . In dieser Weise enthäl t das Kreis laufschema nur die mo-
ne tä ren Trans fe r s , die in Bez iehung zum Sektor der Sozialen Sicherung s tehen . 
Nich t -mone tä re Trans fe r s - wie z .B. die unmi t te lbaren Gü te r - und Leistungs-
t ransfers an die einzelnen Le is tungsempfänger und die Berei ts te l lung Al lgemei-
ner Dienste und Leis tungen - können dem vor l iegenden Kreis laufschema nur in-
d i rek t , d .h . nicht im Übergang zu den Le i s tungsempfängern , e n t n o m m e n wer-
den . Als D i f f e renz sämtlicher Sozia le innahmen und Sozialausgaben weist das 
Kre is laufschema mit FS den Finanzierungssaldo der Sozialen Sicherung in lau-
f e n d e r Rechnung aus. 
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1.2 Sozialbudget als Grundlage rationaler Sozialpolitik 

Die schemat i sche Dars te l lung des Wir t schaf t sk re i s l aufs un te r E i n b e z i e h u n g d e r 
Sozia len S icherung kann fü r den Wir t schaf t s - und Sozialpol i t iker i n sbesonde re 
dann von e rheb l i che r B e d e u t u n g sein, wenn es gel ingt , die aufgeze ig ten Bezie-
h u n g s z u s a m m e n h ä n g e numer isch zu be legen . Diese r über die s chemat i sche Ver-
anschau l i chung des Wi r t scha f t sab lau f s und de r Stel lung de r Sozialen S icherung in 
ihm h i n a u s g e h e n d e Schritt ist durch beacht l i che For t schr i t t e d e r Wir t schaf t s - und 
Sozialstat ist ik in den letzten J a h r e n we i tgehend möglieh g e w o r d e n . Ü b e r w i e g e n d 
k ö n n e n hypo the t i sche B e z i e h u n g s z u s a m m e n h ä n g e durch g e m e s s e n e W e r t e er-
setzt w e r d e n , u n d das Kre i s l au f schema bie te t von d a h e r fü r den Wir t schaf t s - und 
Sozia lpol i t iker sowohl d iagnost ische als auch p rognos t i sche V e r w e n d u n g s m ö g -
l ichkei ten. 

E r s tma l s w u r d e von G. MACKENROTH (1952, S. 39f . ) in e i n e m V o r t r a g vor 
d e m V e r e i n fü r Socialpoli t ik am 19.4.1952 in Berl in die Erstellung eines nach So-
zialeinnahmen und Sozialausgaben differenzierten Sozialbudgets gefordert. Das 
dami t v e r b u n d e n e G r u n d a n l i e g e n d e r gesamtwi r t schaf t l i chen E i n b i n d u n g des 
Sozia lsektors w u r d e in der Mit te d e r 60er J a h r e im A u f t r a g e de r B u n d e s r e g i e r u n g 
ausgea rbe i t e t en Sozialenquete w iede r au fgegr i f f en (vgl. H. ACHINGER, W. 
BOGS, Η, MEIN HOLD, L. NEUNDÖRFER, W. SCHREIBER, 1966). Das 
Sozia lbudge t sollte sich danach auf d i e j en igen Soz i a l e innahmen u n d Scvzialausga-
ben k o n z e n t r i e r e n , d ie auf gese tz l icher G r u n d l a g e b e r u h e n und mit ö f fen t l i chen 
E in r i ch tungen v e r b u n d e n sind. U n t e r B e z u g n a h m e auf die Soz ia l enque te hat d ie 
B u n d e s r e g i e r u n g A n f a n g 1969 das ers te Soz ia lbudge t vorgelegt (vgl. H. BERIE, 
1977, S. 836). E s folgten Soz ia lbudge t s in den J a h r e n 1970, 1971, 1972, 1973, 
1974 ,1976 ,1978 , 1980,1983 sowie schließlich 1986. 

In d i e sem zeit l ichen Ablauf erwies sich sehr bald die sei tens der Ver fa s se r de r 
Soz ia l enque te v o r g e s e h e n e inhaltliche Abgrenzung de r Soz ia lbudge t s als zu eng. 
Die institutionelle Gliederung d e s Soz ia lbudge ts w u r d e durch e ine funktionale 
Differenzierung e rgänz t , zusätzl iche Ins t i tu t ionen und F u n k t i o n e n w u r d e n e r faß t 
sowie we i te re Le i s tungsar ten e inbezogen (vgl. H. BERIE, 1977, S. 865f . ) . Dabe i 
w u r d e n nicht nu r Sozial le is tungen berücks ich t ig t , die übe r Sozia lvers icherungs-
t räger ode r V e r w a l t u n g e n von G e b i e t s k ö r p e r s c h a f t e n ode r a n d e r e öf fen t l iche 
E in r i ch tungen f l i eßen , sondern auch so lche , die von pr iva ten U n t e r n e h m e n und 
a n d e r e n O r g a n i s a t i o n e n di rekt o d e r ind i rek t berei tgeste l l t w e r d e n . Al le rd ings 
k o n n t e diese wei te und allein an d e m Vor l i egen b e s t i m m t e r sozialer T a t b e s t ä n d e 
o r i en t i e r t e A b g r e n z u n g der Le i s tungsbe re i che der Sozialen S iche rung nicht voll 
e ingeha l t en w e r d e n . So werden z .B . auch heu t e noch nicht die Le i s tungen priva-
ter O r g a n i s a t i o n e n o h n e E r w e r b s c h a r a k t e r (z .B . Freie W o h l f a h r t s v e r b ä n d e ) aus 
G r ü n d e n m a n g e l n d e n stat is t ischen Mate r ia l s e r f a ß t ; gleiches gilt w e i t g e h e n d fü r 
die Le i s tungen p r iva te r V e r s i c h e r u n g s u n t e r n c h m e n (vgl. H. BERIE, 1977, S. 
846). 

Wie der Sozia lber icht 1980 b e t o n t , s teh t die rege lmäßige Ers t e l lung e ines So-
z ia lbudge ts im Diens t e e iner ra t iona len und v o r a u s s c h a u e n d e n Sozialpol i t ik (vgl. 
Sozia lber icht 1980, T e x t b a n d . S. 66). Diese A u f g a b e der Soz ia lbudge ts war auch 
in der Soz ia l enque te h e r v o r g e h o b e n w o r d e n ; sie ve r s t and un te r e ine r rationalen 
Sozialpolitik e ine s taat l iche Pol i t ik , die ihre Zie le explizit im R a h m e n d e r aus 
dem engen Wechselsp ie l von Wir t schaf t s - und Sozialpoli t ik r e su l t i e renden G r e n -
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zen verfolgt . D i e Soz ia lenque te weist d a r a u f h i n , daß M a ß n a h m e n der Sozialen 
Sicherung du rchaus zu S törungen an andere r Stelle des Gesamtsys tems f ü h r e n 
können und d a ß ge rade durch eine mange lnde Koord ina t ion von Sozial- und 
Wirtschaftspol i t ik die G r e n z e n verengt werden , inne rha lb de re r die Sozialpolitik 
oper ie ren kann . E i n e in d iesem Sinne ve r s t andene rat ionale Sozialpolitik bedarf 
umfangre icher I n f o r m a t i o n e n (vgl. Sozialbericht 1980, Tex tband , S. 66). Die So-
zialbudgets sollen diese In fo rmat ionen l iefern, und hierin ist ihre erste Aufgabe 
zu sehen. Auf de r a n d e r e n Seite ist die Sozialpolitik stets - wie die Soz ia lenquete 
be ton t - zukunf t so r i en t i e r t . Insofern ist bei der Ers te l lung der Sozialbudgets von 
der vergangenhe i t sor ien t ie r ten Informat ionser fassung und -Verarbei tung zumin-
dest zu einer kurz- und mittelfrist igen Prognose d e r Sozia le innahmen und Sozial-
ausgaben ü b e r z u g e h e n . D ie Sozialenquete weist darauf hin, daß es erst auf de r 
Grund lage dera r t ige r Prognoserechnungen möglich ist, über zusätzl iche Aufga -
ben der Sozialpoli t ik insbesondere hinsichtlich ihrer zeitlichen und sachlichen 
Priori tät zu en t sche iden . In ihrer Ve rwendung als Grund lage einer zukunf ts -
or ient ier ten Ges t a l t ung des Sozialleistungssystems liegt die zweite Aufgabe de r 
Sozialbudgets , nämlich ihre Entsche idungshi l fe funkt ion , begründe t . 

Die Sozialbudgets der Bundesregierung sollen also einmal In fo rmat ionen über 
das Sozialleistungssystem l iefern, zum anderen sollen sie den sozialpolit ischen 
Entscheidungs ins tanzen Hil fen bei seiner zukunf t sor ien t i e r t en Ges ta l tung bie-
ten. „Die erste A u f g a b e , die Informat ionshi l fe , kann zwar als eine gewisse Vor -
stufe zur zwei ten A u f g a b e , der Entscheidungshi l fe , angesehen werden , dennoch 
ist sie selbständig zu sehen und konzipiert . Die A u f g a b e der Informat ionshi l fe 
wird man nämlich dann schon als erfolgreich erfül l t ansehen k ö n n e n , wenn die 
gebo tenen In fo rma t ionen nicht als Entscheidungshi l fen akzept ier t und genutzt 
werden . Die In fo rma t ionsau fgabe kann auch als die m e h r stat ische, wenn auch 
p e r m a n e n t e A u f g a b e bezeichnet werden. Die Entscheidungshi l fc ist dagegen die 
m e h r dynamische A u f g a b e , die häufig ad hoc und auf die jeweilige Entschei-
dungsf rage geziel ten C h a r a k t e r trägt. Bei ihr spielt die Z u k u n f t s b e t r a c h t u n g die 
en t sche idende Rol le" (H. BERIE, 1977. S. 837). Beide Aufgabenbe re i che de r 
Sozialbudgets sollen im fo lgenden beleuchtet werden . 

Die Informationshilfefunktion des Sozialbudgets kann wie folgt gekennzeich-
net werden : 

(1) D ie B e d e u t u n g d e r Soz ia lbudge t s als I n f o r m a t i o n s h i l f e liegt vor allen D i n g e n in d e r 
u m f a s s e n d e n q u a n t i t a t i v e n Z u s a m m e n s t e l l u n g der Soz ia l le i s tungen und de r zu ihrer Fi-
n a n z i e r u n g d i e n e n d e n Soz i a l e innahmen b e g r ü n d e t . Die Er s t e l lung d i f f e r e n z i e r t e r 
Ü b e r s i c h t e n ü b e r das Sozia l le is tungssystem war Mi t t e de r 60er J a h r e noch nicht o h n e 
wei te res mögl ieh . E ine r se i t s waren s ta t i s t i sch- technische Schwier igke i t en zu ü b e r w i n -
d e n , a n d e r e r s e i t s b e s t a n d e n a b e r auch noch g r u n d l e g e n d e k o n z e p t i o n e l l e u n d m e t h o -
dische D i v e r g e n z e n . D iese Schwier igkei ten k ö n n e n h e u t e als w e i t g e h e n d besei t igt gel-
t en . 

(2) D a m i t rückt auch die H e r a u s a r b e i t u n g de r vo lkswi r t schaf t l i chen B e d e u t u n g de r Sozial-
le i s tungen u n d ih re r F i n a n z i e r u n g in d e n Bere ich des Mög l i chen . Dies b e d e u t e t zu-
nächst e i n m a l die V e r m i t t l u n g eines z u t r e f f e n d e n Bi ldes von d e n r e l evan ten G r ö ß e n -
o r d n u n g e n d e r Soz ia l l e i s tungen und ihrer F i n a n z i e r u n g u n t e r g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n 
A s p e k t e n . D i e E r m i t t l u n g von Soz ia l l e i s tungsquoten ist hier ein e r s t e r A n s a t z p u n k t . 
D a r ü b e r h i nau s ist auf d i e j e n i g e n gesamtwi r t scha f t l i chen W i r k u n g e n h i n z u w e i s e n , d ie 
typisch fü r d a s Sys t em d e r Sozialen S i che rung sind u n d doch ü b e r die e igen t l i chen so-
z ia lpol i t i schen Z i e l e h i n a u s g e h e n ( k o n j u n k t u r e l l e W i r k u n g e n , W a c h s t u m s - u n d S t r u k -
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t u r e f f e k t e de r Sozia len S iche rung) ; d iese Einf lüsse auf das ö k o n o m i s c h e G e s a m t s y s t e m 
e n t s t e h e n im Z u s a m m e n w i r k e n von Sozia l le i s tungen und Soz ia l f i nanz ie rung : zu ihrer 
E r f o r s c h u n g k a n n das Soz ia lbudge t z u m i n d e s t e r s te A n h a l t s p u n k t e l i e fe rn . 

(.3) W e i t e r e wesen t l i che I n f o r m a t i o n e n kann das Soz ia lbudge t fü r die Z w e c k e e iner Ana ly -
se de r v ie ld i sku t ie r t cn B c l a s t u n g s p r o b l c m a t i k b ie ten und in d iesem Z u s a m m e n h a n g 
zugleich den Z u g a n g zu e iner U n t e r s u c h u n g d e r U m v e r t e i l u n g s e f f e k t e des Soziallei-
s tungsys tems e r ö f f n e n . F e r n e r k ö n n e n in d iesem R a h m e n L ü c k c n und Schwachs te l l en 
des S iche rungssys t ems e b e n s o wie L e i s t u n g s k u m u l i c r u n g e n o f f enge leg t w e r d e n . 

I m R a h m e n i h r e r E n t s c h e i d u n g s h i l f e f u n k t i o n s o l l e n d i e S o z i a l b u d g e t s d a z u d i e -
n e n , d i e G r u n d l a g e n f ü r e i n e r a t i o n a l e S o z i a l p o l i t i k z u f e s t i g e n : 

(1) E i n e ra t iona le Sozialpol i t ik ist o h n e p r o b l e m b e z o g e n e P r o g n o s e n nicht mögl ich. Z u 
d e n k e n ist in d i e sem Z u s a m m e n h a n g vor allen Dingen an die V o r a u s s c h ä t z u n g e n d e r 
Soz ia l le i s tungen und de r S o z i a l e i n n a h m e n in d e n v e r s c h i e d e n e n S u b s y s t e m e n der So-
zialen S i che rung . D a b e i w e r d e n sich die z u k u n f t s o r i e n t i e r t e n M o d e l l r e c h n u n g e n zur 
R e n t e n f i n a n z i e r u n g von d e n V o r a u s s c h ä t z u n g e n zur A u s g a b e n e n t w i c k l u n g im G e -
sundhe i t sw esen nicht nur hinsichtl ich der z u g r u n d e l i e g e n d e n D a t e n , s o n d e r n auch de r 
v e r w e n d e t e n M e t h o d i k u n t e r s c h e i d e n . D a r ü b e r h inaus ist ein U n t e r s c h i e d zu m a c h e n 
zwischen so lchen P r o g n o s e n , die d e n S ta tus q u o f o r t s c h r c i b e n , und j e n e n P r o g n o s e n , 
bei d e n e n e ine V e r ä n d e r u n g des S t a tu s q u o als Folge pol i t i scher E n t s c h e i d u n g e n (z .B . 
V e r l a g e r u n g d e r Sozia l le is tungen von e i n e m Le i s tungsbe re i ch zu e i n e m a n d e r e n , s tär-
k e r e B e t o n u n g d e s Finalpr inzips s ta t t des Kausa lp r inz ips usw. ) zu be rücks ich t igen ist. 

(2) Die gegenwär t i g vo r l i egenden V o r a u s s c h ä t z u n g e n de r Sozia l le i s tungen und ihrer Fi-
n a n z i e r u n g bez i ehen sich r ege lmäß ig auf das E r s c h e i n u n g s j a h r des Soz ia lbudge t s sowie 
auf ein vier J a h r e spä t e r l iegendes J a h r . Sie k n ü p f e n an die Ins t i tu t ionen d e s Soz ia lbud-
gets an und e r ö f f n e n von hier aus d e n W e g zu e i n e r P r o g n o s e nach F u n k t i o n s b e r e i c h e n . 
Länger f r i s t ige P r o g n o s e n sind i n s b e s o n d e r e zur R e n t e n f i n a n z i e r u n g v e r f ü g b a r (Pro-
g n o s e z e i t r a u m von 15 J a h r e n ) . 

(3) Sämt l i che P r o g n o s e n s t ehen u n t e r ganz b e s t i m m t e n A n n a h m e n zur gesamtwi r t schaf t l i -
chen und d e m o g r a p h i s c h e n E n t w i c k l u n g ; es s ind stets b e d i n g t e V o r h e r s a g e n . Ih re Ein-
f ü g u n g in den gesamtgese l l scha f t l i chen S y s t e m z u s a m m e n h a n g ist s a c h n o t w e n d i g . N u r 
w e n n dies b e a c h t e t wird , k ö n n e n die P r o g n o s e n des Soz ia lbudge t s ihre E n t s c h e i d u n g s -
h i l f e funk t ion im Hinbl ick auf V e r b e s s e r u n g e n d e s Soz ia l l e i s tungssys tems , auf s t ruk tu -
relle Ä n d e r u n g e n des Sys tems und auf die E r f a s s u n g de r B e l a s t u n g s g r e n z e n von G r u p -
p e n , Wi r t scha f t szwe igen und G e s a m t w i r t s c h a f t e r f ü l l e n . 

B e r e i t s im R a h m e n d e r I n f o r m a t i o n s h i l f e f u n k t i o n d e r S o z i a l b u d g e t s , n o c h m e h r 
a b e r b e i d e r E r f ü l l u n g d e r E n t s c h e i d u n g s h i l f e f u n k t i o n e r w e i s t s i ch e i n e i s o l i e r t e 
B e t r a c h t u n g d e s S y s t e m s d e r S o z i a l e n S i c h e r u n g e b e n s o w i e e i n e n u r g r o b e 
B e z u g n a h m e a u f g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e D a t e n a l s u n z u r e i c h e n d . D i e E i n b e z i e -
h u n g d e s S o z i a l b u d g e t s in d i e V o l k s w i r t s c h a f t l i c h e G e s a m t r e c h n u n g s c h i e n b e -
r e i t s d e n V e r f a s s e r n d e r S o z i a l e n q u e t e u n e r l ä ß l i c h z u s e i n , w i r d a l l e r d i n g s in d e m 
M a ß e p r o b l e m a t i s c h , in d e m d i e D e f i n i t i o n e n u n d A b g r e n z u n g e n d e r z u b e r ü c k -
s i c h t i g e n d e n V o r g ä n g e u n t e r s c h i e d l i c h s i n d : 

(1) D ie Volkswi r t scha f t l i che G e s a m t r e c h n u n g k e n n t als Leistimgsarten die E i n k o m m e n s -
ü b e r t r a g u n g e n u n d den S t a a t s v e r b r a u c h ( d e r Soz ia lve r s i che rung) ; das Soz ia lbudge t un-
t e r sche ide t nach E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n (e inmal ige sowie l a u f e n d e G e l d l e i s t u n g e n , 
S t e u e r e n t l a s t u n g e n , P r e i s e r m ä ß i g u n g e n ) , Sach le i s tungen ( W a r e n und Diens t l e i s tun -
gen sowie auch B a r e r s t a t t u n g e n f ü r so lche L e i s t u n g e n ) und nach A l l g e m e i n e n Dien -
sten und Le i s tungen (nicht u n m i t t e l b a r e inze lnen P e r s o n e n z u r e c h e n b a r ) . 
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(2) Die ins t i tu t ionel l geg l i ede r t e E i n n a h m e s e i t e des Soz i a lbudge t s k e n n t a n d e r e Finanzie-
rungsarten als d ie Volkswi r t scha f t l i che G e s a m t r e c h n u n g . D ie Soz ia lbudge t s un t e r -
scheiden nach t a t säch l i chen Bei t rägen der Ve r s i che r t en und d e r A r b e i t g e b e r sowie 
nach un te r s t e l l t en B e i t r ä g e n d e r A r b e i t g e b e r (z .B . für E n t g e l t f o r t z a h l u n g , B e a m t e n -
p e n s i o n e n und B e i h i l f e n ) . N e b e n den Z u w e i s u n g e n aus ö f f en t l i chen Mit te ln ( z .B . B u n -
deszuschüsse zu r R e n t e n v e r s i c h e r u n g . Mittel zur F i n a n z i e r u n g von En t schäd igungs le i -
s tungen u n d von Sozia len Hi l fen und D i e n s t e n ) weisen die Soz ia lbudge t s auch Z u w e i -
sungen a u s n i ch tö f f en t l i chen Mit te ln (z .B . fü r die V e r m ö g e n s b i l d u n g ) aus. E ine wei te -
re F inanz i e rungsa r t d e r Soz ia lbudge t s sind V e r m ö g e n s e r t r ä g e sowie V e r r e c h n u n g e n 
de r Ins t i tu t ionen u n t e r e i n a n d e r . 

U n g e a c h t e t d e r Schwier igke i t en e iner In tegra t ion von Sozialer S icherung und 
Volkswi r t schaf t l i cher G e s a m t r e c h n u n g liegt ihre No twend igke i t doch auf de r 
H a n d . In e inem A n h a n g zu den Sozialbudgets wird versuch t , d ie a n s t e h e n d e n 
Def in i t ions- und A b g r e n z u n g s p r o b l e m e zu lösen, i ndem sozialpol i t ische Def i -
n i t ionen und A b g r e n z u n g e n in solche der Volkswir t schaf t l i chen G e s a m t r e c h -
n u n g t r ans fo rmie r t w e r d e n . Diese Vorgehenswe i se ist sicherlich auch insofern 
sinnvoll , als d ie Volkswir t schaf t l i che G e s a m t r e c h n u n g bere i t s e inen recht h o h e n 
En twick lungss t and aufweis t und d a r ü b e r h inaus auch in te rna t iona l übe rwiegend 
vere inhei t l ich t ist. A l l e rd ings darf diese E i n b e z i e h u n g der Sozialen S icherung in 
die Volkswir t schaf t l i che G e s a m t r e c h n u n g aus sozia lpol i t i scher Sicht nicht zu ei-
ner w e i t g e h e n d e n A g g r e g i e r u n g der E i n n a h m e n - und A u s g a b e n s t r ö m e der So-
zialen S icherung f ü h r e n . E ine ausgepräg te D i f f e r e n z i e r u n g des G e s a m t s y s t e m s 
nach Sozia l le i s tungs ins t i tu t ionen und F u n k t i o n s b e r e i c h e n scheint nach wie vor 
e r forder l i ch zu sein, um unterschied l iche En twick lungen in e inze lnen Leis tungs-
be re ichen und die dabei a n s t e h e n d e n P r o b l e m e rechtzei t ig e r k e n n e n zu k ö n n e n . 
N e b e n der n o t w e n d i g e r w e i s e s tä rker aggregier ten Volkswir t schaf t l i chen G c -
s a m t r e c h n u n g k o m m t d a h e r den insti tutionell und funk t ione l l e rhebl ich d i f fe ren-
z ie r t e ren Soz ia lbudgets aus sozialpol i t ischer , a b e r auch aus gesamtwir t schaf t l i -
c h e r S i c h t e ine e igens tänd ige B e d e u t u n g z u . 

2. Sozialleistungen im Überblick 

2.1 Entwicklungsdynamik der Sozialleistungen 

D e r Umfang des Sozialbudgets hat sich in den le tz ten J a h r e n be t rächt l ich ausge-
wei te t . I960 wa ren es erst 63,8 Mrd. D M , 1986 dagegen 603.8 M r d . D M . In der 
I n d e x b e t r a c h t u n g ist e ine Z u n a h m e de r Sozia l le is tungen von 100,0 im J a h r e 1960 
auf 945.7 im J a h r e 1986 fes tzus te l len . D a b e i ist - zumindes t bis zur V e r s c h ä r f u n g 
de r Wir t schaf t skr i se und den intensivier ten Konsol id ie rungs- und San ie rungsbe-
m ü h u n g e n - der U m f a n g de r Sozial leistungen deut l ich s t ä rke r angewachsen als 
das B r u t t o s o z i a l p r o d u k t . D e r T r e n d der Soz ia l le i s tungsquote als Re la t ion de r im 
Sozia lbudget b e s c h r i e b e n e n Leis tungen zum ( n o m i n a l e n ) Bru t to soz i a lp roduk t 
w a r i n sbesonde re bis Mi t t e de r 7()er Jah re deut l ich au fwär t s ger ich te t ; erst ab En-
de de r 70er u n d vor a l lem a b A n f a n g de r 80er J a h r e ze i chne te sich ein s ignif ikan-
ter R ü c k g a n g der Sozia l le i s tungsquote ab. 

Die Sozialleistungsquote ist nur ein g robe r Ind ika to r der E i n b e z i e h u n g der So-
zia l le is tungen in das ö k o n o m i s c h e G e s a m t s y s t e m . Die En twick lung dieser Re la -
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t ionsziffer hangt von der Entwicklung des Bru t tosoz ia lproduktes sowie dem je-
weiligen U m f a n g der Sozialleistungen ah. Steigen die Sozialleistungen schneller 
als das Bru t tosoz ia lp rodukt , so e rhöh t sich die Sozial leis tungsquote; im umge-
kehr ten Falle sinkt sie. Grundsatz l ich tendier t die Sozial leistungsquote dazu , im 
K o n j u n k t u r a u f s c h w u n g zu s inken, im K o n j u n k t u r a b s c h w u n g dagegen anzustei-
gen. Die Ursache h ier für liegt vor allem dar in , daß ein g roßer Teil der Soziallei-
s tungen bei dem gegebenen Regelungss tand mit I-3jähriger Verzögerung auf 
Schwankungen des Bru t tosoz ia lprodukts und seiner Wachs tumsra te reagier t . 
A n d e r e Sozialleistungen neigen ge rade im K o n j u n k t u r a b s c h w u n g zu e iner deut -
lichen Auswei tung , während sie in der H o c h k o n j u n k t u r relativ geringer ausfal-
len. Diese Dynamik der Sozial le is tungsquote wird zum Teil durch polit ische 
M a ß n a h m e n über lager t , die in der Regel j edoch erst mit e iner zeitlichen Verzö-
gerung wirksam werden . 

Eine ähnl iche Entwicklungsdynamik wie die gesamten Sozialleistungen weisen 
auch die Sozialleistungen pro Kopf der W o h n b e v ö l k e r u n g auf. 1960 waren es 
1152 D M . 1986 dagegen 9898 D M . In der Indexbe t rach tung ist eine Z u n a h m e der 
Pro-Kopf-Le is tungen von 100.0 im Jah re 1960 auf 859.2 im Jahre 1986 festzustel-
len. Die Entwicklung der Pro-Kopf-Le is tungen spiegelt nicht nur den z u n e h m e n -
den U m f a n g des Sozialbudgets wider , sondern ebenso die V e r ä n d e r u n g e n in den 
demograph i schen Prozessen. 

Von den gesamten Sozialleistungen ent fa l len gegenwär t ig etwa 68% auf Ein-
kommensleistungen; diese E inkommens le i s tungen stellen sich als Geldle is tun-
gen (Bar le is tungen) mit Lohnersa tz funk t ion sowie als Minderbe las tungen durch 
Steuer- ode r Z insermäßigungen dar . E twa 27% der Sozialleistungen bes tehen 
aus Sachleistungen; diese be t ref fen Waren und Diens t le is tungen, die den An-
spruchsberecht ig ten unentgelt l ich zur Ve r fügung gestellt o d e r deren Kosten ih-
nen vollständig oder zum Teil ers ta t te t w e r d e n ; sie sind ebenso wie die E inkom-
mensle is tungen einzelnen Personen zu rechenbar . Dieses Kri ter ium erfül len die 
Allgemeinen Dienste und Leistungen mit e inem Antei l von etwa 5 % am Sozial-
budget nicht. Hier handel t es sich um Leis tungen a l lgemeiner Ar t , die in Zu-
schüsse, M a ß n a h m e n und Innerer Dienst untergl ieder t werden . Die Zuschüsse 
stellen Leis tungen der Inst i tut ionen des Sozialbudgets an nicht im Sozialbudget 
e r f aß te Einr ich tungen (z .B. Freie Jugendhi l fe , Deutsches Rotes Kreuz) für ihre 
spezifischen Aufgaben dar . Un te r den Begriff der M a ß n a h m e n fallen b e r a t e n d e , 
beaufs icht igende und be t r euende Leis tungen , soweit sie ebenfal ls nicht e inzelnen 
Personen unmi t te lbar zugeordne t werden können . Der Innere Dienst umfaß t alle 
A u s g a b e n , die zur D u r c h f ü h r u n g der A u f g a b e n der einzelnen Inst i tut ionen not-
wend igs ind (Verwal tungsaufgaben und dergle ichen) . 

2.2 Sozialleistungen nach Institutionen 

Die im Sozialbudget e r faß ten Sozialleistungen werden von einer großen Zahl von 
Inst i tu t ionen e rbrach t . Eine Insti tution kann berei ts eine einzige Einr ichtung sein 
(z .B. die Bundesans ta l t fü r Arbe i t ) , abe r auch eine g röße re Zahl in sich ver-
gle ichbarer Einr ichtungen (z.B. Sozialhilfe) . Da rübe rh inaus weist das Sozialbud-
get neben konkre ten auch abs t rak te Einhe i ten als Inst i tut ionen aus (z .B. das be-
amtenrech t l i che System mit den Pens ionen , Famil ienzuschlägen und Beihi l fen; 
die Entge l t fo r tzah lung als Teil der Arbe i tgeber le i s tungen ; die indi rekten Lei-
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s tungen in F o r m de r S t e u e r e r m ä ß i g u n g e n sowie de r Ve rgüns t i gungen im W o h -
n u n g s w e s e n ) . 

D i e ve r sch iedenen Ins t i tu t ionen erfül len z u m Teil sehr un te r sch ied l i che , z u m 
Teil abe r auch para l le le A u f g a b e n , wie es der historisch g e w a c h s e n e n G l i e d e r u n g 
des Sozia l le is tungssys tems entspr icht . Das Gewich t de r e inze lnen Soziallei-
s tungs ins t i tu t ionen ist i nne rha lb des g e s a m t e n Soz ia lbudge ts sehr un te r sch ied -
lich: 

(1) R e n t e n v e r s i c h e r u n g : 
D ie R e n t e n v e r s i c h e r u n g u m f u ß t als Sozia l le i s tungs ins t i tu t ion die R e n t e n v e r s i c h e r u n g 
d e r A r b e i t e r , d e r A n g e s t e l l t e n sowie d ie k n a p p s c h a f t l i c h e R e n t e n v e r s i c h e r u n g . Ih re 
L e i s t u n g e n b e s t e h e n in e r s t e r Linie aus R e n t e n z a h l u n g e n an Ver s i che r t e ( R e n t e n we-
gen K i n d e r e r z i e h u n g , R e n t e n wegen E r w e r b s m i n d e r u n g , A l t e r s r u h e g e l d e r ) sowie an 
H i n t e r b l i e b e n e ( W i t w e n - u n d W i t w e r r e n t e n ; R e n t e n an die f r ü h e r e E h e f r a u o d e r an 
d e n f r ü h e r e n E h e m a n n ; W a i s e n r e n t e n ) : h inzu t r e t en die L e i s t u n g e n de r R e n t e n v e r s i -
c h e r u n g als R e h a b i l i t a t i o n s t r ä g e r . Die Le i s tungen de r R e n t e n v e r s i c h e r u n g m a c h t e n 
1986 2 9 , 7 % des Soz i a lbudge t s aus; im L e i s t u n g s s p e k t r u m d o m i n i e r e n die E i n k o m -
m e n s l e i s t u n g e n mit 8 9 . 4 % ; d a n e b e n fal len vor al len Dingen Sach le i s tungen an . 

(2) K r a n k e n v e r s i c h e r u n g : 

D ie K r a n k e n v e r s i c h e r u n g ist nach der R e n t e n v e r s i c h e r u n g die b e d e u t e n d s t e Sozial lei-
s tungs ins t i tu t ion ; ihre Le i s tungen in F o r m d e r M a ß n a h m e n zur F r ü h e r k e n n u n g von 
K r a n k h e i t e n , de r K r a n k e n h i l f e , der M u t t e r s c h a f t s h i l f e , d e r Sons t igen H i l f e n , des 
S t e r b e g e l d e s u n d de r Fami l ienhi l fen be l i e fen sich 1986 auf 19 .6% des Soz i a lbudge t s . 
Im L e i s t u n g s s p e k t r u m d e r K r a n k e n v e r s i c h e r u n g d o m i n i e r e n tvp i scherweise die Sach-
le i s tungen mit 8 8 . 1 % ; die E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n h a b e n e inen verg le ichsweise ger in-
gen U m f a n g . 

(3) Unfa l l ve r s i ch e rung : 

Die A u f g a b e n de r Unfa l l ve r s i che rung b e s t e h e n in de r V e r h ü t u n g von Unfä l l en u n d 
B e r u f s k r a n k h e i t e n , in d e r D u r c h f ü h r u n g von R e h a b i l i t a t i o n s m a ß n a h m e n sowie in d e r 
Z a h l u n g von R e n t e n . Be ih i l f en . A b f i n d u n g e n . S t e r b e g e l d e r n usw. an l e i s tungsbc rech -
tigte V e r s i c h e r t c . ihre A n g e h ö r i g e n o d e r ihre H i n t e r b l i e b e n e n . D ie G e s a m t l e i s t u n g e n 
be l i e f en sich 1 9 8 6 a u f 2 , 0 % des Soz ia lbudgets . Im L e i s t u n g s s p e k t r u m de r Unfa l lve r s i -
c h e r u n g d o m i n i e r e n die E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n mit 6 5 . 7 % d e r G e s a m t l e i s t u n g e n . 
D a n e b e n fal len vor a l l em Sach le i s tungen , a b e r auch A l l g e m e i n e Diens t e u n d Le i s tun -
gen an . 

(4) A r b e i t s f ö r d e r u n g : 

D a s L e i s t u n g s s p e k t r u m d e r A r b e i t s f ö r d e r u n g u m f a ß t die Le i s tungen de r B u n d e s a n -
stalt f ü r Arbe i t ( F ö r d e r u n g de r beruf l ichen B i ldung . F ö r d e r u n g d e r A r b e i t s a u f n a h m e 
u n d sons t ige a rbe i t smark tpo l i t i s che M a ß n a h m e n , Le i s tungen zur R e h a b i l i t a t i o n , Lei-
s t u n g e n der p r o d u k t i v e n W i n t e r b a u f ö r d e r u n g u n d M a ß n a h m e n zur A r b e i t s b e s c h a f -
f u n g . K u r z a r b e i t e r g e l d , Le is tungen an Arbe i t s lo se usw.) sowie sons t ige A r b e i t s f ö r d e -
r u n g s m a ß n a h m e n (Arbe i t s lo senh i l f e u n d beschä f t igungspo l i t i s che M a ß n a h m e n ) . D ie 
G e s a m t l e i s t u n g e n be l i e f en sich 1986 auf 7 , 2 % des Soz ia lbudge t s mit e i n e m Ante i l de r 
E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n von 53 .8% und der Sach le i s tungen von 2 5 , 3 % . 

(5) K i n d e rg e l d : 

U n t e r d ie Ins t i tu t ion K inde rge ld fallen die Le i s tungen nach d e m B u n d e s k i n d e r g e l d g e -
setz sowie die Z a h l u n g e n an die R e n t e n v e r s i c h e r u n g s t r ä g e r a u f g r u n d de r K i n d e r z u -
s c h u ß v e r o r d n u n g v o m 11. Mai 1979. D a s L e i s t u n g s v o l u m e n belief sich 1986 auf 2 , 4 % 
des Soz ia lbudge t s ; f ü r die Z u k u n f t wird mit e i n e m deu t l i chen A b s i n k e n des Leis tungs-
u m f a n g s g e r e c h n e t . Die Leis tungen b e s t e h e n fast ausschl ießl ich aus l a u f e n d e n Ein-
k o m m e n s l e i s t u n g e n . 
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(6) E r z i e h u n g s g e l d : 
U n t e r d ie Ins t i tu t ion Erz iehungsge ld (allen die E r z i e h u n g s g e l d z a h l u n g e n ab 1 . 1 . 1986 
mit e i n e m Ante i l von 0 . 3 % am Soz ia lbudge t d e s J a h r e s 1986; es hande l t sich d a b e i last 
ausschl ießl ich um E i n k o m m c n s l e i s t u n g e n . 

(7) Al t e r sh i l f e für Landwi r t e : 

D i e Al te r sh i l fe für L a n d w i r t e e rb r ing t G e s u n d h e i t s m a ß n a h m e n , stellt bei K r a n k h e i t 
u n d T o d e ine Be t r i ebs - und H a u s h a l t s h i l f e , gewahr t Al te r sge ld u n d vorzei t iges Al te r s -
ge ld , e ine Übe rgangsh i l f e bzw. ein H i n t e r b l i e b e n e n g e l d sowie g e g e b e n e n f a l l s e ine 
L a n d a b g a b e r e n t e ; als spezi f ische Le i s tung ist z u d e m die Mögl ichke i t d e r G e w ä h r u n g 
von B e i t r a g s n a c h e n t r i c h t u n g s z u s c h ü s s e n zu e r w ä h n e n . D ie G e s a m t l e i s t u n g e n e r -
re ich ten 1986 e inen Ante i l von 0 , 6 % d e s Soz ia lbudge ts . D ie Le i s tungen b e s t e h e n ge-
g e n w ä r t i g zu 86 .0% aus E i n k o m m e n s l c i s t u n g e n . 

(8) V e r s o r g u n g s w e r k e : 

D ie Ins t i tu t ion de r V e r s o r g u n g s w e r k e u m f a ß t E i n r i c h t u n g e n für die A n g e h ö r i g e n d e r 
f r e i en B e r u f e mit e ine r L e i s t u n g s g e w ä h r u n g bei Berufs - u n d E r w e r b s u n f ä h i g k e i t , bei 
A l t e r sowie zuguns t en de r H i n t e r b l i e b e n e n ; d a s L e i s t u n g s s p e k t r u m ist in e t w a ver-
g le i chba r mit d e m j e n i g e n d e r R e n t e n v e r s i c h e r u n g . D a s g e s a m t e L e i s t u n g s v o l u m e n 
u m f a ß t e 1986 0 , 2 % des Soz ia lbudge t s . V o n h e r a u s r a g e n d e r B e d e u t u n g sind d ie Ein-
k o m m e n s l c i s t u n g e n . 

(9) B e a m t e n r e c h t l i c h e s Sys tem: 
D a s b e a m t e n r e c h t l i c h e Sys tem g e w ä h r t Le i s tungen de r Al t e r s - u n d H i n t e r b l i e b e n e n -
v e r s o r g u n g sowie Le i s tungen bei K r a n k h e i t u n d Inval idi tä t . Die G e s a m t l e i s t u n g e n be-
l iefen sich 1986 auf 9,07o des Soz ia lbudge t s . D i e Le i s tungen b e s t e h e n zu 85,4 % aus 
E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n . 

(10) A r b e i t g e b e r l e i s t u n g e n : 

D ie A r b e i t g e b e r l e i s t u n g e n umfas sen die E n t g e l t f o r t z a h l u n g (bei K r a n k h e i t , bei Heil-
v e r f a h r e n und bei M u t t e r s c h a f t ) , die be t r i eb l i che A l t e r s v e r s o r g u n g ( P e n s i o n s k a s s e n . 
B e t r i e b s r e n t e n . D i r e k t v e r s i c h e r u n g ) , d ie Z u s a t z v e r s o r g u n g (haup t säch l i ch R e n t e n 
bei Berufs - und E r w e r b s u n f ä h i g k e i t , bei A l t e r und an H i n t e r b l i e b e n e ) sowie sons t ige 
A r b e i t g e b e r l e i s t u n g e n (Beih i l fen bei K r a n k h e i t . Fami l i enzu lagen . W o h n u n g s l e i s t u n -
g e n . be t r i eb l i che r G e s u n d h e i t s d i e n s t ) . D a s Le i s tungsvo lumen belief sich 1986 auf 
8 , 8 % des Soz ia lbudge t s und b e s t a n d zu 9 3 . 5 % a u s E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n . 

(11) E n t s c h ä d i g u n g s i n s t i t u t i o n e n : 

D i e En t schäd igungs in s t i t u t i onen u m f a s s e n die K r i e g s o p f e r v e r s o r g u n g , den Las t en -
ausg le ich . die W i e d e r g u t m a c h u n g und sons t ige E n t s c h ä d i g u n g e n . Die Le i s tungen be-
l iefen sich 1986 auf 2 . 9 % des Soz ia lbudge t s . D i e En t schäd igungs l e i s tungen b e s t e h e n 
zu 76.0 % aus E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n . 

(12) Ins t i tu t ionen der Sozialen Hi l fen und D i e n s t e : 

D ie Ins t i tu t ionen d e r Sozialen Hi l fen u n d Diens t e stellen Le i s tungen d e r Sozia lh i l fe , 
d e r J u g e n d h i l f e , der A u s b i l d u n g s f ö r d e r u n g , d e s Wohngeldgese tz .es . des öf fen t l iche i l 
G e s u n d h e i t s d i e n s t e s und d e r V e r m ö g c n s b i l d u n g s g e s e t z e be re i t . D a s g e s a m t e Lei-
s t u n g s v o l u m e n belief sich 1986 auf 7 . 8 % des Soz ia lbudge t s . Die Le i s tungen b e s t e h e n 
insgesamt zu 4 6 . 3 % aus E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n und 3 7 . 4 % aus Sach l e i s t ungen . 

(13) I n d i r e k t e Le i s tungen : 

D i e ind i r ek ten Le i s tungen u m f a s s e n i n s b e s o n d e r e S t e u e r e r m ä ß i g u n g e n . Diese be t r e f -
fen als E r m ä ß i g u n g e n von S t e u e r n auf E i n k o m m e n u . a . die e r h ö h t e n A b s e t z u n g e n f ü r 
W o h n g e b ä u d e , das s t e u e r b e g ü n s t i g t e B a u s p a r e n sowie d ie s t e u e r b e g ü n s t i g t e n A u f -
w e n d u n g e n für die B e r u f s a u s b i l d u n g , d ie A l t e r s e n t l a s t u n g s b e t r ä g e , die H a u s h a l t s f r e i -
b e t r ä g e , d a s Ehega t t en -Sp l i t t i ng , die K i n d e r g r u n d f r e i b e t r ä g e , d ie a u ß e r g e w ö h n l i c h e n 
B e l a s t u n g e n , die A u s b i l d u n g s f r e i b e t r ä g e , die P a u s c h b e t r ä g e fü r K ö r p e r b e h i n d e r t e 
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sowie die F r e i b e t r ä g e fü r Kr iegsopfer und g le ichges te l l te P e r s o n e n . N e b e n diesen Er -
m ä ß i g u n g e n von S t e u e r n auf E i n k o m m e n s ind E r m ä ß i g u n g e n von S teue rn auf V e r m ö -
gen zu k o n s t a t i e r e n wie E h e g a t t e n f r e i b e t r ä g e , K i n d e r f r e i b e t r ä g e , A l t e r s f r e i b e t r ä g e 
sowie G r u n d s t e u e r e r m ä ß i g u n g e n . Hinzu tr i t t die S t e u e r e r m ä ß i g u n g a u f g r u n d des Kfz-
S t eue re r l a s se s fü r K ö r p e r b e h i n d e r t e . D e r G e s a m t u m f a n g der sozial b e d i n g t e n S t e u e r -
e r m ä ß i g u n g e n belief sich 1986 auf 9,1 % des Soz i a lbudge t s . 

Z u den i n d i r e k t e n Le i s tungen gehören w e i t e r h i n V e r g ü n s t i g u n g e n im W o h n u n g s -
w e s e n : d iese b e t r e f f e n den sozialen W o h n u n g s b a u (Z inszuschüsse , T i lgungszuschüsse 
und Z i n s e r m ä ß i g u n g e n ) , d ie W o h n u n g s f ü r s o r g e de r ö f f e n t l i c h e n A r b e i t g e b e r (Z ins -
e r m ä ß i g u n g e n ) u n d d e n Las tenausg le ich ( Z i n s e r m ä ß i g u n g e n ) . D a s L e i s t u n g s v o l u m e n 
belief sich 1986 auf 0 . 9 % des Sozia lbudgets . 

Sowohl die S t e u e r e r m ä ß i g u n g e n als auch die V e r g ü n s t i g u n g e n im W o h n u n g s w e s e n 
b e s t e h e n zu 100% aus E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n . 

2.3 Sozialleistungen nach Funktionen 

Die ve r sch iedenen Sozia l le is tungsins t i tu t ionen e r b r i n g e n ihre Le is tungen in un-
te rschiedl ichen Funk t ionshe re i chen de r Sozia len S icherung . D e r Sozia lber icht 
vers teh t u n t e r Soz ia l le i s tungsfunkt ionen soziale T a t b e s t ä n d e , Risiken ode r Be-
dür fn i s se , d e r e n Ein t r i t t und V o r h a n d e n s e i n die A n s p r u c h s b e r e c h t i g u n g auf So-
zia l le is tungen aus lös t . D e r Sozialbericht n e n n t insgesamt 8 Funk t ionsbe re i che 
de r Sozia len S icherung : 

(1) F u n k t i o n s b e r e i c h A l t e r u n d H in t e rb l i ebene : 

D e r F u n k t i o n s b e r e i c h A l t e r und H i n t e r b l i e b e n e faßt d ie Le i s tungen der Al te r s - und 
H i n t e r b l i e b e n e n s i c h e r u n g z u s a m m e n . Die Le i s tungen bei A l t e r umfassen A l t e r s r u h e -
ge lde r ( u n t e r B e r ü c k s i c h t i g u n g der f lexiblen A l t e r s g r e n z e ) , f e r n e r R e n t e n u n d r e n t e n -
ähn l iche L e i s t u n g e n , d ie nicht A l t e r s r u h e g e l d e r s ind , an P e r s o n e n jensei ts d e r für das 
A l t e r s r u h e g e l d g e l t e n d e n Al t e r sg renze , u n a b h ä n g i g d a v o n , aus we lchem A n l a ß die 
Le i s tung u r sp rüng l i ch zugebil l igt wurde . D ie Le i s tungen an H i n t e r b l i e b e n e u m f a s s e n 
die Le i s tungen an W i t w e n (Wi twer ) un t e r 60 (65) J a h r e n sowie die Le i s tungen b e i m 
T o d von Begüns t i g t en u n d Fami l i enangehör igen ( S t e r b e g e l d ) . Fami l i enzusch läge u n d 
W a i s e n r e n t e n sind j edoch d e m Funk t ionsbe re i ch E h e und Famil ie z u g e o r d n e t . Die ge-
s a m t e n L e i s t u n g e n im F u n k t i o n s b e r e i c h A l t e r u n d H i n t e r b l i e b e n e be l ie fen sich 1986 
auf 3 8 . 2 % des S o z i a l b u d g e t s und bes tanden zu e twa 9 2 % aus E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n . 

(2) F u n k t i o n s b e r e i c h K r a n k h e i t u n d Invalidität ( G e s u n d h e i t ) : 

D e r F u n k t i o n s b e r e i c h K r a n k h e i t und Inval idi tä t e r f a ß t d ie Le i s tungen zur V e r h ü t u n g 
von K r a n k h e i t e n , die Le i s tungen bei K r a n k h e i t sowie bei A r b e i t s u n f ä l l e n / B e r u f s -
k r a n k h e i t e n u n d bei a l l g e m e i n e r Inval idi tä t . Die V o r b e u g u n g s m a ß n a h m e n b e t r e f f e n 
die L e i s t u n g e n zu r V e r h ü t u n g von K r a n k h e i t e n , von A r b e i t s u n f ä l l e n u n d B e r u f s k r a n k -
he i t en sowie von B e r u f s - u n d E r w e r b s u n f ä h i g k e i t . D ie L e i s t u n g e n bei K r a n k h e i t ( au -
ße r bei A r b e i t s u n f a l l / B e r u f s u n f a l l ) u m f a s s e n d i e j en igen L e i s t u n g e n , die de r L i n d e r u n g 
d e r K r a n k h e i t o d e r d e r W i e d e r h e r s t e l l u n g d e r G e s u n d h e i t d i e n e n , e inschl ießl ich d e r 
G e l d l e i s t u n g e n bei A r b e i t s u n f ä h i g k e i t . Die L e i s t u n g e n bei A r b e i t s u n f a l l / B e r u f s k r a n k -
heit u m f a s s e n die A u s g a b e n zur En t s chäd igung von P e r s o n e n , d ie von A r b e i t s u n f ä l l e n / 
B e r u f s k r a n k h e i t e n b e t r o f f e n sind; d ie Le i s tungen d i e n e n de r W i e d e r h e r s t e l l u n g d e r 
E r w e r b s f ä h i g k e i t d u r c h A r b e i t s - und B e r u f s f ö r d e r u n g ( B e r u f s h i l f e ) und de r L i n d e r u n g 
d e r Vc r l e t zungs - u n d K r a n k h e i t s f o l g e n ; h ie rzu g e h ö r e n auch G e l d l e i s t u n g e n an V e r -
le tz te bzw. b e r u f s k r a n k e Pe r sonen . D i e L e i s t u n g e n bei a l l geme ine r Inval idi tä t fa l len 
d a n n a n , w e n n e i n e d a u e r n d e u n d mit E i n s c h r ä n k u n g o d e r Ver lus t de r Beru f s - o d e r E r -
w e r b s f ä h i g k e i t v e r b u n d e n e B e e i n t r ä c h t i g u n g der G e s u n d h e i t du rch phys ische G e b r e -
chen vor l i eg t ; a u ß e r d e m fal len hier L e i s t u n g e n bei B e h i n d e r u n g an ( a u ß e r als Fo lge 
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von A r b c i t s u n f a l l / B c r u f s k r a n k h e i t s o w i e v o n p o l i t i s c h e n E r e i g n i s s e n ) . D i e F a m i l i e n -
z u s c h l ä g e zu d e n E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n w e r d e n d e m F u n k t i o n s b e r e i c h E h e u n d F a m i -
lie z u g e r e c h n e t . R e n t e n l e i s t u n g e n an P e r s o n e n ü b e r 60 J a h r e ( F r a u e n ) b z w . ü b e r 65 
J a h r e ( M ä n n e r ) w e r d e n d e n L e i s t u n g e n f ü r A l t e r u n d H i n t e r b l i e b e n e z u g e o r d n e t . D i e 
G e s a m t l e i s t u n g e n im F u n k t i o n s b e r e i c h K r a n k h e i t u n d I n v a l i d i t ä t b e l i e f e n sich 1986 auf 
33,1 % d e s S o z i a l b u d g c t s ; s ie b e s t a n d e n zu 6 2 % a u s S a c h l e i s t u n g e n . 

(3 ) F u n k t i o n s b e r e i c h E h e u n d F a m i l i e : 

D e r d r i t t w i c h t i g s t e F u n k t i o n s b e r e i c h d e r S o z i a l e n S i c h e r u n g ist d e r j e n i g e von E h e u n d 
F a m i l i e . H i e r i n e n t h a l t e n s ind d ie L e i s t u n g e n f ü r K i n d e r , an E h e g a t t e n u n d bei M u t t e r -
s c h a f t . E i n b e z o g e n w e r d e n a u c h e n t s p r e c h e n d e L e i s t u n g e n a u s d e m b e a m t e n r e c h t l i -
c h e n S y s t e m s o w i e g e m ä ß T a r i f v e r t r a g s r e c h t d e s Ö f f e n t l i c h e n D i e n s t e s . F ü r K i n d e r fa l -
len U n t e r h a l t s l e i s t u n g e n an ( a u c h K i n d e r z u s c h Ü i g e u n d W a i s e n r e n t e n ) . D i e L e i s t u n -
gen f ü r E h e g a t t e n u m f a s s e n s o l c h e L e i s t u n g e n ( e i n s c h l i e ß l i c h Z u s c h l ä g e ) , d ie w e g e n 
d e s U n t e r h a l t s v o n E h e g a t t e n e n t r i c h t e t w e r d e n . D i e L e i s t u n g e n bei M u t t e r s c h a f t u m -
f a s s e n al le d i e j e n i g e n L e i s t u n g e n , d ie im Z u s a m m e n h a n g m i t S c h w a n g e r s c h a f t u n d 
E n t b i n d u n g s t e h e n , e i n s c h l i e ß l i c h d e r L e i s t u n g e n f ü r M u t t e r u n d K i n d w ä h r e n d d e r e r -
s t e n Tage n a c h d e r E n t b i n d u n g u n d w ä h r e n d d e r S c h u t z f r i s t e n s o w i e w ä h r e n d d e s M u t -
t e r s c h a f t s u r l a u b s , f e r n e r M u t t e r s c h a f t s v o r s o r g e l e i s t u n g e n . D i e L e i s t u n g e n im F u n k -
t i o n s b e r e i c h E h e u n d F a m i l i e b e l i c f e n sich auf 13 .0% d e s S o z i a l b u d g e t s im J a h r e 1986 
mit e i n e m A n t e i l d e r E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n v o n e t w a 9 0 % . 

(4) F u n k t i o n s b e r e i c h B e s c h ä f t i g u n g : 

D i e L e i s t u n g e n im F u n k t i o n s b e r e i c h B e s c h ä f t i g u n g b e t r e f f e n d ie b e r u f l i c h e B i l d u n g , 
d ie s o n s t i g e M o b i l i t ä t u n d d i e L e i s t u n g e n bei A r b e i t s l o s i g k e i t . D i e L e i s t u n g e n z u r be -
r u f l i c h e n B i l d u n g u m f a s s e n d ie F ö r d e r u n g d e r A u s b i l d u n g , F o r t b i l d u n g u n d U m s c h u -
l u n g sowie d ie B e r u f s b e r a t u n g im R a h m e n d e s A r b e i t s f ö r d e r u n g s g e s e t z e s , d e r R e i c h s -
v e r s i c h e r u n g s o r d n u n g . d e s A n g e s t e l l t e n v e r s i c h e r u n g s - u n d d e s R e i c h s k n a p p s c h a f t s g e -
s e t z e s , d e s B u n d e s v e r s o r g u n g s - , L a s t e n a u s g l e i c h s - , B u n d e s s o z i a l h i l f e - , J u g e n d w o h l -
f a h r t s - u n d B u n d e s a u s b i l d u n g s f ö r d e r u n g s g e s e t z e s . Z u d e n s o n s t i g e n m o b i l i t ä t s f ö r -
d e r n d e n M a ß n a h m e n g e h ö r e n d ie L e i s t u n g e n z u r F ö r d e r u n g d e r A r b e i t s a u f n a h m e , d e s 
A r b e i t s p l a t z w e c h s e l s u n d d e r S c h a f f u n g v o n A r b e i t s p l ä t z e n ; M a ß n a h m e n zu r g a n z j ä h -
r i g e n B e s c h ä f t i g u n g in d e r B a u w i r t s c h a f t ( e in sch l i eß l i ch S c h l e c h t w e t t e r - u n d W i n t e r -
g e l d ) sowie die A r b e i t s b e r a t u n g u n d - V e r m i t t l u n g w e r d e n e b e n f a l l s h i n z u g e r e c h n e t . 
D i e L e i s t u n g e n bei A r b e i t s l o s i g k e i t f a l l en bei v o r ü b e r g e h e n d e r u n f r e i w i l l i g e r N i c h t -
t e i l n a h m e a m E r w e r b s l e b e n in F o r m d e s A r b e i t s l o s e n g e l d e s , d e s K u r z a r b c i t e r g e l d e s 
u n d d e r A r b e i t s l o s e n h i l f e a n . S ä m t l i c h e F a m i l i e n z u s c h l ä g e zu d e n E i n k o m m e n s l e i s t u n -
g e n s ind d e m F u n k t i o n s b e r e i c h E h e u n d F a m i l i e z u g e o r d n e t . D a s L e i s t u n g s v o l u m e n im 
F u n k t i o n s b e r e i c h B e s c h ä f t i g u n g bel ief sich 1986 auf 8 , 7 % d e s S o z i a l b u d g e t s ; d e r A n -
teil d e r E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n bel ief sich auf e t w a 6 0 % . 

(5) F u n k t i o n s b e r e i c h F o l g e n p o l i t i s c h e r E r e i g n i s s e : 

Z u d e n L e i s t u n g e n im F u n k t i o n s b e r e i c h F o l g e n p o l i t i s c h e r E r e i g n i s s e g e h ö r e n k o n -
s u m t i v e L e i s t u n g e n , d i e als E n t s c h ä d i g u n g f ü r d ie F o l g e n p o l i t i s c h e r E r e i g n i s s e , i n s b e -
s o n d e r e bei K r i e g s s c h ä d e n , g e z a h l t w e r d e n . A u c h d ie B e l a s t u n g d e r R e n t e n v e r s i c h e -
r u n g s t r ä g e r d u r c h B e r u f s - u n d E r w e r b s u n f ä h i g k e i t s r e n t e n , s o w e i t s ie auf K r i e g s f o l g e n 
z u r ü c k g e h e n , w i rd d i e s e n L e i s t u n g e n in p a u s c h a l e r F o r m z u g e r e c h n e t . E n t s c h ä d i g u n -
gen f ü r V e r m ö g e n s v e r l u s t e s ind h ie r in j e d o c h n ich t e n t h a l t e n . A u ß e r d e m w e r d e n d i e 
F a m i l i e n z u s c h l ä g e zu d e n E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n d e m F u n k t i o n s b e r e i c h E h e u n d F a -
m i l i e , d ie R e n t e n an P e r s o n e n ü b e r 60 ( F r a u e n ) bzw. 65 J a h r e ( M ä n n e r ) d e n L e i s t u n -
g e n im F u n k t i o n s b e r e i c h A l t e r u n d H i n t e r b l i e b e n e z u g e s c h l a g e n . D e r F u n k t i o n s b e -
re ich F o l g e n p o l i t i s c h e r E r e i g n i s s e u m f a ß t e 1986 1 .7% d e s S o z i a l b u d g c t s mit e i n e m 
A n t e i l d e r E i n k o m m e n s l e i s t u n g e n von e t w a 6 8 % . 

(6) F u n k t i o n s b e r e i c h W o h n e n : 

D e m F u n k t i o n s b e r e i c h W o h n e n w e r d e n d ie L e i s t u n g e n z u r V e r b e s s e r u n g d e r W o h -
n u n g s v e r s o r g u n g , i n s b e s o n d e r e d a s W o h n g e l d u n d d ie M i e t v e r b i l l i g u n g d e s S o z i a l e n 
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Wohnungsbaus , zugerechnet . Das Leistungsvolumen belief sich im Jahre 1986 auf 
2 ,1% des Sozialbudgets; der Anteil der Einkommensleis tungen machte knapp 68% 
aus. 

(7) Funktionsbereich Sparen: 
Der Funktionsbereich Sparen umfaßt die Leistungen nach den Gesetzen zur Förderung 
der Vermögensbi ldung für Arbei tnehmer , dem Spar-Prämiengesetz und dem Woh-
nungsbau-Prämiengesetz sowie die steuerliche Begünstigung des Bausparens und der 
7b-Abschreibung. Das Leistungsvolumen belief sich auf 2 ,7% des Sozialbudgets im 
Jahre 1986 und bestand fast ausschließlich aus Einkommensleis tungen. 

(8) Funktionsbereich Allgemeine Lebenshilfen: 
Der Funktionsbereich Allgemeine Lebenshilfen umfaßt Leistungen, die bei Vorliegen 
besonderer wirtschaftlicher oder sonstiger Notlagen zugewendet werden. Hierzu gehö-
ren vor allen Dingen Leistungen der Rentenversicherung sowie der Sozial- und Jugend-
hilfe. ferner die sogenannten Sonstigen Hilfen, die von der Krankenversicherung als 
ärztliche Beratung und Hilfe zur Empfängnisregelung erbracht werden. Der Leistungs-
umfang dieses Funktionsbereichs belief sich 1986 auf 0 ,6% des Sozialbudgets, wobei 
die Einkommensleis tungen und Sachleistungen in etwa gleichgewichtig von herausra-
gender Bedeutung waren. 
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Tabelle 1: Sozialleistungen 1960-1990 

Jahr 
Sozial 

Mio. 
D M 

"rndget 

Index 

Brut to 
prot 

Mrd. 
D M 

sozial-
iukt 

Index 

Sozial-
leistungs 

quote 
% 

Einw 

Mio. 

ahner 

Index 

Pro-Kop 
bud 

D M 

f-Sozial-
get 

Index 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 

63 845 
70948 
77594 
82 894 
90635 

100.0 
111,1 
121,5 
129.8 
141.9 

303.0 
331.4 
360.5 
382.1 
419.6 

100,0 
109.4 
119.0 
126.1 
138.5 

21,07 
21,41 
21,52 
21,69 
21,60 

55,4 
56,2 
56,8 
57,4 
58,0 

100,0 
101,3 
102,5 
103.5 
104.6 

1 152 
1 262 
1 366 
1444 
1563 

100,0 
109,5 
118.5 
125,3 
135.6 

1965 
1966 
1967 
1968 
1969 

114603 
128509 
137504 
146202 
158340 

179,5 
201.3 
215.4 
229,0 
248,0 

458,2 
487.4 
493,7 
533.7 
597.8 

151.2 
160,9 
162,9 
176,1 
197.3 

25,01 
26,37 
27,85 
27,39 
26.49 

58,6 
59,1 
59,3 
59,5 
60,1 

105,7 
106,7 
107,0 
107.3 
108.4 

1956 
2 174 
2319 
2 457 
2635 

169,7 
188,7 
201,2 
213,2 
228,6 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 

180 144 
198752 
223 922 
252592 
300626 

282,1 
311,3 
350.7 
395,6 
470.8 

675.7 
751.8 
825,1 
918.9 
985,6 

223.0 
248.1 
272,3 
303,3 
325,3 

26,66 
26,44 
27,14 
27.49 
30.50 

60,7 
61,3 
61.7 
62,0 
62,1 

109,4 
110,6 
111,3 
111,8 
111,9 

2 968 
3 242 
3 629 
4074 
4841 

257,5 
281.4 
314,9 
353.5 
420,1 

1975 
1976 
1977 
1978 
1979 

346598 
373024 
397 839 
418612 
443 820 

542.8 
584,2 
623,1 
655,6 
695,1 

1 029,4 
1 123,0 
1 196,3 
1 290,0 
1 395,3 

339.7 
370.6 
394.8 
425.7 
460,5 

33,67 
33,22 
33,26 
32,45 
31,81 

61,8 
61,5 
61,4 
61.3 
61.4 

111.5 
111,0 
110,8 
110.6 
110.7 

5 608 
6065 
6480 
6829 
7228 

486,7 
526,3 
562,3 
592,6 
627,2 

1980 
1981 
1982 
1983 
1984 

475 730 
508 797 
524435 
535 378 
554574 

745,1 
796,9 
821.4 
838.5 
868.6 

1485,2 
1545,1 
1597,1 
1 674,1 
1 756,9 

490,2 
509,9 
527,1 
552,5 
579,8 

32,03 
32,93 
32,84 
31,98 
31,57 

61,6 
61,7 
61,6 
61,3 
61,0 

111,1 
111,3 
111,2 
110,6 
110,1 

7 723 
8246 
8514 
8734 
9091 

670,2 
715,6 
738,8 
758,2 
789,1 

1985 
1986 

572297 
603 779 

896,3 
945,7 

1 837,9 
1 950,0 

606,6 
643,6 

31,14 
30,96 

61,0 
61,0 

110,1 
110,1 

9302 
9898 

814,4 
859,2 

1990 688 622 1 078,5 2341,0 722,6 29,42 59,4 107,2 11593 1 006,0 

Quellen: Bundesministerium für Arbei t und Sozialordnung: Arbeits- und Sozialstatistik 
1985 sowie Sozialbudget 1986. Institut der deutschen Wirtschaft: Zahlen zur wirtschaftli-
chen Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 1986. Bevölkerungsprognose gem. 
Tab. 27 (Modell II) und 28 (Modell A) . 
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